Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 4527 


Bundesrepublik Deutschland Bonn, den 20. Juni 1953 

Der Bundeskanzler 
4 - 53100 - 957/53 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Bundesergänzungsgesetzes zur 
Entschädigung für Opfer der nationalsozia- 
listischen Verfolgung (BEG) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 110. Sitzung am 19. Juni 1953 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes zu der Gesetzesvorlage nach 
Anlage 2 Stellung genommen. 

Gleichzeitig übersende ich den vom Bundesrat gemäß Artikel 76 Ab- 
satz 1 des Grundgesetzes eingebrachten 

Entwurf eines Bundesentschädigungsgesetzes 

(Anlage 3) 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dieser Gesetzesvorlage 
ist in der Anlage 4 dargelegt. 


Dr. Adenauer 
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In Anerkennung der Tatsache, 

daß Personen, die wegen ihrer politischen 
Überzeugung, aus Gründen der Rasse, des 
Glaubens oder der Weltanschauung unter der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft ver- 
folgt worden sind, Unrecht geschehen ist, 
und daß der aus Überzeugung oder um des 
Glaubens oder Gewissens willen gegen die 
nationalsozialistische Gewaltherrschaft gelei- 
stete Widerstand ein Verdienst um das Wohl 
des Deutschen Volkes und Staates war, 
hat der Bundestag mit Zustimmung des Bun- 
desrates das nachstehende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das in den Ländern Bayern, Bremen, Hessen 
und im Gebiet des früneren Landes Würt- 
temberg-Baden einheitlich geltende Gesetz 
zur Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts (Entschädigungsgesetz) vom 26. April 
1949 erhält folgende Fassung (§§ 1 bis 103) 
und wird auf den Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes erstreckt. 


ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 
ERSTER TITEL 
Anspruch auf Entschädigung 

§ 1 

(1) Anspruch auf Entschädigung nach die- 
sem Gesetz hat, wer in der Zeit vom 30. Ja- 
nuar 1933 bis zum 8, Mai 1945 (Verfolgungs- 
zeit) wegen seiner gegen den Nationalsozialis- 
mus gerichteten politischen Überzeugung, aus 
Gründen der Rasse, des Glaubens oder der 
Weltanschauung (Verfolgungsgründe) durch 
nationalsozialistische Ge^altmaßnahmen ver- 
folgt worden ist und hierdurch Schaden an 
Leben, Körper, Gesundheit, Freiheit, Eigen- 
tum, Vermögen oder in seinem beruflichen 
und wirtschaftlichen Fortkommen erlitten 
hat (Verfolgter). 

(2) Der Verfolgung wegen politischer Über- 
zeugung wird gleichgestellt eine Verfolgung, 
die darauf beruhte, daß der Verfolgte auf 
Grund eigener Gewissensentscheidung sich un- 
ter Gefährdung seiner Person aktiv gegen die 


Mißachtung der Menschenwürde oder gegen 
die sittlich, auch durch den Krieg nicht ge- 
rechtfertigte Vernichtung von Menschenleben 
eingesetzt hat. 

(3) Nationalsozialistische Gewaltmaßnah- 
men sind solche Maßnahmen, die auf Veran- 
lassung oder mit Billigung einer Dienststelle 
oder eines Amtsträgers des Reichs oder eines 
Landes oder einer sonstigen Körperschaft, 
Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts 
oder der NSDAP oder ihrer Gliederungen 
oder angeschlossenen Verbände aus den Ver- 
folgungsgründen gegen den Verfolgten ge- 
richtet worden sind. Es wird vermutet, daß 
solche Maßnahmen gegen den Verfolgten ge- 
richtet worden sind, wenn dieser zu einem 
Personenkreis gehörte, den in seiner Gesamt- 
heit die deutsche Regierung oder die NSDAP 
durch ihre Maßnahmen vom kulturellen und 
wirtschaftlichen Leben Deutschlands auszu- 
schließen beabsichtigte. 

(4) Keinen Anspruch auf Entschädigung 
nach diesem Gesetz hat, 

1. wer der nationalsozialistischen oder einer 
anderen Gewaltherrschaft Vorschub gelei- 
stet hat; 

2. wem nach dem 8. Mai 1945 rechtskräftig 
die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt 
worden sind; 

3. wer nach dem 8. Mai 1945 rechtskräftig zu 
Zuchthausstrafe von mehr als drei Jahren 
verurteilt worden ist; 

4. wer die freiheitliche demokratische Grund- 
ordnung bekämpft. 

5 2 

(1) Der Anspruch auf Entschädigung ist 
ganz oder teilweise zu versagen, wenn der 
Anspruchsberechtigte sich, um Entschädi- 
gungsleistungen zu erlangen, vor oder nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes unlauterer Mit- 
tel bedient oder wissentlich oder grobfahr- 
lässig unrichtige oder irreführende Angaben 
über Grund oder Höhe des Schadens gemacht, 
veranlaßt oder zugelassen hat. 

(2) Der Anspruch auf Entschädigung ist 
verwirkt, wenn nach dem Inkrafttreten des 
Gesetzes einer der Ausschließungsgründe des 
§ 1 Abs. 4 eintritt. 
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§ 3 

(1) Die Grundsätze des bürgerlichen Rechts 
über die Berücksichtigung mitwirkenden Ver- 
schuldens und über die Anrechnung eines im 
Zusammenhang mit dem Schaden erlangten 
Vorteils finden sinngemäß Anwendung. 

(2) Ein mit der Verfolgung zusammenhän- 
gendes Einverständnis des Verfolgten mit der 
schädigenden Maßnahme steht dem Anspruch 
auf Entschädigung nicht entgegen. 

(3) Für Schaden, der auch ohne die Verfol- 
gung entstanden wäre, wird keine Entschädi- 
gung gewährt, soweit in diesem Gesetz nicht 
Abweichendes bestimmt ist. 

% 4 

(1) Auf die Entschädigung nach diesem Ge- 
setz sind Leistungen anzurechnen, die im 
Zuge der Entschädigung für Opfer des Na- 
tionalsozialismus bewirkt worden sind. Unbe- 
schadet des Satzes 1 sollen solche Leistungen, 
wenn sie für einen bestimmten Zeitraum oder 
für einen bestimmten Schadenstatbestand be- 
wirkt worden sind, auf die Entschädigung für 
diesen Zeitraum oder diesen Tatbestand ange- 
rechnet werden. 

(2) Stehen dem Berechtigten mehrere An- 
sprüche zu, die zu verschiedener Zeit befrie- 
digt werden, so ist von der Anrechnung auf 
Leistungen, die zum laufenden Lebensunter- 
halt oder zum Aufbau einer ausreichenden 
Lebensgrundlage erforderlich sind, insoweit 
abzusehen, als die Anrechnung auf spätere 
Leistungen gewährleistet ist. 

§ 5 

Soweit Geldrenten nach diesem Gesetz zu 
leisten sind, werden sie vom Ersten des dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes folgenden Ka- 
lendermonats an in monatlich vorauszahlba- 
ren Beträgen gewährt. 

§ 6 

(1) Geldansprüche für die Zeit vor der 
Währungsumstellung werden, soweit das Ge- 
setz nicht Abweichendes bestimmt, in Reichs- 
mark berechnet und im Verhältnis 10 zu 2 in 
Deutsche Mark umgerechnet. 

(2) Das Umrechnungsverhältnis 10 zu 2 
gilt auch für die gemäß § 4 anzurechnenden 
Leistungen, sofern diese in Reichsmark be- 
wirkt worden sind, und für Reichsmark- 
beträge, die nach anderen Bestimmungen die- 
ses Gesetzes auf die Entschädigung anzurech- 
nen sind. 


§ 7 

(1) Entschädigungsansprüche nach diesem 
Gesetz können nur geltend gemacht werden, 
soweit der Anspruch auf Wiedergutmachung 
des Schadens seiner Rechtsnatur nach nicht 
unter besondere, im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes geltende Rechtsvorschriften zur 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts fällt. § 21 Abs. 3 bleibt unberührt. 
Rechtsvorschriften im Sinne von Satz 1 sind 
insbesondere: 

die Rechtsvorschriften zur Rückerstattung 
feststellbarer Vermögensgegenstände; 
die Rechtsvorschriften für die Übertragung 
von Organisationsvermögen; 
die Rechtsvorschriften zur Regelung der 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes; 

die Rechtsvorschriften zur Wiedergutma- 
chung nationalsozialistischen Unrechts in 
der Sozialversicherung und in der Kriegs- 
opferversorgung. 

Soweit der Anspruch auf Wiedergutmachung 
des Schadens nur deshalb nicht unter beson- 
dere Rechtsvorschriften im Sinne von Satz 1 
und 3 fällt, weil diese Vorschriften in ihrer 
räumlichen Geltung beschränkt sind, können 
Entschädigungsansprüche nach diesem Gesetz 
nicht geltend gemacht werden. Das gleiche 
gilt, wenn der Verfolgte seinen Anspruch auf 
Grund besonderer Rechtsvorschriften im 
Sinne von Satz 1 und 3 wegen Fristversäumnis 
* nicht mehr geltend machen kann. 

(2) Flat ein Gericht, das für Ansprüche 
nach Absatz 1 zuständig ist, oder hat eine sol- 
che Behörde in einer nicht mehr anfechtbaren 
Entscheidung auf die Sache eine der in Ab- 
satz 1 aufgeführten besonderen Vorschriften 
für anwendbar oder für nichtanwendbar er- 
klärt, so sind die Entschädigungsorgane an 
diese Beurteilung gebunden. Absatz 1 Satz 4 
und 5 bleibt unberührt. 

§ 8 

(1) Anspruch auf Entschädigung besteht, 
wenn der Verfolgte 

1. am 1. Januar 1947 seinen Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes hatte; 

2. vor dem 1. Januar 1947 verstorben oder 
ausgewandert ist, deportiert oder ausge- 
wiesen worden ist, aber seinen letzten in- 
ländischen Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes hatte; 


6 



3. als Heimkehrer nach den Vorschriften des 
Heimkehrergesetzes vom 19. Juni 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 221) in der Fassung des 
Gesetzes zur Ergänzung und Änderung des 
Heimkehrergesetzes vom 30. Oktober 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 875, 994) im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes seinen Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt genommen hat; 

4. als Vertriebener im Sinne des § 1 1 des Ge- 
setzes über den Lastenausgleich vom 
14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446) 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes seinen 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt ge- 
nommen hat; 

5. als Sowjetzonenflüchtling im Sinne des § 3 

des Bundesvertriebengesetzes vom 

.... (Bundesgesetzblatt I S. . . .) anerkannt 
ist und im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
seinen Wohnsitz oder dauernden Aufent- 
halt genommen hat; 

6. am 1. Januar 1947 sich in einem DP-Lager 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes aufhielt 
und 

entweder 

nach dem 31. Dezember 1946 aus dem Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes ausgewandert 
ist 

oder 

als heimatloser Ausländer in die Zuständig- 
keit der deutschen Behörden übergegangen 
ist oder die deutsche Staatsangehörigkeit 
erworben hat. 

(2) Die Anspruchsvoraussetzungen des Ab- 
satzes 1 gelten nicht, soweit für besondere 
Verfolgtengruppen (§§ 67 bis 76) Abweichen- 
des bestimmt ist. 

(3) Für Schäden an Grundstücken wird Ent- 
schädigung ohne Rücksicht auf Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt des Geschädigten ge- 
währt, wenn das Grundstück im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes gelegen ist. 

§ 9 

(1) Ansprüche auf Entschädigung für Schä- 
den, die auf nationalsozialistische Gewaltmaß- 
nahmen beruhen, können, unbeschadet des 
Absatzes 2, gegen die in § 1 Abs. 3 aufge- 
führten Personen des Öffentlichen Rechts nur 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes geltend 
gemacht werden; die in §§ 7 und 104 genann- 
ten Rechtsvorschriften bleiben unberührt. 

(2) Ansprüche, die einem Verfolgten nach 
den Vorschriften des bürgerlichen Rechts ge- 
gen Körperschaften, Anstalten oder Stiftun- 
gen des öffentlichen Rechts oder gegen Perso- 


nen des privaten Rechts zustehen, werden 
durch die Vorschriften dieses Gesetzes nicht 
berührt. Sie gehen, soweit nach diesem Gesetz 
Entschädigung geleistet ist, auf das zuständige 
Land über. Der Übergang kann nicht zum 
Nachteil des Berechtigten geltend gemacht 
werden. 

ZWEITER TITEL 
Geltendmachung und Übertragung 
des Entschädigungsanspruchs 

§ 10 

(1) Der Anspruch auf Entschädigung ist 
vererblich, soweit in diesem Gesetz nicht Ab- 
weichendes bestimmt ist. 

(2) Der Anspruch erlischt mit dem Tode 
des Verfolgten, wenn der Fiskus gesetzlicher 
Erbe ist. Er erlischt ferner, wennder Verfolgte 
ausschließlich von einer Person beerbt wird, 

a) auf die der Anspruch nach dem offenkun- 
digen Willen des Verfolgten nicht über- 
gehen soll, 

b) die nach § 1 Abs. 4 keinen Anspruch auf 
Entschädigung hat. 

Der Anspruch erlischt nicht, wenn er auf 
Grund einer Zuwendung des Erblassers einer 
Person, bei der die Erlöschensgründe des 
Satzes 2 nicht vorliegen, als Vermächtnis zu- 
steht. Liegen die Erlöschensgründe des Satzes 2 
beim Vermächtnisnehmer vor, so ist das Ver- 
mächtnis unwirksam. 

(3) Wird der Erblasser von mehreren Er- 
ben beerbt und liegen die Erlöschensgründe 
des Absatzes 2 nur bei einem Teil der Erben 
vor, so gebührt der Anspruch auf Entschädi- 
gung den übrigen Erben als Voraus. Auf den 
Voraus sind die für Vermächtnisse geltenden 
Vorschriften anzuwenden. 

(4) Ist der Verfolgte vor dem 1. Januar 
1947 verstorben, so steht der Anspruch auf 
Entschädigung den Erben des Verfolgten zu. 
Der Anspruch gilt als zum Nachlaß des Ver- 
folgten gehörig. Der Anspruch besteht nicht, 
wenn der Erbe weder Ehegatte des Verfolg- 
ten ist noch im Falle der gesetzlichen Erbfolge 
zu den gesetzlichen Erben der ersten oder 
zweiten Ordnung gehören würde. Ist der 
Verfolgte von mehreren Erben beerbt wor- 
den und liegen nur bet einem Teil von ihnen 
die Voraussetzungen des Satzes 3 vor, so ist 
Absatz 3 entsprechend anzuwenden. Ist auch 
der Erbe des Verfolgten vor dem 1. Januar 
1947 verstorben, so steht der Anspruch des- 
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sen Erben zu. Der Anspruch gelangt nicht zur 
Entstehung, wenn der Erbeserbe weder der 
Ehegatte des Verfolgten noch ein Abkömm- 
ling des Verfolgten oder ein Abkömmling 
der Eltern des Verfolgten ist. Satz 4 gilt sinn- 
gemäß. 

§ 11 

Ware eine juristische Person, eine Anstalt, 
ein nichtrechtsfähiger Verein oder eine nicht- 
rechtsfähige Gesellschaft des bürgerlichen 
Rechts oder des Handelsrechts, die aus Ver- 
folgungsgründen aufgelöst oder zur Auflö- 
sung gezwungen worden ist, entschädigungs- 
berechtigt, so kann der Anspruch auf Ent- 
schädigung von derjenigen juristischen Per- 
son, Anstalt, dem nichtrechtsfähigen Verein 
oder der nichtrechtsfähigen Gesellschaft des 
bürgerlichen Rechts oder des Handelsrechts 
geltend gemacht werden, die nach ihrer Ver- 
fassung, Zusammensetzung, Zweckbestim- 
mung oder organisatorischen Stellung und 
nach ihrer tatsächlichen Betätigung als Nach- 
folgerin der aufgelösten anzusehen ist. 

§ 12 

Der Anspruch auf Entschädigung kann, so- 
weit nicht seine Übertragung ausgeschlossen 
ist, nur mit Genehmigung der zuständigen 
Entschädigungsbehörde abgetreten, verpfän- 
det oder gepfändet werden. 

§ 13 

Entschädigungsrechtliche Ansprüche, die auf 
Grund rückerstattungsrechtlicher Vorschrift- 
ten an den Rückerstattungspflichtigen abge- 
treten sind, bleiben einer besonderen gesetz- 
lichen Regelung Vorbehalten. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Schadenstatbestände 

ERSTER TITEL 

Schaden an Leben, Körper, Gesundheit 
und Freiheit 

§ 14 

(1) Anspruch auf Entschädigung für Scha- 
den am Leben besteht, wenn der Verfolgte 
vorsätzlich oder leichtfertig getötet oder in 
den Tod getrieben worden ist. Ist der Ver- 
folgte während der Deportation oder wäh- 
rend einer der Freiheitsentziehung im Sinne 
von § 16 Abs. 1, 2, 3 und 5 oder im unmittel- 
baren Anschluß daran verstorben, so wird 
vermutet, daß er durch nationalsozialistische 
Gewaltmaßnahmen vorsätzlich oder leichtfer- 


tig getötet oder in den Tod getrieben worden 
ist. § 1 Abs. 3 Satz 2 findet keine Anwen- 
dung. 

(2) Voraussetzung für die Entschädigung 
ist, daß der Verfolgte die Voraussetzungen 
des § 8 Abs. 1 Nr. 2 erfüllt hat oder daß auf 
den Hinterbliebenen (Absatz 3) die Voraus- 
setzungen des § 8 Abs. 1 zutreffen. 

(3) Die Entschädigung wird als Geldrente 
folgenden Hinterbliebenen geleistet: 

1. der Witwe bis zu ihrer Wiederverheiratung 
oder bis zu ihrem Tode; 

2. dem Witwer bis zu seiner Wiederverhei- 
ratung oder bis zu seinem Tode, wenn und 
soweit er außerstande ist, sich selbst zu un- 
terhalten; 

3. den Kindern, soweit und solange für sie 
nach Beamtenrecht Kinderzuschläge ge- 
währt werden können, und bis zur Voll- 
endung des 16. Lebensjahres den elternlo- 
sen Enkeln, die der Verfolgte zur Zeit sei- 
nes Todes unentgeltlich unterhalten hat, 
oder die er, wenn er noch lebte, unterhal- 
ten würde; 

4. Verwandten der aufsteigenden Linie, deren 
Lebensunterhalt ganz oder überwiegend im 
Zeitpunkt seines Todes durch den Verfolg- 
ten bestritten wurde oder, wenn er noch 
lebte, von ihm bestritten würde, auf die 
Dauer der Bedürftigkeit. 

Anspruch und Anwartschaft auf die Geld- 
rente sind weder übertragbar noch vererblich. 

(4) Die Geldrenten werden in einem Hun- 
dertsatz der Versorgungsbezüge festgesetzt, 
die der Witwe, den Kindern, Enkeln und Ver- 
wandten der aufsteigenden Linie eines mit 
dem Verfolgten nach seiner wirtschaftlichen 
und sozialen Stellung vergleichbaren Beamten 
einer Besoldungsgruppe mit aufsteigenden 
Gehältern im Falle seines durch Dienstunfall 
herbeigeführten Todes nach den beamten- 
rechtlichen Vorschriften über die Unfallfür- 
sorge der Beamten gewährt würden. Die 
wirtschaftliche Stellung ist nach dem Durch- 
schnittseinkommen des Verfolgten in den 
letzten drei J ahren vor seinem Tode zu beurtei- 
len; eine Minderung seines Einkommens durch 
vorausgegangene Verfolgung bleibt außer Be- 
tracht. Der Hundertsatz ist unter Berücksichti- 
gung der wirtschaftlichen und sozialen Ver- 
hältnisse der Berechtigten, der Steuerfreiheit 
der Geldrenten (Absatz 8) sowie der Beträge 
festzusetzen, die der Versorgungsempfänger 
zu erwerben unterläßt, obwohl ihm der Er- 
werb zuzumuten ist. Bei wesentlicher Ände- 
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rung der der Festsetzung zugrunde liegenden 
Verhältnisse ist der Hundertsatz neu festzu- 
setzen. Bei der Berechnung der Renten ist vom 
Inkrafttreten dieses Gesetzes an die jeweilige 
Höhe der gesetzlichen Versorgungsbezüge 
vergleichbarer Beamtengruppen zu Grunde zu 
legen; hat der Hinterbliebene bei Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes noch keine Rentenzahlun- 
gen erhalten, so sind ab 1. April 1952 die je- 
weils eingetretenen gesetzlichen Änderungen 
der Versorgungsbezüge vergleichbarer Beam- 
tengruppen zu berücksichtigen. Der Witwer 
erhält im Falle des Absatzes 3 Nr. 2 je nach 
dem Grade seiner Bedürftigkeit eine Rente 
von monatlich 100. — bis 200. — DM. 

(5) Der monatliche Mindestbetrag der 
Rente beträgt: 

für die Witwe 200. — DM 

für die Vollwaise 100. — DM 

für die erste und zweite Halb- 
waise, wenn keine Witwen- 
rente gewährt wird je 75. — DM 

wenn eine Witwenrente ge- 
währt wird je 55. — DM 

für die dritte und jede fol- 
gende Halbwaise je 50. — DM. 

(6) Die Geldrenten nach Absatz 3 bis 5 
ruhen, soweit und solange dem Versorgungs- 
empfänger Versorgungsbezüge oder sonstige 
laufende Leistungen, die nicht ausschließlich 
auf eigenen Geldleistungen des Verfolgten be- 
ruhen, auf Grund eines Dienst- oder Arbeits- 
verhältnisses des Verfolgten oder nach dem 
Bundesversorgungsgesetz oder auf Grund an- 
derer gesetzlicher, insbesondere sozialver- 
sicherungsrechtlicher Vorschriften gewährt 
werden. 

(7) Für die zwischen dem Tode des Ver- 
folgten und dem Beginn der Rentengewäh- 
rung liegende Zeit wird den in Absatz 3 ge- 
nannten Hinterbliebenen eine nach den 
Grundsätzen der Absätze 4 und 6 zu berech- 
nende Kapitalentschädigung gewährt. 

(8) Die Geldrenten und die Kapitalent- 
schädigungen sind von der Einkommen- und 
Lohnsteuer befreit. 

(9) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
zur Durchführung der vorstehenden Bestim- 
mungen Rechtsverordnungen zu erlassen. 
Hierbei kann sie als Berechnungsgrundlage 
für die sich nach Maßgabe der vorstehenden 
Vorschriften ergebenden Hinterbliebenen- 
renten eine Besoldungsübersicht aufstellen, 
welche die durchschnittliche ruhegehaltfähi- 


gen Dienstbezüge (Grundgehalt und Woh- 
nungsgeld) der Bundesbeamten des einfachen, 
mittleren, gehobenen und höheren Dienstes, 
nach Lebensaltersstufen gegliedert, ausweist. 
Auf der Grundlage dieser Übersicht ist die 
Einreihung des Verfolgten in eine vergleich- 
bare Beamtengruppe vorzunehmen. Für die 
Bestimmung des Hundertsatzes des Ruhege- 
halts, der als Rente zu zahlen ist, können im 
Hinblick auf die Grundsätze des Absatzes 4 
Pauschsätze aufgestellt werden. 

§ 15 

(1) Der Verfolgte hat Anspruch auf Ent- 
schädigung, wenn er an seinem Körper oder 
an seiner Gesundheit nicht unerheblich ge- 
schädigt wurde. § 14 Abs. 1 Satz 2 gilt ent- 
sprechend. Als unerheblich gelten Schäden, die 
weder die geistige noch die körperliche Lei- 
stungsfähigkeit des Verfolgten nachhaltig ge- 
mindert haben und voraussichtlich auch nicht 
mindern werden. § 1 Abs. 3 Satz 2 findet 
keine Anwendung. 

(2) Als Entschädigung wird geleistet 

1. ein Heilverfahren nach Maßgabe der beam- 
tenrechtlichen Vorschriften über die Un- 
fallfürsorge; 

2. im Falle und für die Dauer einer Beein- 
trächtigung der Erwerbsfähigkeit um min- 
destens 30 vom Hundert vom Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes an eine nach Absatz 3 
bis 5 festzusetzende Geldrente; 

3. für die Zeit zwischen der Beeinträchtigung 
der Erwerbsfähigkeit und dem Beginn der 
Geldrente eine nach den Grundsätzen der 
Absätze 3 und 4 festzusetzende Kapital- 
entschädigung; 

4. Fürsorge für die Hinterbliebenen nach nä- 
herer Bestimmung des Absatzes 6. 
Anspruch und Anwartschaft auf die Geld- 
rente sind weder übertragbar noch vererblich. 

(3) Die Geldrente ist in einem Hundert- 
satz des Diensteinkommens (Grundgehalt und 
Wohnungsgeld) eines mit dem Verfolgten 
vergleichbaren Beamten in einer Besoldungs- 
gruppe mit aufsteigenden Gehältern festzu- 
setzen. Bei der Bemessung des Hundertsatzes 
sind die persönlichen, wirtschaftlichen und so- 
zialen Verhältnisse des Verfolgten, insbeson- 
dere seine nachhaltigen Einkünfte einschließ- 
lich etwaiger Versorgungsbezüge und Leistun- 
gen nach dem Bundesversorgungsgesetz und 
aus der gesetzlichen Sozialversicherung sowie 
jener Beträge, die zu erwerben er unterläßt, 
obwohl ihm der Erwerb zuzumuten ist, der 
Grad seiner Erwerbsbeschränkung und seiner 
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Belastung mit der Sorge für unterhaltsberech- 
tigte Angehörige sowie die Steuerfreiheit der 
Geldrenten (Absatz 7) angemessen zu berück- 
sichtigen. Die wirtschaftliche Stellung ist nach 
dem Durchschnittseinkommen des Verfolgten 
in den letzten drei Jahren vor Beginn der gegen 
ihn gerichteten Verfolgungsmaßnahmen zu 
beurteilen; eine Minderung seines Einkom- 
mens durch vorausgegangene Verfolgung 
bleibt außer Betracht. Bei wesentlicher Ände- 
rung der der Festsetzung zu Grunde liegenden 
Verhältnisse ist der Hundertsatz neu festzu- 
setzen. 


(4) Die dem Verfolgten zu zahlende Geld- 
rente beträgt bei einer Beinträchtigung der 
Erwerbsfähigkeit 

von 30 bis 39 v. H. mindestens 15 

und höchstens 40 v. H. 

von 40 bis 49 v. H. mindestens 20 

und höchstens 45 v. H. 

von 50 bis 59 v. H. mindestens 25 

und höchstens 50 v. H. 


von 60 bis 69 v. H. mindestens 30 
und höchstens 55 v. H. 
von 70 bis 79 v. H. mindestens 35 
und höchstens 60 v. H. 


von 80 und mehr v. H. mindestens 40 
und höchstens 70 v. H. 


des Diensteinkommens, das dem Verfolgten 
bei der Einreihung gemäß Absatz 3 am 1. Mai 
1949 zugestanden hätte. Der Mindestsatz 
kann unterschritten werden, wenn und so- 
weit der Verfolgte es unterläßt, einem ihm 
nach seinen sozialen Verhältnissen und seinen 
körperlichen und geistigen Fähigkeiten zu- 
mutbaren Erwerb nachzugehen. 

(5) Der monatliche Mindestbetrag der Ren- 
te beträgt bei einer Beeinträchtigung der Er- 
werbsfähigkeit 


von 30 bis 39 v. H. 
von 40 bis 49 v. H. 
von 50 bis 59 v. H. 
von 60 bis 69 v. H. 
von 70 bis 79 v. H. 
von 80 und mehr v. H. 


100.— DM 
125.— DM 
150.— DM 
175.— DM 
200.— DM 
250.— DM. 


Hat der Verfolgte bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes das 65. Lebensjahr vollendet und ist 
er in seiner Erwerbsfähigkeit um mindestens 
50 vom Hundert gemindert, so erhält er eine 
Mindestrente von 250. — DM. Bei weib- 


lichen Verfolgten tritt anstelle der Vollen- 
dung des 65. Lebensjahres die Vollendung 
des 60. Lebensjahres. 

(6) Ist der Verfolgte an den Folgen der 
Schädigung seines Körpers oder seiner Ge- 
sundheit verstorben, so erhalten seine Hin- 
terbliebenen Leistungen nach Maßgabe des 
§ 14 Abs. 3 bis 7. 

(7) § 14 Abs. 8 gilt auch für die Leistungen 
nach Absatz 2 bis 6. 

(8) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
zur Durchführung der vorstehenden Bestim- 
mungen Rechtsverordnungen zu erlassen. 
Hierbei kann sie als Berechnungsgrundlage 
für die sich nach Maßgabe der vorstehenden 
Bestimmungen ergebenden Verfolgtenrenten 
eine Besolungsübersicht aufstellen, welche das 
durchschnittliche Diensteinkommen (Grund- 
gehalt und Wohnungsgeld) der Bundesbeam- 
ten des einfachen, mittleren, gehobenen und 
höheren Dienstes, nach Lebensaltersstufen ge- 
gliedert, ausweist. Auf der Grundlage dieser 
Übersicht ist die Einreihung des Verfolgten 
unter Berücksichtigung der Grundsätze des 
Absatzes 3 in eine vergleichbare Beamten- 
gruppe vorzunehmen. 

§ 16 

(1) Der Verfolgte hat Anspruch auf Ent- 
schädigung für Freiheitsentziehung, gleich- 
gültig, ob diese innerhalb oder außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes stattgefun- 
den hat. § 1 Abs. 3 Satz 2 findet keine An- 
wendung. 

(2) Freiheitsentziehung sind insbesondere 
polizeiliche oder militärische Haft, Inhaftnah- 
me durch die NSDAP, Untersuchungshaft, 
Strafhaft, Konzentrationslagerhaft, Ghetto- 
einweisung und Zuweisung zu einer Wehr- 
machtsstrafeinheit. 

(3) Der Freiheitsentziehung wird Zwangs- 
arbeit gleichgeachtet, sofern der Verfolgte da- 
bei unter haftähnlichen Bedingungen gelebt 
hat. 

(4) Der Freiheitsentziehung wird es auch 
gleichgeachtet, wenn der Verfolgte im Reichs- 
gebiet nach dem Stande vom 31. Dezember 
1937 unter haftähnlichen oder menschenun- 
würdigen Bedingungen in der Illegalität ge- 
lebt hat. 

(5) Hat die Freiheitsentziehung im Zusam- 
menhang mit einer strafgerichtlichen Verur- 
teilung stattgefunden, so ist Voraussetzung 
für einen Anspruch auf Entschädigung, daß 
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die Verurteilung im Wiederaufnahmeverfah- 
ren oder nach Rechtsvorschriften, die die 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts zum Gegenstand haben, aufgehoben 
oder geändert worden ist. Für die Zwecke 
dieses Gesetzes kann ein Antrag nach den ge- 
nannten Rechtsvorschriften bis zum ...... 

(zwei Jahre nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes) gestellt werden, auch wenn die Fristen 
bei Inkraftreten dieses Gesetzes abgelaufen 
sind oder vor dem . . . (zwei Jahre nach In- 
kraftreten dieses Gesetzes) ablaufen. 

(6) Aufhebung oder Änderung einer straf- 
gerichtlichen Verurteilung ist nachzuweisen 
durch die gerichtliche Entscheidung, durch 
welche die Verurteilung aufgehoben oder ge- 
ändert worden ist. Im Falle einer Aufhebung 
oder Änderung kraft Gesetzes ist die Beschei- 
nigung den nach den in Absatz 5 genannten 
Rechtsvorschriften zuständigen Gerichten 
oder Behörden vorzulegen. 


§ 17 

(1) Die Entschädigung nach § 16 wird als 
Kapitalentschädigung geleistet. Sie beträgt 
150. — DM für jeden vollen Monat der Haft- 
zeit. Als Haftmonate gelten die in Haft ver- 
brachten vollen Kalendermonate sowie je 30 
Hafttage der nur teilweise in Haft verbrach- 
ten Kalendermonate; mehrere Haftzeiten 
werden zusammengerechnet. 

(2) Der Anspruch auf Entschädigung für 
Freiheitsentziehung ist nicht übertragbar und 
nur nach Satz 2 vererblich. Stirbt der Ver- 
folgte nach Inkrafttreten dieses Gesetzes, so 
ist der Anspruch auf Entschädigung für Frei- 
heitsentziehung vererblich, wenn der Ver- 
folgte von seinem Ehegatten, seinen Kindern 
oder seinen Eltern beerbt wird und wenn die 
Vererbung des Anspruchs wegen des Zusam- 
menhangs des Todes des Verfolgten mit der 
Verfolgung oder wegen der Bedürftigkeit der 
Erben billig erscheint. Ist der Verfolgte vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes, aber nach 
dem 8. Mai 1945 verstorben, so steht der An- 
spruch auf Entschädigung für Entziehung der 
Freiheit seinen Erben nur zu, wenn die Vor- 
aussetzungen des Satzes 2 vorliegen. 

(3) Die Entschädigung für Freiheitsentzie- 
hung ist von der Einkommen- und Lohn- 
steuer, der Anspruch auf diese Entschädigung 
ist beim Übergang im Erbwege (Absatz 2) 
von der Erbschaftsteuer befreit. 


ZWEITER TITEL 

Schaden an Eigentum und an Vermögen 

§ 18 

(1) Der Verfolgte hat Anspruch auf Ent- 
schädigung für Schäden an Eigentum, wenn 
eine ihm im Zeitpunkt der Schädigung ge- 
hörende Sache im Reichsgebiet nach dem 
Stande vom 31. Dezember 1937 zerstört, ver- 
unstaltet oder der Plünderung preisgegeben 
wurde. Der Verfolgte hat auch Anspruch auf 
Entschädigung, wenn er, um Verfolgungs- 
maßnahmen zu entgehen, ins Ausland geflo- 
hen oder ausgewandert ist und hierbei ihm 
gehörende Sachen im Stich lassen mußte. 

(2) Als Preisgabe zur Plünderung ist es ins- 
besondere anzusehen, 

a) wenn dem Verfolgten gehörende Sachen 
von Personen, die obrigkeitliche Befugnisse 
ausübten oder sih anmaßten, an eine Men- 
schenmenge verteilt wurden; 

b) wenn der Verfolgte seiner Freiheit unter 
solchen Umständen beraubt wurde, daß 
seine Sachen ohne eine die Interessen des 
Verfolgten wahrende Aufsicht blieben. 

§ 19 

Steht hinsichtlich einer in § 18 Abs. 1 ge- 
nannten Sache einer auf Grund rückerstat- 
tungsrechtlicher V orschrif ten errichteten 
Nachfolgeorganisation ein Anspruch auf 
Rüdeerstattung oder auf Übertragung der 
Sache nach den Vorschriften zur Rückerstat- 
tung feststellbarer Vermogensgegenstände 
oder den Vorschriften für die Übertragung 
von Organisationsvermögen zu, so ist diese 
Nachfolgeorganisation auch berechtigt, den 
Entschädigungsanspruch nach § 18 geltend zu 
machen. 

§ 20 

Hat der Verfolgte durch Zerstörung, Ver- 
unstaltung oder Preisgabe zur Plünderung 
oder dadurch, daß er Hausrat im Stich lassen 
mußte, seinen Hausrat eingebüßt, so kann er 
anstelle der Entschädigung nach § 18 eine 
Pauschalabgeltung verlangen. Sie beträgt, 1 : 1 
in Deutsche Mark umgerechnet, das einein- 
halbfache seines im Jahre 1932 erzielten Rein- 
einkommens, höchstens jedoch 5 000 DM. 

5 , 21 

(1) Der Verfolgte hat Anspruch auf Ent- 
schädigung für entrichtete Sonderabgaben, 
die ihm durch Verfolgungsmaßnahmen oder 
durch Rechtsvorschriften, die aus Verfol- 
gungsgründen erlassen wurden, auf erlegt wor- 
den sind. 
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(2) Als Sonderabgabe gilt auch der Verlust, 
der dem Verfolgten aus der Aufzwingung 
eines als Heimeinkaufsvertrag bezeichneten 
Scheingeschäfts entstanden ist. Abgaben an die 
Deutsdie Golddiskontbank für die Erlangung 
der Genehmigung zur Ausfuhr von Umzugs- 
gut sind als Sonderabgaben anzusehen, wenn 
der Verfolgte aus Verfolgungsgründen genö- 
tigt war, in der Verfolgungszeit auszuwan- 
dern. 

(3) Ist die Sonderabgabe mittels eines der 
Rückerstattung unterliegenden Vermögens- 
gegenstandes oder aus dem Erlös desselben 
entrichtet worden, so hat der Verfolgte An- 
spruch auf den Unterschiedsbetrag zwischen 
dem Wert der im Rückerstattungsverfahren 
zuerkannten Ansprüche und dem Betrag, der 
ihm nach den Vorschriften dieses Gesetzes für 
die entrichteten Sonderabgaben zustehen 
würde. 

(4) Auf die nach Absatz 1 bis 3 zu erstat- 
tenden Beträge können rückständige Steuern 
oder öffentliche Abgaben, die nicht zu den 
Sonderabgaben im Sinne von Absatz 1 und 2 
gehören, angerechnet werden, auch wenn sie 
bereits verjährt sind. 

(5) Der Verfolgte hat Anspruch auf Ent- 
schädigung für Reichsfluchtsteuer, wenn er 
aus Verfolgungsgründen genötigt war, in der 
Verfolgungszeit auszuwandern. Steuerbeträge 
bis zu 50 000. — RM werden gemäß § 6 Ab- 
satz 1 umgerechnet. Uber den Betrag von 
50000. — RM hinausgehende Steuerbeträge 
werden im Verhältnis 10:1 umgerechnet; 
hierfür wird Entschädigung bis zum Höchst- 
betrag von 30 000. — DM geleistet. Stehen 
dem Verfolgten andere Ansprüche aus diesem 
Titel oder aus, dem Dritten Titel dieses Ab- 
schnitts zu, so werden die entsprechenden 
Entschädigungsleistungen bis zum Höchst- 
betrag von 10 000. — DM auf den Anspruch 
nach Satz 3 angerechnet. 

§ 22 

(1) Geldstrafen, Bußen und Kosten, die auf 
Grund einer im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes oder im Herkunftsgebiet der in § 8 
Absatz 1 Nr. 4 und 5 auf geführten Personen 
erfolgten Verurteilung gezahlt oder beige- 
trieben worden sind, sind dem Verfolgten 
unter den Voraussetzungen des § 16 Absatz 5 
zu erstatten. 

(2) Notwendige außergerichtliche Kosten 
sind im Falle der Aufhebung ganz, bei Ände- 
rung des Urteils zu einem angemessenen Teil 
zu erstatten. Gebühren und Auslagen eines 
Rechtsanwalts, die nach den Vorschriften der 


Gebührenordnung für Rechtsanwälte erstat- 
tungsfähig sind, gelten in jedem Falle als not- 
wendige außergerichtliche Kosten im Sinne 
von Satz 1. 

(3) Ist ein Verfolgter einer Handlung be- 
schuldigt worden, die allein nach national- 
sozialistischer Auffassung strafbar war, so 
werden auch die notwendigen Kosten der 
durch die Beschuldigung erwachsenen Vertei- 
digung erstattet. Absatz 2 Satz 2 findet sinn- 
gemäß Anwendung. 

§ 23 

(1) Der Verfolgte, der in seinem im Reichs- 
gebiet nach dem Stande vom 31. Dezember 
1937 belegenen Vermögen schwer geschädigt 
wurde, hat Anspruch auf Entschädigung. 
Einer Schädigung nach Satz 1 steht eine be- 
sonders schwere Schädigung gleich, die durch 
Sondermaßnahmen gegen die in § 1 Abs. 1 
und 2 bezeichneten Personenkreise herbeige- 
führt worden ist. Als Schädigung durch Son- 
dermaßnahmen ist insbesondere Boykott an- 
zusehen. 

(2) Hat eine Auswanderung zu einem be- 
sonders schweren Transfer Verlust geführt, so 
ist auch für diesen Schaden Entschädigung zu 
leisten, wenn der Verfolgte aus Verfolgungs- 
gründen in der Verfolgungszeit genötigt war, 
auszuwandern. * 

(3) Für Vermögensschäden, die durch Scha- 
den an Eigentum oder durch Zahlung von 
Sonderabgaben oder Reichsfluchtsteuer einge- 
treten sind, wird Entschädigung nur nach den 
Vorschriften der §§ 18, 20 und 21 gewährt. 

§ 24 

(1) Die Entschädigung nach §§ 18, 20 und 
23 darf für den einzelnen Verfolgten insge- 
samt den Betrag von 75 000. — DM nicht 
überschreiten. Die Höchstsumme gilt auch, 
wenn dem Verfolgten teils allein, teils auf 
Grund seiner Zugehörigkeit zu einer Ge- 
samthands- oder Bruchteilsgemeinschaft, die 
weder einen nichtrechtsfähigen Verein noch 
eine nichtrechtsfähige Gesellschaft des bür- 
gerlichen Rechts oder des Handelsrechts dar- 
stellt, Entschädigungsansprüche zustehen. 

(2) Die Höchstsumme des Absatz 1 gilt 
nicht für Ansprüche der in § 19 genannten 
Nachfolgeorganisationen. Zu Gunsten von 
verfolgten Religionsgesellschaften oder ver- 
folgten Personenvereinigungen, die überwie- 
gend karitativen Zwecken dienen, kann die 
Höchstsumme überschritten werden, soweit 
dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforder- 
lich ist. Dies gilt auch im Falle der Auflösung 
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solcher Religionsgemeinschaften oder Perso- 
nenvereinigungen zu Gunsten ihrer Nachfol- 
ger. 


DRITTER TITEL 

Schaden im beruflichen und wirtschaftlichen 
Fortkommen 

1 . 

Grundsatz 

S 25 

(1) Der Verfolgte hat Anspruch auf Ent- 
schädigung für Schaden im beruflichen und 
wirtschaftlichen Fortkommen, wenn er im 
Zuge einer im Reichsgebiet nach dem Stande 
vom 31. Dezember 1937 oder im Falle des 
§ 8 Abs. 1 Nr. 4 im Vertreibungsgebiet be- 
gonnenen Verfolgung in seinem beruflichen 
und wirtschaftlichen Fortkommen nicht nur 
geringfügig benachteiligt wurde. Der An- 
spruch besteht insbesondere dann, wenn die 
Benachteiligung in Anwendung von Ausnah- 
megesetzen, die sich gegen Verfolgte richte- 
ten, erfolgt ist. 

(2) Hat der Verfolgte für denselben Zeit- 
raum Ansprüche auf Entschädigung für Scha- 
den im beruflichen und wirtschaftlichen Fort- 
kommen und Ansprüche auf Entschädigung 
für Schaden an Körper und Gesundheit, so 
bleibt bei der Bemessung der zuerst genann- 
ten Ansprüche außer Betracht, daß der Ver- 
folgte wegen des Schadens an Körper und Ge- 
sundheit nicht voll leistungsfähig war. An- 
sprüche wegen Schaden an Körper und Ge- 
sundheit bestehen in diesem Falle nur inso- 
weit, als der Schaden nicht durch Entschädi- 
gung nach den folgenden Bestimmungen aus- 
geglichen wird. 

(3) Der Aufwand zu Gunsten des Verfolg- 
ten für Kapitalentschädigungen nach diesem 
Titel darf insgesamt 25 000.- — DM nicht 
übersteigen. 

2 . 

Selbständige Berufe 

S 26 

Der Verfolgte hat Anspruch auf Entschädi- 
gung, wenn er aus seiner selbständigen Er- 


werbstätigkeit, einschließlich land- und forst- 
wirtschaftlicher oder gewerblicher Tätigkeit, 
verdrängt oder in ihrer Ausübung wesentlich 
beschränkt worden ist. 

§ 27 

(1) Der Verfolgte hat Anspruch darauf, 
daß ihm die Wiederaufnahme seiner früheren 
oder die Aufnahme einer gleichwertigen Tä- 
tigkeit durch Erteilung der erforderlichen Ge- 
nehmigungen, Zulassungen und Bezugsbe^ 
rechtigungen ermöglicht wird. Das gleiche gilt 
entsprechend für Verfolgte, die trotz abge- 
schlossener Berufsausbildung eine dieser Aus- 
bildung entsprechende Tätigkeit nicht auf- 
nehmen konnten. 

(2) Der Verfolgte, der vor dem 4. Septem- 
ber 1939 als Arzt, Zahnarzt oder Dentist zur 
Kassenpraxis nach deutschen Vorschriften zu- 
gelassen war und noch nicht wieder zugelassen 
ist, gilt weiterhin als zur Kassenpraxis zuge- 
lassen. Er hat sich innerhalb einer Frist von 
sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes oder nach der Rückkehr aus dem Aus- 
land bei dem für seinen Wohnsitz oder den 
Ort seines dauernden Aufenthalts zuständi- 
gen Zulassungsausschuß zwecks Wiederauf- 
nahme der Kassenpraxis zu melden. Der Zu- 
lassungsausschuß hat einem Verfolgten, der 
sich fristgemäß gemeldet hat, unverzüglich 
ohne Rüdesicht auf die Zahl der im Zulas- 
sungsbezirk bereits zugelassenen und ohne 
Anrechnung auf die Verhältniszahl einen 
Tätigkeitsbereich zuzuweisen. Der Ver- 
folgte, der als Arzt, Zahnarzt oder Dentist 
nicht zur Kassenpraxis zugelassen war, ob- 
wohl er die persönlichen und fachlichen Vor- 
aussetzungen erfüllt hatte, ist zur Kassen- 
praxis zuzulassen. 

(3) Durch die Vorschriften der Absätze 1 
und 2 bleiben die Bestimmungen über die 
persönlichen und fachlichen Voraussetzungen, 
von denen der Zugang zu bestimmten Beru- 
fen abhängig gemacht ist, unberührt. Für die 
Zulassung zu einem Verkehrsgewerbe finden 
die Bestimmungen über die Prüfungen des 
öffentlichen Verkehrsbedürfnisses im Straßen- 
verkehr Anwendung. 

(4) Der Verfolgte hat Anspruch darauf, 
daß er von einer inzwischen eingeführten 
Prüfung befreit wird, sofern nicht ein unab- 
weisliches öffentliches Interesse entgegensteht. 

(5) Über die Erteilung der Genehmigun- 
gen, Zulassungen, Bezugsberechtigungen und 
Befreiungen entscheidet, unbeschadet der Vor- 
schrift des Absatzes 2, die fachlich zuständige 
oberste Landesbehörde. 
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$ 28 

(1) Dem Verfolgten sind zinslose oder zins- 
verbilligte Darlehen zur Verfügung zu stel- 
len, soweit für die Wiederaufnahme seiner 
früheren oder die Aufnahme einer gleichwer- 
tigen selbständigen Erwerbstätigkeit Geld- 
mittel benötigt werden, die er sich nicht an- 
derweitig beschaffen kann. Dies gilt entspre- 
chend im Falle des § 27 Abs. 1 Satz 2. 

(2) Der Höchstbetrag des Darlehens be- 
trägt 30 000. — DM. 

(3) Der Dariehensvertrag ist nach Maßgabe 
der folgenden Bedingungen abzuschließen: 

1. Die Darlehenssumme ist in der Regel mit 
3 vom Hundert jährlich zu verzinsen; 

2. die Tilgung erfolgt nach 2 tilgungsfreien 
Jahren, spätestens im Verlaufe weiterer 
zehn Jahre; 

3. das Darlehen ist nach Möglichkeit zu 
sichern, insbesondere durch Sicherungsüber- 
eignung von Gegenständen, die aus dem 
Darlehen beschafft werden; . 

4. der Darlehensnehmer ist verpflichtet, jähr- 
lich über die Verwendung des Darlehens 
Auskunft zu erteilen. Auf Verlangen hat er 
Einsicht in seine Geschäftsgebarung, insbe- 
sondere in seine Geschäftsbücher zu gestat- 
ten. Von einer Verschlechterung seiner be- 
ruflichen und wirtschaftlichen Verhältnis- 
se, welche die Rückzahlung des Darlehens 
gefährden könnte, hat er unverzüglich An- 
zeige zu machen; 

5. das Darlehen kann aus einem in der Per- 
son oder in den Verhältnissen des Dar- 
lehensnehmers liegenden wichtigen Grund 
fristlos gekündigt werden. 

§ 29 

(1) Muß der Verfolgte die Tätigkeit unter 
besonders erschwerenden Bedingungen auf- 
nehmen und können aus diesem Grunde er- 
traglose Anfangsaufwendungen durch das ge- 
währte Darlehen nicht hinlänglich ausge- 
glichen werden, so erhält er ein zusätzliches 
Darlehen, auf dessen Rückzahlung bei nach- 
weisbar ordnungsmäßiger Verwendung ver- 
zichtet werden kann. 

(2) Besonders erschwerende Bedingungen 
im Sinne des Absatzes 1 können insbesondere 
dann vorliegen, wenn der Verfolgte seine Tä- 
tigkeit mehr als zehn Jahre hatte unter- 
brechen müssen, wenn er sie an einem ande- 


ren Ort als dem früheren aufnehmen muß, 
wenn er sein Geschäftsvermögen eingebüßt 
hat und es auch im Wege der Rückerstattung 
nicht in ausreichendem Maße zurückerlangen 
kann, wenn die Verfolgung den Kreis seiner 
Geschäftsfreunde besonders stark verringert 
hat oder wenn ihm das inzwischen erreichte 
Alter die Aufnahme seiner Tätigkeit in un- 
gewöhnlichem Maße erschwert. 

(3) Das zusätzliche Darlehen beträgt höch- 
stens 20 000. — DM. 

(4) § 28 Abs. 3 findet sinngemäß Anwen- 
dung mit der Einschränkung, daß das zusätz- 
liche Darlehen zinslos gewährt wird. 

§ 30 

(1) Dem in seiner selbständigen Erwerbs- 
tätigkeit geschädigten Verfolgten wird für die 
Zeit der Verdrängung aus oder der Beschrän- 
kung in seiner beruflichen Tätigkeit eine Ent- 
schädigung gewährt. Die Entschädigung be- 
steht in einer Kapitalentschädigung oder in 
einer Rente. 

(2) Die Entschädigung wird nicht über den 
Zeitpunkt hinaus gewährt, in dem der Ver- 
folgte seine frühere Tätigkeit in vollem Um- 
fange aufgenommen oder in dem er sich 
einem anderen Beruf zugewandt hat, der ihm 
eine ausreichende Lebensgrundlage bietet. Es 
wird vermutet, daß dies am 1. Januar 1947 
der Fall war, sofern der Verfolgte zu diesem 
Zeitpunkt seinen Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Geset- 
zes hatte. 

(3) Als ausreichend ist eine Lebensgrund- 
lage anzusehen, die dem Verfolgten und sei- 
nen mit ihm in häuslicher Gemeinschaft le- 
benden unterhaltsberechtigten Familienange- 
hörigen nachhaltig eine Lebenshaltung er- 
möglicht, die Personen mit gleicher oder ähn- 
licher Berufsausbildung in der Regel haben. 

(4) Soweit in einer Wiedergutmachungs- 
leistung für Schäden an Eigentum oder an 
Vermögen nach den in § 7 genannten Rechts- 
vorschriften oder nach §§ 18, 20 und 23 be- 
reits ein Ausgleich der durch die Verdrängung 
oder Beschränkung eingetretenen Einkom- 
mensminderung enthalten ist, findet Absatz 1 
keine Anwendung. 

§ 31 

(1) Als Kapitalentschädigung erhält der 
Verfolgte den Betrag, der den Versorgungs- 
bezügen entspricht, die einem vergleichbaren 


14 



Beamten für die Zeit von seiner Entlassung 
bis zur Wiedereinstellung zugestanden hätten, 
wenn er im Zeitpunkt der Entlassung in den 
Ruhestand versetzt worden wäre, mindestens 
aber zwei Drittel der vergleichbaren letzten 
Dienstbezüge. Hierbei ist zu Gunsten des Ver- 
folgten eine fehlende Alters- und Hinterblie- 
benenversorgung zu berücksichtigen. 

(2) Von der Summe der nach Absatz 1 er- 
rechneten Versorgungsbezüge ist die Summe 
des durch anderweitige Verwertung der Ar- 
beitskraft des Verfolgten erzielten Einkom- 
mens abzuziehen, soweit sie zusammen mit 
der Summe der Versorgungsbezüge die Sum- 
me der Dienstbezüge eines vergleichbaren Be- 
amten übersteigt. 

§ 32 

(1) Der Zeitraum, für den die Kapitalent- 
schädigung gewahrt werden kann, endet spä- 
testens mit Vollendung des 70. Lebensjahres 
des Verfolgten oder im Zeitpunkt des Ein- 
tritts der Arbeitsunfähigkeit. Der Arbeitsun- 
fähigkeit ist eine Beeinträchtigung der Er- 
werbsfähigkeit um mindestens 80 vom Hun- 
dert gleichzuachten. 

(2) Bestehen nach rechtskräftiger Entschei- 
dung über die Kapitalentschädigung die Vor- 
aussetzungen für die Gewährung einer Ent- 
schädigung nach § 30 Abs. 1 und 2 fort, so 
wird der der Berechnung der Kapitalentschä- 
digung zu Grunde gelegte monatliche Ent- 
schädigungsbetrag als Rente solange weiter- 
gewährt, bis der Höchstbetrag (§ 25 Abs. 3) 
erreicht ist. Absatz 1 findet Anwendung. 


§ 33 

(1) Der Verfolgte kann anstelle einer Ka- 
pitalentschädigung eine seiner früheren Le- 
bensstellung entsprechende angemessene Ren- 
te wählen. Voraussetzung für dieses Wahl- 
recht ist, daß der Verfolgte im Zeitpunkt 
seiner Entschließung seine frühere Tätigkeit 
nicht wieder in vollem Umfange aufnehmen 
konnte oder daß ihm eine solche Aufnahme 
nicht zuzumuten war. § 30 Abs. 2 Satz 2 fin- 
det entsprechende Anwendung. 

(2) Als Rente erhält der Geschädigte zwei 
Drittel der Versorgungsbezüge eines ver- 
gleichbaren Beamten. Eine aus dieser Berech- 
nung sich ergebende höhere Rente als 
500. — DM wird nicht gewährt. 


(3) Hat der Verfolgte die Rente gewählt, 
so erhält er für die zurückliegende Zeit eine 
Entschädigung in Höhe der Rentenbezüge 
eines Jahres. 

(4) Das Wahlrecht kann bis zum Ablauf 
der in § 99 bezeichneten Frist durch Erklä- 
rung gegenüber der zuständigen Entschädi- 
gungsbehörde ausgeübt werden. Die Wahl ist 
endgültig. 

5 . 

Private Dienstverhältnisse 

§ 34 

Der Verfolgte, der in seinem privaten 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis durch Entlas- 
sung, vorzeitiges Ausscheiden oder durch Ver- 
setzung in eine erheblich geringer entlohnte 
Beschäftigung geschädigt worden ist, hat An- 
spruch auf 

1. Einräumung seines früheren oder eines 
gleichwertigen Arbeitsplatzes, es sei denn, 
daß er das 65. Lebensjahr vollendet hat 
oder arbeitsunfähig ist; 

2. eine Entschädigung für den Schaden, der 
ihm durch Entlassung, vorzeitiges Ausschei- 
den oder durch Versetzung in eine erheb- 
lich geringer entlohnte Beschäftigung ent- 
standen ist. 

§ 35 

Der Anspruch auf Einräumung des frühe- 
ren oder eines gleichwertigen Arbeitsplatzes 
richtet sich gegen jeden Arbeitgeber des Ver- 
folgten, aus dessen Dienst er innerhalb der 
Verfolgungszeit entlassen wurde oder vor- 
zeitig ausgeschieden ist, oder gegen dessen 
Rechtsnachfolger. Der Arbeitgeber ist zur Er- 
füllung des Anspruchs nicht verpflichtet, wenn 
er hierzu aus zwingenden wirtschaftlichen 
oder betrieblichen Gründen nicht in der Lage 
ist. Das gleiche gilt, wenn bei Vorhandensein 
mehrerer nach Satz 1 und 2 Verpflichteten 
ein anderer als der in Anspruch genommene 
Arbeitgeber unter Berücksichtigung aller Um- 
stände nadi billigem Ermessen zur Erfüllung 
des Anspruchs in erster Linie verpflichtet er- 
scheint. 

§ 36 

(1) Die Entschädigung wird als Kapitalent- 
schädigung oder als Rente gewährt. 
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(2) Für die Kapitalentschädigung gelten die 
Vorschriften der §§ 30, 31 und 32 Abs. 1 
entsprechend. 

(3) Außer dem durch anderweitige Verwer- 
tung der Arbeitskraft erzielten Einkommen 
sind Leistungen anzurechnen, die aus Mitteln 
der Arbeitslosenversicherung oder Arbeits- 
losenfürsorge gewährt wurden. Ferner sind 
Kapitalabfindungen, Zuwendungen, Unter- 
haltsbeiträge oder ähnliche Leistungen anzu- 
rechnen, die der Verfolgte von einem frühe- 
ren Arbeitgeber oder dessen Rechtsnachfolger 
erhalten hat. 

(4) Für Zeiträume, innerhalb deren der 
Verfolgte ohne hinreichenden Grund den Ab- 
schluß eines zumutbaren Arbeitsvertrages 
oder die Aufnahme einer zumutbaren Tätig- 
keit unterlassen hat oder unterläßt, wird eine 
Entschädigung nicht gewährt. 

(5) Der Verfolgte kann anstelle einer Ka- 
pitalentschädigung eine Rente wählen. Vor- 
aussetzung für dieses Wahlrecht ist, daß der 
Verfolgte im Zeitpunkt seiner Entschließung 
das 65. Lebensjahr vollendet hat oder er- 
werbsunfähig ist. Bei Frauen tritt anstelle des 
65. das 60. Lebensjahr- Bei der Bemessung der 
Rente ist das Lebensalter des Verfolgten und 
die ihm nach Absatz 1 bis 3 zustehende Ka- 
pitalentschädigung angemessen zu berücksich- 
tigen. § 33 Abs. 4 findet Anwendung. 


§ 37 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, zur 
Durchführung der Bestimmungen der §§ 25 
bis 36 Rechtsverordnungen zu erlassen. Hier- 
bei kann sie als Berechnungsgrundlage für die 
Kapitalentschädigungen und Renten Bestim- 
mungen über die Einreihung des Verfolgten 
in eine seiner Berufsausbildung und seiner 
wirtschaftlichen und sozialen Stellung inner- 
halb der letzten drei Jahre vor der Verdrän- 
gung oder Beschränkung vergleichbare Be- 
amtengruppe mit aufsteigenden Gehältern 
treffen und Tabellen für das durchschnitt- 
liche Diensteinkommen und die durchschnitt- 
lichen Versorgungsbezüge des einfachen, mitt- 
leren, gehobenen und höheren Dienstes auf- 
stellen. Für die anrechnungsfähigen Beträge 
können Pauschsätze bestimmt werden. Fer- 
ner kann die Bundesregierung nähere Be- 
stimmungen für die Berechnung der in § 36 
Abs. 5 bezeichneten Renten treffen. 


4. 

öffentlicher Dienst 
A. Gemeinsame Vorschriften 
§ 38 

(1) Der verfolgte Angehörige des öffent- 
lichen Dienstes (§ 2 des Gesetzes zur Rege- 
lung der Wiedergutmachung nationalsoziali- 
stischen Unrechts für Angehörige des öffent- 
lichen Dienstes vom 11. Mai 1951 — Bundes- 
gesetzbl. I S. 291 — ) hat unter den Voraus- 
setzungen der §§ 1 bis 9, 25 Anspruch auf 
Entschädigung für die Zeit vor dem 1. April 
1950, wenn ihm auf Grund einer der folgen- 
den Maßnahmen Bezüge entgangen sind: 

1. Bei Beamten und Berufssoldaten 

a) Beendigung des Dienstverhältnisses auf 
Grund Strafurteils; 

b) Entfernung aus dem Dienst; 

c) Entlassung ohne Versorgung oder mit 
gekürzter Versorgung; 

d) vorzeitige Versetzung in den Ruhestand; 

e) Versetzung in den Wartestand; 

f) Versetzung in ein Amt oder auf einen 
Dienstposten mit niedrigerem Endgrund- 
gehalt; 

2. bei Versorgungsempfängern 

a) Entziehung der Versorgungsbezüge; 

b) Kürzung der Versorgungsbezüge; 

3. bei Angestellten und Arbeitern 

a) Entlassung; 

b) vorzeitige Beendigung des Arbeitsver- 
hältnisses; 

c) Versetzung in eine Beschäftigung mit er- 
heblich geringerem Verdienst. 

(2) Als Entlassung, vorzeitige Versetzung 
in den Ruhestand oder Entziehung der Ver- 
sorgungsbezüge im Sinne des Absatzes 1 gel- 
ten auch Maßnahmen, die die gleiche Folge 
kraft Gesetzes hatten. 


§ 39 

Ein Anspruch auf Entschädigung besteht 
nicht, wenn eine gleiche Maßnahme aus be- 
amten- oder tarifrechtlichen Gründen auch 
ohne Verfolgung gerechtfertigt gewesen wäre. 
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§ 40 

(1) Ist eine der in § 38 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
genannten Maßnahmen durch Strafurteil aus- 
gesprochen worden oder ist sie die gesetzliche 
Folge eines solchen Urteils, so gilt § 16 Abs. 5 
und 6. 

(2) Ist eine der in § 38 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
genannten Maßnahmen durch Dienststrafur- 
teil ausgesprochen worden, so setzt eine Ent- 
schädigung voraus, daß das Urteil im Wieder- 
aufnahmeverfahren oder in einem sonstigen 
gesetzlich geregelten Verfahren aufgehoben 
ist. 

(3) Solange für den Bereich des für die Ent- 
schädigung zuständigen Landes eine Regelung 
über die Beseitigung dienststrafrechtlicher 
Maßnahmen nicht getroffen ist, stehen diese 
Maßnahmen einer Entschädigung für den er- 
littenen Schaden nicht entgegen. 


B. Besondere Vorschriften 
a) Beamte 

§ 41 

(1) Der Beamte, dem auf Grund einer der 
in § 38 Abs. 1 Nr. 1 genannten Maßnahmen 
Dienstbezüge entgangen sind, erhält eine Ent- 
schädigung, 

a) sofern er keine Versorgungsbezüge erhal- 
ten hat, in Höhe der Versorgungsbezüge, 
die ihm zugestanden hätten, wenn er im 
Zeitpunkt der Schädigung in den Ruhe- 
stand versetzt worden wäre, mindestens je- 
doch eine Entschädigung in Höhe von zwei 
Dritteln der ihm zuletzt gewährten Dienst- 
bezüge; 

b) sofern er Versorgungs- oder Wartestands- 
bezüge erhalten oder ein niedrigeres 
Diensteinkommen gehabt hat, insoweit, als 
diese Bezüge hinter den im Zeitpunkt der 
Schädigung erdienten Versorgungsbezügen 
oder, falls es für den Verfolgten günstiger 
ist, hinter zwei Dritteln der bis dahin ge- 
währten Dienstbezüge zurückgeblieben sind. 

(2) Befand sich der Beamte im Zeitpunkt 
der Schädigung im Wartestand (einstweiligen 
Ruhestand), so findet Absatz 1 mit der Maß- 
gabe Anwendung, daß an die Stelle einer Ent- 
schädigung in Höhe von zwei Dritteln der 
letzten Dienstbezüge eine Entschädigung in 
Höhe von zwei Dritteln der Wartestands- 
bezüge tritt. 


§ 42 

Ruhestandsbeamte, Witwen oder Waisen, 
denen Versorgungsbezüge ganz oder teilweise 
entzogen worden sind (§38 Abs. 1 Nr. 2), 
erhalten eine Entschädigung in Höhe der ent- 
gangenen Versorgungsbezüge. 

§ 43 

Ein versorgungsberechtigter Hinterbliebe- 
ner eines verfolgten Beamten oder Versor- 
gungsempfängers, der als Folge einer gegen 
den Verfolgten gerichteten Maßnahme (§38 
Abs. 1 Nr. 1 und 2) keine oder nur gekürzte 
Versorgungsbezüge erhalten hat, erhält eine 
Entschädigung in Höhe der nach den allge- 
meinen beamtenrechtlichen Bestimmungen 
sich ergebenden Hinterbliebenenbezüge unter 
Zugrundelegung der Entschädigung, die dem 
Verfolgten nach den §§ 41, 42 zugestanden 
hätte. 

§ 44 

Bei einem Beamten oder Versorgungsemp- 
fänger, der auf Grund mehrerer aufeinander 
folgenden Maßnahmen (§ 38 Abs. 1 Nr. 1 
und 2) geschädigt worden ist, ist für die Be- 
messung der Entschädigung das Rechtverhält- 
nis im Zeitpunkt der ersten Schädigung maß- 
geblich. War der Beamte im Zeitpunkt einer 
späteren Maßnahme entsprechend seiner frü- 
heren Rechtsstellung wiederverwendet, so be- 
mißt sich die Entschädigung für die Folgezeit 
nach dem letzten Dienstverhältnis. 

§ 45 

Für die Bemessung der Entschädigung nach 
den §§41 bis 44 sind die versorgungsrecht- 
lichen Vorschriften des für die Bundesbeam- 
ten geltenden Beamtengesetzes anzuwenden. 
Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bemes- 
sen sich nach den Besoldungsordnungen A 
und B, ohne die für die Polizeivollzugsbeam- 
ten früher geltenden Untergruppen (Fuß- 
noten). 

§ 46 

(1) Auf die Entschädigung sind für den 
gleichen Zeitraum gewährte Versorgungsbe- 
züge, Kapitalabfindungen, Zuwendungen, Un- 
terhaltsbeträge und ähnliche Leistungen aus 
öffentlichen Mitteln sowie Leistungen aus der 
Arbeitslosenversicherung und der Arbeits- 
losenfürsorge in vollem Umfange anzurech- 
nen. Bezüge, die bei der Bemessung der Ent- 
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Schädigung bereits berücksichtigt sind (§41 
Abs. 1 b, §§ 42,43) bleiben bei der Anrech- 
nung außer Betracht. 

(2) Ein Berechtigter, der durch anderwei- 
tige Verwertung seiner Arbeitskraft ein Ein- 
kommen erzielt hat, erhält die Entschädigung 
(§§ 41 bis 45) insoweit, als diese zusammen 
mit dem Einkommen und etwaigen in Absatz 
1 genannten Leistungen 

a) bei einem entlassenen, vorzeitig in den Ru- 
hestand oder in den Wartestand versetzten 
Beamten das Diensteinkommen, das der Be- 
amte bei Belassung im Dienst in regelmäßi- 
ger Dienstlaufbahn erreicht hätte, 

b) bei einem Ruhe- oder Wartestandsbeamten 
die dem Ruhegehalt oder Wartegeld zu 
Grunde liegenden ruhegehaltfähigen Dienst- 
bezüge, 

c) bei einer Witwe 

75 v. H. der Bezüge zu b) 

d) bei einer Waise 

40 v. H. der Bezüge zu b) 

nicht übersteigt. 

§ 47 

(1) Auf die nach §§ 41 bis 46 zu leistende 
Entschädigung findet, auch soweit sie aus 
einem Dienstverhältnis zu Gunsten mehrerer 
Berechtigten zu zahlen ist, § 25 Abs. 3 An- 
wendung mit der Maßgabe, daß eine nach 
§ 19 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung der 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes vom 11. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 291) gewährte Entschädigung auf den 
Höchstbetrag anzurechnen ist. 

(2) Soweit nach §§ 38 bis 46 versorgungs- 
berechtigte Hinterbliebene Anspruch auf Ent- 
schädigung haben, findet Absatz 1 mit der 
Maßgabe Anwendung, daß sich der Höchst- 
betrag (§ 25 Abs. 3) in dem Verhältnis min- 
dert, in welchem nach versorgungsrechtlichen 
Vorschriften die Hinterbliebenenbezüge zu 
dem Ruhegehalt des verstorbenen Beamten 
stehen. 

(3) Die sich aus Absatz 1 und 2 ergebenden 
Höchstgrenzen gelten auch für den Fall, daß 
eigene Entschädigungsansprüche eines nach 
§§ 38 bis 46 Anspruchsberechtigten mit sol- 
chen Ansprüchen aus den §§ 38 bis 46 Zusam- 
mentreffen, die gemäß § 66 auf ihn über- 
gegangen sind. 


b) Berufssoldaten 

§ 48 

(1) Die Vorschriften der §§ 41 bis 47 fin- 
den auf Berufssoldaten der früheren Wehr- 
macht sowie ihre Hinterbliebenen nach Maß- 
gabe des Absatzes 2 entsprechende Anwendung. 

(2) Für die Bemessung der ruhegehaltfähi- 
gen Dienstbezüge nach den Besoldungsgrup- 
pen A und B (§ 45) ist die zu § 20 Abs. 1 
Nr. 2 des Gesetzes zur Regelung der Wieder- 
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts 
für Angehörige des öffentlichen Dienstes vom 
11. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 291) als 
Anlage beigefügte Tabelle maßgebend. Die 
Festsetzung des Besoldungsdienstalters in den 
Besoldungsgruppen der Besoldungsordnung A 
bestimmt sich, insbesondere für die Frage, 
welche Bezüge als ruhegehaltfähige Dienst- 
bezüge zu gelten haben, nach den für Beamte 
geltenden Vorschriften des Reichsbesoldungs- 
gesetzes gemäß der Verordnung vom 13. Juni 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 329) zur Durch- 
führung des § 20 des Gesetzes zur Regelung 
der Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes vom 11. Mai 1951. 

(3) Zur früheren Wehrmacht gehören so- 
wohl die Wehrmacht im Sinne des Wehr- 
gesetzes vom 21. Mai 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 609) wie die alte Wehrmacht (Heer, Mari- 
ne, Schutztruppe) und die Reichswehr. 

c) Angestellte und Arbeiter 

§ 49 

Die Vorschriften der §§ 41 bis 47 finden 
auf Angestellte und Arbeiter (§ 38 Abs. 1 
Nr. 3), die einen vertraglichen Anspruch auf 
Versorgung nach beamtenrechtlichen Grund- 
sätzen oder auf Ruhelohn haben, sowie ihre 
Hinterbliebenen entsprechende Anwendung. 

§ 50 

Die Vorschriften der §§ 36 und 37 finden 
auf die übrigen Angestellten und Arbeiter 
(§ 38 Abs. 1 Nr. 3) entsprechende Anwen- 
dung. 

5. 

Schaden in der Ausbildung 

§ 51 

Als Schaden im beruflichen und wirtschaft- 
lichen Fortkommen im Sinne von § 25 Abs. 1 
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gilt auch der Schaden, den der Verfolgte in 
seiner beruflichen oder vorberuflichen Aus- 
bildung durch Ausschluß von der erstrebten 
Ausbildung oder durch deren erzwungene 
Unterbrechung erlitten hat. Der Ausgleich 
dieser Schäden regelt sich nach den folgenden 
Bestimmungen mit dem Ziel, dem Verfolgten 
die erstrebte Lebensgrundlage zu schaffen. 
§ 27 findet sinngemäß Anwendung. 


§ 52 

Der Verfolgte hat Anspruch auf eine Bei- 
hilfe zu den notwendigen Aufwendungen, die 
ihm bei der Nachholung seiner Ausbildung 
erwachsen. Als Beihilfe erhält er einen Zuschuß, 
der sich nach der Höhe der mit der Ausbil- 
dung nach der Lebenserfahrung verbundenen 
Kosten bemißt. Der Zuschuß wird in Teilbe- 
trägen bewilligt, die dem laufenden Bedarf 
wahrend der Dauer der Ausbildung entspre- 
chen. Der Zuschuß darf den Betrag von ins- 
gesamt 5 000. — DM nicht übersteigen. 


§ 53 

Der Verfolgte hat nach erfolgreich abge- 
schlossener Ausbildung unter den Vorausset- 
zungen des § 28 Abs. 1 Anspruch auf Ge- 
währung eines Existenzaufbau-Darlehens. Der 
Höchstbetrag des Darlehens darf den Betrag 
von 10 000. — DM nicht übersteigen. § 28 
Absatz 3 ist sinngemäß anzuwenden; hierbei 
ist im Einzelfall besonders gelagerten Um- 
ständen Rechnung zu tragen. 


§ 54 

Hat der Verfolgte die Ausbildung bei In- 
krafttreten dieses Gesetzes bereits ganz oder 
teilweise nachgeholt, so ist ihm unter An- 
rechnung bereits aus Öffentlichen Mitteln ge- 
währter Ausbildungsbeihilfen der Betrag 
nachzuzahlen, den er als Zuschuß nach § 52 
erhalten hätte. 


§ 55 

Hat der Verfolgte die Ausbildung bei In- 
krafttreten dieses Gesetzes nicht nachgeholt, 
so kann er als Ersatz für die fehlende Ausbil- 
dung anstelle der Ansprüche nach §§ 52, 53 
eine einmalige Entschädigung in Höhe von 
5 000. — DM verlangen. 


6. 

Versiehe rungs- und Versorgungs- 
schäden 

A. Versicherungsverhältnisse außerhalb der 
Sozial Versicherung 

§ 56 

(1) Der Verfolgte, der in einem Versiche- 
rungsverhältnis mit privaten oder in einem 
privatrechtlichen Versicherungsverhältnis mit 
Öffenthch-rechtlichen Versicherungsunterneh- 
mungen außerhalb der Sozialversicherung ge- 
schädigt wurde, das eine Lebens- oder Ren- 
tenversicherung zum Gegenstand hatte, hat 
Anspruch auf Entschädigung nach Maßgabe 
der folgenden Bestimmungen. 

(2) Die Entschädigung darf insgesamt 
10 000. — DM nicht überschreiten. 

§ 57 

(1) Entschädigung für Schäden aus einer 
Lebensversicherung, die eine Kapitalleistung 
zum Gegenstand hat, wird als Kapitalentschä- 
digung in der Weise gewährt, daß der Ver- 
folgte die ihm nach dem Versicherungsver- 
hältnis zustehenden, gemäß den aus Anlaß 
der Neuordnung des Geldwesens erlassenen 
Gesetzen und Verordnungen umgestellten 
Leistungen erhält. 

(2) Nicht entrichtete Prämien sowie Rück- 
kaufswerte und andere Beträge, die der Ver- 
sicherer an den Berechtigten oder den Ver- 
sicherungsnehmer gezahlt hat, werden ange- 
rechnet. Dabei werden Reichsmarkbeträge im 
Verhältnis 10 zu 1 in Deutsche Mark umge- 
rechnet; Zinsen werden nicht berechnet. 

(3) An Stelle der Entschädigung nach Ab- 
satz 1 kann der Verfolgte als Entschädigung 
den Rückkaufswert wählen, der sich im Zeit- 
punkt des Beginns der schädigenden Einwir- 
kung der Verfolgungsmaßnahmen auf das 
Versicherungsverhältnis nach den Versiche- 
rungsbedingungen ergeben hätte. Absatz 2 ist 
entsprechend mit der Maßgabe anzuwenden, 
daß nicht entrichtete Prämien nicht ange- 
rechnet werden. 

(4) Auf die Ausübung des Wahlrechts fin- 
det § 33 Abs. 4 Anwendung. 

§ 58 

(1) Entschädigung für eine Lebensversiche- 
rung, die eine Rentenleistung zum Gegen- 
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stand hat, wird als Rente in der Weise ge- 
währt, daß der Verfolgte die ihm nach dem 
Versicherungsverhältnis zustehenden, gemäß 
den aus Anlaß der Neuordnung des Geld- 
wesens erlassenen Gesetzen und Verordnun- 
gen umgestellten und unter Berücksichtigung 
des Gesetzes über Leistungen aus vor der 
Währungsreform eingegangenen Renten- und 
Pensionsversicherungen (Rentenaufbesse- 
rungsgesetz) in der Fassung vom 15. Februar 
1952 (Bundesgesetzbl. IS. 118) festgestellten 
Rentenleistungen erhält. Rückständige Ren- 
tenleistungen sind in einer Summe unverzinst 
nachzuzahlen. 

(2) Die Rentenleistungen sind nach einem 
Deckungskapital zu berechnen, das sich im 
Zeitpunkt des Beginns der schädigenden Ein- 
wirkung der Verfolgungsmaßnahmen auf das 
Versicherungsverhältnis ergeben hätte. 

(3) Die Bestimmung des § 57 Abs. 2 ist mit 
der Maßgabe anzuwenden, daß nicht entrich- 
tete Prämien nicht angerechnet werden. 

(4) Der Kapitalwert der Rente ist nach den 
Vorschriften des Bewertungsgesetzes vom 
16. Oktober 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1035) 
zu errechnen. Die Bundesregierung wird er- 
mächtigt, Verwaltungsvorschriften über das 
Berechnungsverfahren zu erlassen. 

(5) Renten bis zu einem Monatsbetrag von 
10. — DM sind nach Maßgabe des Absatzes 4 
zu kapitalisieren und abzugelten. 

§ 59 

Ansprüche des Verfolgten, der den Schutz 
eines privaten Krankenversicherungsverhält- 
nisses eingebüßt hat, bleiben besonderer Re- 
gelung Vorbehalten. 

§ 60 

Hat der Versicherer fällige Ansprüche im 
Zuge der Verfolgung unbefriedigt gelassen, 
so bestimmen sich die Ansprüche des Verfolg- 
ten ausschließlich nach den allgemeinen Rechts- 
vorschriften. Der Verfolgte kann jedoch Ent- 
schädigung nach den §§ 56 bis 58 verlangen, 
soweit die Verfolgung dazu geführt hat, daß 
er die Befriedigung eines auf eine Kapital- 
oder Rentenleistung gerichteten Anspruchs 
durch den Versicherer nicht mehr erlangen 
kann. 

§ 61 

Für Schäden aus anderen als den in den 
§§ 56 bis 59 behandelten Versicherungsver- 


hältnisen wird eine Entschädigung nach die- 
sem Gesetz nicht gewährt. 

§ 62 

Im Falle des Widerrufs einer Bezugsberech- 
tigung oder des Verzichts eines verfolgten 
Bezugsberechtigten finden die Vorschriften 
des bürgerlichen Rechts über die Anfechtbar- 
keit von letzwilligen Verfügungen und Erb- 
verträgen und von Erbschaftsausschlagungen 
sinngemäß Anwendung. Die Anfechtungser- 
klärung ist gegenüber der zuständigen Ent- 
schädigungsbehörde innerhalb der Frist nach 
§91 abzugeben. Lebt der Versicherungsneh- 
mer noch, so stehen dem Bezugsberechtigen 
bei einem Widerruf der Bezugsberechtigung 
keine Ansprüche zu. 

§ 63 

(1) Die beteiligten Versicherungsunterneh- 
mungen sind verpflichtet, bei der Regelung 
der Entschädigungansprüche mitzuwirken, 
insbesondere durch Vornahme der erforder- 
lichen Berechnungen und durch schriftliche 
Auskünfte aus Büchern oder Akten. 

(2) Die Entschädigungsorgane sollen vor 
der Entscheidung über den Entschädigungsan- 
spruch die zuständige Versicherungsaufsichts- 
behörde zu den von den beteiligten Versiche- 
rungsunternehmungen gegebenen Berechnun- 
gen und Auskünften hören. 

(3) Den Versicherungsunternehmungen sind 
die erforderlichen Kosten, die ihnen durch 
ihre Mitwirkung nach Absatz 1 entstehen, 
nach Pauschsätzen zu erstatten, die vom Bun- 
desaufsichtsamt für das Ver sicherungs- und 
Bausparwesen festzusetzen sind. 

B. Sozialversicherung 

§ 64 

(1) Schäden, die der Verfolgte oder seine 
Hinterbliebenen in der Sozialversicherung er- 
litten haben, regeln sich nach den hierfür 
geltenden besonderen Vorschriften, insbeson- 
dere nach dem Gesetz des Wirtschaftsrates 
über die Behandlung der Verfolgten des Na- 
tionalsozialismus in der Sozialversicherung 
vom 22. August 1949 (WiGBl. S. 263). 

(2) Eine Ergänzung und Angleichung der 
in Absatz 1 genannten Vorschriften an die 
Bestimmungen dieses Gesetzes bleibt einer 
besonderen gesetzlichen Regelung Vorbehal- 
ten. 
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C. Kriegsopferversorgung 
§ 65 

(1) Schäden, die der Verfolgte oder seine 
Hinterbliebenen in der Kriegsopferversorgung 
erlitten haben, regeln sich nach dem Bundes- 
Versorgungsgesetz und riach dem Gesetz zur 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts in der Kriegsopferversorgung für 

Berechtigte im Ausland vom . . . . 

(Bundesgesetzbl. IS ). 

(2) Eine Ergänzung und Angleichung der 
Vorschriften der in Absatz 1 genannten Ge- 
setze an die Bestimmungen dieses Gesetzes 
bleibt einer besonderen gesetzlichen Regelung 
Vorbehalten. 


7. 

Gemeinsame Bestimmungen 
über Erbrecht 

§ 66 

(1) Stirbt der Verfolgte nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes, so findet auf die Kapitalent- 
schädigung nach den Vorschriften dieses Titels 
§ 10 Abs. 1 bis 3 Anwendung. 

(2) Ist der Verfolgte vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes verstorben, so steht der An- 
spruch auf Kapitalentschädigung nach den 
Vorschriften dieses Titels den Erben des Ver- 
folgten zu. Der Anspruch gilt als zum Nach- 
laß des Verfolgten gehörig. Der Anspruch be- 
steht nicht, wenn der Erbe weder Ehegatte 
des Verfolgten ist noch im Falle der gesetz- 
lichen Erbfolge zu den gesetzlichen Erben der 
ersten oder zweiten Ordnung gehören würde. 
Den nach Satz 1 bis 3 Erbberechtigten steht 
der Anspruch nur insoweit zu, als hierdurch 
ein Ausfall ausgeglichen wird, den diese Erben 
infolge der im beruflichen und wirtschaft- 
lichen Fortkommen erlittenen Schäden des 
Verfolgten in bezug auf Unterhalt, Ausstat- 
tung oder Versorgung erlitten haben. § 10 
Abs. 2 und 3 findet entsprechende Anwen- 
dung. 

(3) Der Anspruch auf eine Rente nach die- 
sem Titel ist weder übertragbar noch vererb- 
lich. 

(4) Der Anspruch auf Entschädigung für 
Schäden in der Ausbildung ist nicht vererblich. 


VIERTER TITEL 
Besondere Verfolgtengruppen 
1 . 

Grundsatz 
§ 67 

(1) Die Entschädigung für Angehörige be- 
sonderer Verfolgtengruppen oder ihrer Hin- 
terbliebenen richtet sich nach den Vorschrif- 
ten dieses Titels, soweit ihnen nach anderen 
Bestimmungen dieses Gesetzes, insbesondere 
wegen des Fehlens der Anspruchsvorausset- 
zungen des § 8 Abs. 1, keine Ansprüche zu- 
stehen. 

(2) Die Bestimmungen dieses Gesetzes blei- 
ben unberührt, soweit sich aus den Vorschrif- 
ten dieses Titels nicht Abweichendes ergibt. 


2 . 

Verfolgte 

aus den Vertreibungsgebieten 
§ 68 

(1) Verfolgte deutscher Staatsangehörig- 
keit oder deutscher Volkszugehörigkeit, die 
Vertriebene im Sinne des § 11 des Gesetzes 
über den Lastenausgleich vom 14. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 446) sind, erhalten Ent- 
schädigung für Schäden an Körper und Ge- 
sundheit und für Freiheitsenziehung unter 
den Voraussetzungen und nach Maßgabe der 
§§ 15 bis 17. Dies gilt nicht für Verfolgte ge- 
mäß § 11 Abs. 2 Nr. 1 des Gesetzes über den 
Lastenausgleich, es sei denn, daß sie von den 
Vertreibungsmaßnahmen betroffen worden 
wären, die sich im Zusammenhang mit den 
Ereignissen des zweiten Weltkrieges gegen 
deutsche Staatsangehörige oder deutsche 
Volkszugehörige gerichtet haben. Deutscher 
Volkszugehörigkeit im Sinne von Satz 1 und 
2 ist derjenige Verfolgte, auf den die Vor- 
aussetzungen des § 6 des Vertriebenengesetzes 

vom (Bundesgesetzbl. I 

S. . .) zutreffen. 

(2) Hinterbliebene solcher Verfolgten ha- 
ben unter den Voraussetzungen und nach 
Maßgabe des § 14 und des § 15 Abs. 6 An- 
spruch auf Rente für Schäden an Leben, so- 
fern die Voraussetzungen des Absatzes 1 ent- 
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weder in der Person des verstorbenen Ver- 
folgten oder in der Person des Hinterbliebe- 
nen erfüllt sind. 

§ 69 

(1) Im Falle des § 68 Abs. 1 hat der Ver- 
folgte unter den Voraussetzungen des § 21 
Abs. 1, 2, 4 und 5 Satz 1 Anspruch auf Ent- 
schädigung für Sonderabgaben und Reichs- 
fluchtsteuer, sofern er vor der allgemeinen 
Vertreibung in das Ausland ausgewandert 
oder in den Geltungsbereich dieses Gesetzes 
übergesiedelt ist. 

(2) Die für Sonderabgaben und Reichs- 
fluchtsteuer entrichteten Beträge werden bis 
zum einem Höchstbetrage von insgesamt 
150 000. — Reichsmark berücksichtigt. Der er- 
mittelte Reichsmarkbetrag wird im Verhält- 
nis 100 zu 6,5 in Deutsche Mark umge- 
rechnet. 

(3) Der Anspruch nach Absatz 1 ist weder 
übertragbar noch vererblich. 

§ 70 

(1) Im Falle des § 68 Abs. 1 hat der Ver- 
folgte, sofern er die Voraussetzungen des § 69 
Abs. 1 erfüllt, Anspruch auf Entschädigung 
für Schäden im beruflichen und wirtschaft- 
lichen Fortkommen (§§ 25 bis 36), soweit 
diese zur Folge hatten, daß die sonst aus eige- 
nen Mitteln gewährleistete Altersversorgung 
nicht oder nicht ausreichend möglich ist. Die 
Berechnung des Schadens erfolgt in diesem 
Falle in der Weise, daß der Betrag der Ein- 
künfte des Verfolgten in Ansatz gebracht 
wird, der für seine Altersversorgung hätte zu- 
rückgelegt weiden können. Auf der Grund- 
lage dieses Betrages ist die Einstufung gemäß 
§31 vorzunehmen. Der so errechnete Sdraden 
wird bis zu einem Höchstbetrage von 
150 000. — Reichsmark berücksichtigt und im 
Verhältnis 100 zu 6,5 in Deutsche Mark um- 
gerechnet. 

(2) Hat der Verfolgte das 65. Lebensjahr 
überschritten oder ist er infolge von Krank- 
heit oder Gebrechen dauernd erwerbsunfähig 
und reicht die ihm nach den §§ 68 und 69 für 
Schäden an Leben, Körper, Gesundheit 
oder Freiheit, Sonderabgaben und Reichs- 
fluchtsteuer gewährte Entschädigung in Ver- 
bindung mit seinen sonstigen Einkünften zur 
Bestreitung seines Lebensunterhalts nicht aus, 
so kann er anstelle einer Kapitalentschädigung 
nach Absatz 1 eine Rente wählen. Die Rente 
wird nach den dieser Kapitalentschädigung 


zu Grunde gelegten Versorgungsbezügen ver- 
gleichbarer Beamten berechnet. Bei Frauen 
tritt an die Stelle der Überschreitung des 65. 
Lebensjahres die Überschreitung des 60. Le- 
bensjahres. § 33 Abs. 4 findet Anwendung. 

(3) Für den Übergang im Erbwege gelten 
die Bestimmungen des § 66. 


3. 

Staatenlose 

und politische Flüchtlinge 
§ 71 

(1) Verfolgte, die bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes Staatenlose oder politische Flücht- 
linge sind und von keinem Staat oder keiner 
zwischenstaatlichen Organisation wegen des 
erlittenen Schadens durch Zuwendungen lau- 
fend betreut werden oder durch Kapitalab- 
findung betreut worden sind, erhalten un- 
ter der Voraussetzung, daß ihnen durch Ver- 
foigungsmaßnahmen die Freiheit entzogen 
worden war, für die Freiheitsentziehung und 
für Schäden an Körper und Gesundheit Ent- 
schädigung nach den folgenden Bestimmun- 
gen. 

(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden 
auf Staatenlose, die nach Artikel 1 F der Gen- 
fer Konvention vom 28. Juli 1951 von der 
Anerkennung als Flüchtlinge ausgeschlossen 
sind, keine Anwendung. 

(3) Der Anspruch nach Absatz 1 steht auch 
dem Verfolgten zu, der als Staatenloser oder 
politischer Flüchtling nach Beendigung der 
Verfolgung eine neue Staatsangehörigkeit er- 
worben hat. 

(4) Soweit die Verfolgten unter die Rege- 
lung der §§ 68 bis 70 fallen, verbleibt es, un- 
beschadet der Bestimmungen des § 67 bei die- 
ser Regelung. 

(5) Verfolgte im Sinne von Absatz 1 oder 
deren Hinterbliebene, die bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes Staatsangehörige eines Staates 
sind, der von der Bundesrepblik Deutschland 
Ersatz für Eingliederungskosten erhält, haben 
nur Anspruch auf Entschädigung für Frei- 
heitsentziehung und auf Gewährung von 
Hinterbliebenenrenten. 

§ 72 

(1) Die Entschädigung für Freiheitsentzie- 
hung wird unter den Voraussetzungen des 
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§ 16 nach § 17 Abs. 1 und 3 gewährt. 
Verfolgte, die bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes das 60. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, erhalten 75 vom Hundert und die- 
jenigen, die das 60. Lebensjahr überschritten 
haben, 100 vom Hundert des nach § 17 
Abs. 1 berechneten Betrages. 

(2) Der Anspruch auf Entschädigung ist 
weder übertragbar noch vererblich. 

§ 73 

(1) Die Entschädigung für Schäden an Kör- 
per und Gesundheit wird unter den Voraus- 
setzungen und nach Maßgabe des § 15 ge- 
währt, die Entschädigung nach § 15 Abs. 2 
Nr. 3 jedoch nur für die Zeit vom 1. Januar 
1949 bis zum Beginn der Geldrente. 

(2) Die Hundertsätze des § 72 Abs. 1 gel- 
ten für die Höhe der Rente entsprechend. 

§ 74 

(1) Hinterbliebene des Verfolgten haben 
unter den Voraussetzungen und nach Maß- 
gabe des § 14 und des § 15 Abs. 6 Anspruch 
auf Entschädigung für Schaden an Leben 
durch Gewährung einer Hinterbliebenenrente, 
sofern dem Verfolgten durch Verfolgungs- 
maßnahmen die Freiheit entzogen war und 
entweder der Verfolgte oder der Hinterblie- 
bene zu dem in § 71 genannten Personenkreis 
gehört. Die Entschädigung nach § 14 Abs. 7 
wird jedoch nur für die Zeit vom 1. Januar 
1949 bis zum Beginn der Geldrente gewährt. 

(2) Die Hundertsätze des § 72 Abs. 1 gel- 
ten für die Höhe der Hinterbliebenenrente 
entsprechend. Maßgebend ist das Alter des 
Hinterbliebenen. 

§ 75 

Reichen die dem Verfolgten oder seinen 
Hinterbliebenen nach §§ 72 bis 74 zuerkann- 
ten Entschädigungsleistungen in Verbindung 
mit ihrem Vermögen und ihren sonstigen 
Einkünften zur Bestreitung des Lebensunter- 
halts nicht aus, so wird ihnen aus dem Härte- 
fonds (§ 79) in Anbetracht der Verfolgung 
eine angemessene Ausgleichsleistung gewährt. 

4. 

Nationalverfolgte 

§ 76 

(1) Personen, die unter der nationalsoziali- 
stischen Gewaltherrschaft aus Gründen ihrer 


Nationalität unter Mißachtung der Men- 
schenrechte verfolgt wurden und bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes Flüchtlinge im Sinne 
der Genfer Konvention vom 28. Juli 1951 
sind, haben Anspruch auf Entschädigung für 
Schäden an Körper und Gesundheit, soweit 
ihnen ein dauernder Gesundheitsschaden zu- 
gefügt worden ist. § 1 Abs. 3 Satz 1 findet 
sinngemäß Anwendung. 

(2) Ein dauernder Gesundheitsschaden liegt 
vor, wenn die Erwerbsfähigkeit des Verfolg- 
ten zur Zeit der Entscheidung über den An- 
spruch um mindestens 50 vom Hundert ge- 
mindert ist. 

(3) Die Entschädigung besteht in einer 
Geldrente. Diese beträgt monatlich bei einer- 
Erwerbsminderung 

von mindestens 50 vom Hundert 100. — DM 
von mindestens 60 vom Hundert 120. — DM 
von mindestens 70 vom Hundert 140. — DM 
von mindestens 80 vom Hundert 160. — DM 
von mindestens 90 vom Hundert 180. — DM 
von 100 vom Hundert 200. — DM 

DRITTER ABSCHNITT 
Befriedigung der Entschädigungsansprüche 
ERSTER TITEL 

Entschädigungslast und Rangfolge der 
Ansprüche 

§ 77 

Die durch dieses Gesetz begründeten Ent- 
schädigungslasten werden von den Ländern 
getragen; soweit die Entschädigungsleistungen 
nach den §§ 67 bis 76 zu erbringen sind, trägt 
der Bund 85 vom Hundert dieser Lasten. 

§ 78 

(1) Die durch Geldleistungen zu befriedi- 
genden Entschädigungsansprüche werden in 
nachfolgender Rangfolge befriedigt. Soweit 
es sich nicht um wiederkehrende Leistungen 
für zukünftige Zeitabschnitte handelt, wer- 
den alle Ansprüche spätestens bis zum Ab- 
lauf des Rechnungsjahres 1962 befriedigt. 

(2) Sofort befriedigt werden: 

1. Ansprüche, die bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes rechtskräftig festgestellt und nach 
bisherigem Recht zur Befriedigung aufge- 
rufen sind; 
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2. Ansprüche auf Durchführung eines Heil- 
verfahrens für Schäden an Körper und Ge- 
sundheit; 

3. Ansprüche auf wiederkehrende Leistungen; 

4. Ansprüche von Berechtigten, die das 
60. Lebensjahr vollendet haben oder be- 
dürftig oder durch Krankheit oder Ge- 
brechen in ihrer Erwerbsfähigkeit um min- 
destens 50 vom Hundert gemindert sind, 

a) auf Entschädigung für Entziehung der 
Freiheit bis zum Höchstbetrage von 
3 000. — DM, sofern die Berechtigten 
nicht bereits Entschädigungsleistungen 
nach Ziffer 1 oder 3 erhalten; 

b) auf Entschädigung für Schäden an Eigen- 
tum und Vermögen bis zum Höchstbe- 
trage von 5 000. — DM, sofern die Be- 
rechtigten nicht bereits Entschädigungs- 
leistungen nach Nummer 1, 3 oder 4 a er- 
halten; 

5. Ansprüche auf Entschädigung für Schäden 
in der Ausbildung, mit Ausnahme der An- 
sprüche aus §§ 54 und 55. 

(3) Im übrigen werden Ansprüche auf 

Geldleistungen in nachfolgender Rangfolge 

aufgerufen und befriedigt: 

1. Ansprüche von Berechtigten, die das 60. Le- 
bensjahr vollendet haben oder bedürftig 
oder durch Krankheit oder durch Gebre- 
chen in ihrer Erwerbsfähigkeit um minde- 
stens 50 vom Hundert gemindert sind, 

a) auf Entschädigung für Schäden im be- 
ruflichen und wirtschaftlichen Fortkom- 
men bis zum Höchstbetrage von 
10 000.— DM; 

b) auf den Restbetrag der Entschädigung 
für Freiheitsentziehung; 

c) auf Entschädigung für Schäden an Eigen- 
tum und Vermögen bis zum Betrag von 
5 000. — DM, sofern die Berechtigten 
nicht bereits Entschädigungsleistungen 
nach Absatz 2 Nummer 4 b erhalten 
haben; 

d) auf Entschädigung für Schäden an Leben, 
Körper und Gesundheit. 

2. Ansprüche auf Entschädigung für Schaden 
an Leben, Körper und Gesundheit; 

3. Ansprüche auf Entschädigung für Frei- 
heitsentziehung; 

4. Ansprüche auf Entschädigung für Verlust 
des Hausrats (§ 20); 


5. Ansprüche auf Entschädigung für Schäden 
an Eigentum und Vermögen bis zum 
Höchstbetrage von 20 000. — DM; 

6. Ansprüche auf Entschädigung tür Schäden 
im beruflichen und wirtschaftlichen Fort- 
kommen; 

7. Ansprüche auf Entschädigung für Schäden 
an Eigentum und Vermögen. 

(4) Der Aufruf der nach Maßgabe des Ab- 
satzes 3 zu befriedigenden Entschädigungsan- 
sprüche erfolgt alljährlich nach Maßgabe der 
Zahlungsfähigkeit der Bundesrepublik durch 
Rechtsverordnung der Bundesregierung. Bei 
dem Aufruf sind der Grundsatz beschleunig- 
ter Entschädigung und die in Absatz 1 Satz 2 
vorgesehene Endfrist zu wahren. 


ZWEITER TITEL 
Härteausgleidi 
§ 79 

(1) Zur Milderung besonderer Härten, die 
sidi aus den Vorschriften dieses Gesetzes er- 
geben, kann Geschädigten, für die Fonds mit 
besonderer Zweckbestimmung nicht ander- 
weitig vorgesehen sind, aus einem zu bilden- 
den Sonderfonds (Härtefonds) ein Ausgleich 
gewährt werden. Soweit in Absatz 3 nicht 
Abweichendes bestimmt ist, kann der Härte- 
ausgleich nur gewährt werden, wenn der Ge- 
schädigte aus den Gründen des § 1 Abs. 1 
und 2 verfolgt worden ist» der Schaden, so- 
weit er ein Eigentums- oder Vermögens- 
schaden ist, im Reichsgebiet nach dem Stande 
vom 31. Dezember 1937 entstanden ist, die 
Wohnsitzvoraussetzungen des § 8 erfüllt sind 
und die Verfolgten durch Schäden, die den in 
diesem Gesetz berücksichtigten Schäden ent- 
sprechen oder ähnlich sind, in eine Notlage 
geraten sind. 

(2) Als Leistungen aus dem Härtefonds 
kommen in Betracht Beihilfen zum Lebensun- 
terhalt, zur Beschaffung von Hausrat, zum 
Existenzaufbau oder zur Berufsausbildung so- 
wie zu Heilverfahren. Die Leistungen an den 
einzelnen Geschädigten aus dem Härtefonds 
dürfen die in diesem Gesetz vorgesehenen 
entsprechenden Entschädigungsleistungen 
nicht übersteigen. 

(3) Bei der Vergebung von Mitteln aus dem 
Härtefonds können insbesondere folgende 
Geschädigte berücksichtigt werden: 
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1. Geschädigte, die von Verfolgungsmaßnah- 
men betroffen wurden, weil sie irrtümlich 
einer Personengruppe zugerechnet wurden, 
die aus den in § 1 Abs. 1 und 2 genannten 
Gründen verfolgt worden ist; 

2. Verfolgte, die die Voraussetzungen des § 8 
Abs. 1 nicht erfüllen, wenn sie nach dem 
1. Januar 1947 ihren Wohnsitz oder dau- 
ernden Aufenthalt im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes genommen haben; 

3. Verfolgte im Sinne des § 1 Abs. 1 und 2, 
die unter allgemeinem Verfolgungsdruck 
Schäden an Körper oder Gesundheit erlit- 
ten haben, ohne daß die Voraussetzungen 
des § 15 gegeben sind; 

4. Verfolgte, die Schäden an Körper oder Ge- 
sundheit erlitten haben, aber hierfür keine 
Entschädigung erlangen konnten, weil die 
Schäden nicht nur auf der Verfolgung, son- 
dern auch auf außergewöhnlichen in ihrer 
Person liegenden Umständen oder auf ih- 
ren durch die Verfolgung herbeigeführ- 
ten äußeren Lebensverhältnisse beruhen; 

5. Verfolgte, die der in § 71 bezeichneten 
Personengruppe angehören, unter den Vor- 
aussetzungen und nach Maßgabe des § 75; 
Verfolgte, die zu diesem Personenkreis ge- 
hören, können insoweit auf Fonds mit be- 
sonderer Zweckbestimmung nicht verwie- 
gen werden; 

6. Geschädigte, die nicht Verfolgte im Sinne 
dieses Gesetzes sind, aber dadurch Schaden 
erlitten haben, daß ihre Versorgungsein- 
richtung durch Verfolgungsmaßnahmen 
aufgelöst worden ist; 

7. Geschädigte, die nicht Verfolgte im Sinne 
dieses Gesetzes sind, und die ohne vorauf- 
gegangenes Verfahren nach dem Gesetz zur 
Verhütung erbkranken Nachwuchses vom 
14. Juli 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 529) steri- 
lisiert worden sind; 

8. unterhaltsberechtigte Hinterbliebene von 
Personen, die der nationalsozialistischen 
Euthanasie zum Opfer gefallen sind, sofern 
anzunehmen ist, daß sie ohne die Tötung 
gegenwärtig Unterhalt erhalten würden. 

(4) Mittel aus dem Härtefonds können in 
besonderen Fällen auch anerkannten karitati- 
ven Organisationen oder karitativ tätigen 
Stellen gewährt werden, wenn dies zur Er- 
richtung oder Unterhaltung wohltätiger Ein- 
richtungen zu Gunsten von Verfolgten erfor- 
derlich erscheint. Dies gilt nicht für Organi- 


sationen, für die Fonds mit besonderer Zweck- 
bestimmung anderweitig vorgesehen sind. 

(5) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
für die Bewilligung von Mitteln aus dem 
Härtefonds den obersten Landesbehörden 
(§ 88 Abs. 2) in besonderen Fällen, insbeson- 
dere in solchen nach Absatz 4, Einzelweisun- 
gen zu erteilen. 

VIERTER ABSCHNITT 
Behörden und Verfahren 


ERSTER TITEL 
Entschädigungsorgane 

§ 80 

Entschädigungsorgane sind: 

a) die Entschädigungsbehörden der Länder; 

b) die Entschädigungsgerichte. 

§ 81 

Das Entschädigungsverfahren gliedert sich 
in: 

a) das Verfahren vor den Entschädigungsbe- 
hörden; 

b) das gerichtliche Verfahren, falls das Ver- 
fahren nicht vor den Entschädigungsbehör- 
den seine Erledigung gefunden hat. 


ZWEITER TITEL 
Gemeinsame Verfahrensvor Schriften 
§ 82 

(1) Die Entschädigungsorgane sind für die 
Entscheidung über die Ansprüche nach die- 
sem Gesetz zuständig. 

(2) Soweit in den Fällen der §§ 27, 34 
Nr. 1 und 51 Satz 3 nach geltendem Recht 
nicht die Entschädigungsorgane, sondern an- 
dere Behörden oder Zulassungsausschüsse oder 
Körperschaften des öffentlichen Rechts oder 
andere Gerichte für die Entscheidung über die 
Erteilung von Genehmigungen, Zulassungen, 
Bezugsberechtigungen, Befreiungen und den 
Wiedereinstellungsanspruch sachlich zuständig 
sind, beschränkt sich die Entscheidung der 
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Entschädigungsorgane auf die Feststellung der 
Voraussetzungen des Anspruchs nach diesem 
Gesetz. Diese Entscheidung ist für die Sach- 
entscheidung anderer Behörden oder Zulas- 
sungsausschüsse oder Gerichte bindend. Ist in 
einem Verfahren vor anderen Behörden, Z.u- 
lassungsausschüssen, Körperschaften oder Ge- 
richten streitig, ob für den geltend gemachten 
Anspruch die Voraussetzungen nach diesem 
Gesetz gegeben sind, und hängt hiervon die 
zu treffende Entscheidung ab, so ist das Ver- 
fahren bis zur Entscheidung der Entschädi- 
gungsorgane auszusetzen. 

§ 83 

(1) Die Entschädigungsorgane haben von 
Amts wegen alle für die Entscheidung erheb- 
lichen Tatsachen zu ermitteln und alle erfor- 
derlichen Beweise zu erheben. 

(2) Kann der Beweis für eine Tatsache le- 
diglich infolge der Lage, in die der Berechtigte 
durch nationalsozialistische Verfolgungsmaß- 
nahmen geraten ist, nicht vollständig erbracht 
werden, so können die Entschädigungsorgane 
diese Tatsache unter Würdigung aller Um- 
stände zu Gunsten des Berechtigten für fest- 
gestellt erachten. Dies gilt insbesondere, wenn 
Urkunden verloren gegangen, Zeugen gestor- 
ben oder unauffindbar sind oder wenn die 
Vernehmung des Berechtigten oder eines Zeu- 
gen mit Schwierigkeiten verbunden ist, die in 
keinem Verhältnis zur Bedeutung der Aussage 
stehen. 

§ 84 

Für die Anspruchsberechtigung nach die- 
sem Gesetz ist eine auf Landesrecht beruhende 
Anerkennung als Verfolgter nicht erforder- 
lich, Die Entschädigungsorgane sind an eine 
solche Anerkennung nicht gebunden. 

§ 85 

(1) Das Entschädigungsverfahren ist mit 
besonderer Beschleunigung durchzuführen. 

(2) Ansprüche von Berechtigten, die über 
60 Jahre alt oder bedürftig oder durch Krank- 
heit oder durch Gebrechen in ihrer Erwerbs- 
fähigkeit um mindesten 50 vom Hundert ge- 
mindert sind, sollen mit Vorrang vor allen 
anderen Ansprüchen behandelt werden. 

§ 86 

(1) Ha.t ein Verfolgter seinen letzten be- 
kannten Aufenthalt im Reichsgebiet nach dem 


Stande vom 31. Dezember 1937 oder in ei- 
nem von Deutschland oder seinen Verbün- 
deten beherrschten oder besetzten Gebiet ge- 
habt und ist sein Aufenthalt seit dem 9. Mai 
1945 unbekannt, ohne daß Nachrichten dar- 
über vorliegen, daß er zu diesem oder einem 
späteren Zeitpunkt noch gelebt hat, so wird 
vermutet, daß er am 9. Mai 1945 verstorben 
ist. Falls nach den Umständen des Einzelfalles 
ein anderer Zeitpunkt des Todes wahrschein- 
lich ist, kann im Entschädigungsverfahren die- 
ser andere Zeitpunkt als vermutlicher Zeit- 
punkt des Todes festgestellt werden. 

(2) Das Nachlaßgericht hat auf Antrag des 
Erben einen Erbschein für den Entschädi- 
gungsanspruch zu erteilen, wenn die Entschä- 
digungsorgane dies verlangen. Für die Ertei- 
lung eines solchen Erbscheins ist die Todes- 
vermutung des Absatzes 1 Satz 1 oder, falls im 
Entschädigungsverfahren nach Absatz 1 Satz 2 
ein anderer Zeitpunkt als vermuteter Zeit- 
punkt des Todes festgestellt worden ist, diese 
Feststellung maßgebend. Die Entschädigungs- 
organe haben bei ihrem Verlangen auf Ertei- 
lung eines Erbscheins für den Entschädigungs- 
anspruch anzugeben, ob eine Feststellung nach 
Absatz 1 Satz 2 erfolgt ist. 

(3) In dem Verfahren vor den Entschädi- 
gungsbehörden soll von der Vorlage eines 
Erbscheins nur dann abgesehen werden, wenn 
die Erbberechtigung auch ohne Vorlage eines 
Erbscheins einwandfrei nachweisbar ist. 

(4) Die Erteilung des Erbscheins einschließ- 
lich des vorangegangenen Verfahrens ist ge- 
bührenfrei. § 99 Abs. 1 Satz 2 der Kosten- 
ordnung vom 25. November 1935 (Reichsge- 
setzbl. I S. 1371) bleibt unberührt. 

§ 87 

(1) Verfahren vor den Entschädigungsbe- 
hörden und Entschädigungsgerichten sind ge- 
bühren- und auslagenfrei. Für offensichtlich 
unbegründete Anträge, Klagen oder Rechts- 
mittel sollen dem Antragsteller oder Kläger 
die Kosten auferlegt werden. Ist die Rechts- 
verfolgung offenbar mutwillig, so kann ein 
Kostenvorschuß erhoben werden. 

(2) Über die Verpflichtung zur Tragung 
der Kosten ist zugleich mit der Entscheidung 
in der Hauptsache zu erkennen. 

(3) In Verfahren vor den Entschädigungs- 
behörden findet eine Erstattung von Kosten 
und Auslagen nicht statt. 
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(4) In Verfahren vor den Entschädigungs- 
gerichten sind Rechtsanwaltsgebühren nur 
dann zu erstatten, wenn die Vertretung durch 
einen Rechtsanwalt nach den besonderen Um- 
ständen des Falles erforderlich war. 

(5) Eine Erstattung von Rechtsanwaltsge- 
bühren findet nicht statt, wenn nach Landes- 
recht die Vertretung durch einen öffentlichen 
Anwalt möglich war. 

(6) Für die Rechtsanwaltsgebühren gilt die 
Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 

(7) Bei wiederkehrenden Leistungen ist der 
Streitwert nach § 10 des Gerichtskostengeset- 
zes festzusetzen. 


DRITTER TITEL 
Entschädigungsbehörden 

§ 88 

(1) Die Landesregierungen regeln durch 
Rechtsverordnung die Errichtung der Ent- 
schädigungsbehörden und das Verwaltungs- 
verfahren vor diesen Behörden. Nach bisheri- 
gem Landesrecht geltende Bestimmungen über 
Einrichtung der Entschädigungsbehörden und 
über das Verwaltungsverfahren vor diesen Be- 
hörden sind den Bestimmungen dieses Geset- 
zes anzugleichen. 

(2) Die Entschädigungsbehörden müssen 
den Weisungen einer obersten Landesbehörde 
unterstehen. 

§ 89 

(1) Die Entschädigungsbehörden sind für 
die Anmeldung und, unbeschadet der Vor- 
schrift des § 82 Abs. 2, für die Feststellung der 
Ansprüche nach diesem Gesetz zuständig. 

(2) örtlich zuständig sind die Entschädi- 
gungsbehörden des Landes, in dem 

a) der Verfolgte am 1. Januar 1947 seinen 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt oder, 
wenn er diesen Tag nicht erlebt hat, im 
Zeitpunkt seines Todes gehabt hat (§ 8 
Abs. 1 Nr. 1 und 2) oder in welchem sich 
der Verfolgte am 1. Januar 1947 aufgehal- 
ten hat (§ 8 Abs. 1 Nr. 6). Der Aufenthalt 
in einem Durchgangslager für Auswanderer 
bleibt außer Betracht; 

b) hilfsweise: 

in dem er nach dem 1. Januar 1947 erst- 
mals einen Wohnsitz begründet oder dau- 


ernden Aufenthalt genommen hat (§ 8 
Abs. 1 Nr. 3, 4 und 5); 

c) hilfsweise: 

aus dem er vorjdem 1. Januar 1947 ausge- 
wandert ist (§ 8 Abs. 1 Nr. 2). 

(3) Für die Ansprüche eines Hinterbliebe- 
nen ist, wenn sich aus dem Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt des Verfolgten keine 
Zuständigkeit nach Absatz 2 ergibt, der eigene 
Wohnsitz oder der dauernde Aufenthalt des 
H i n t e rbl i eb en en maßgebend. 

(4) Ist im Falle des § 8 Abs. 3 keine Zu- 
ständigkeit nach den vorstehenden Bestim- 
mungen begründet, so sind die Entschädi- 
gungsbehörden des Landes zuständig, in dem 
das Grundstück gelegen ist. 

(5) In allen übrigen Fällen sind die Ent- 
schädigungsbehörden 

a) des Landes Nordrhein-Westfalcn für Be- 
rechtigte mit Wohnsitz in europäischen 
Ländern; 

b) des Landes Rheinland-Pfalz für Berechtigte 
mit Wohnsitz in außereuropäischen Ländern 

zuständig. 

S 90 

(1) Für die Bewilligung von Mitteln aus 
dem Härtefonds (§ 79) sind die obersten Ent- 
schädigungsbehörden der Länder zuständig. 
§ 99 findet keine Anwendung. 

(2) örtlich zuständig ist die oberste Ent- 
schädigungsbehörde des Landes, das nach den 
Vorschriften des § 89 für einen Entschädi- 
gungsanspruch des Antragstellers zuständig 
ist oder wäre. 

S 91 

(1) Entschädigung wird nur auf Antrag ge- 
währt; er ist gegen das nach § 89 zuständige 
Land zu richten. 

(2) Der Anspruch auf Entschädigung ist 

von Berechtigten, die ihren Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt im Inland haben, bis 
zum (ein Jahr nach Inkrafttreten die- 

ses Gesetzes), von den übrigen Berechtigten 
bis zum (zwei Jahre nach Inkrafttre- 

ten dieses Gesetzes) bei der zuständigen Ent- 
schädigungsbehörde anzumelden. 

(3) Die Anmeldefrist gilt als gewahrt, wenn 
der Antrag fristgemäß bei einer unzuständi- 
gen Entschädigungsbehörde angemeldet ist. 

(4) Eines Antrages bedarf es nicht, wenn 
der Berechtigte den Anspruch auf Entschädi- 
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gung bereits auf Grund bisher geltender 
Rechtsvorschriften oder Verwaltungsanord- 
nungen angemeldet hat. Eines Antrages be- 
darf es jedoch in den Fällen, in denen ein 
Anspruch nach bisher geltendem Recht durch 
unanfechtbaren Bescheid oder rechtskräftiges 
Urteil abgewiesen worden ist. 

(5) War der Berechtigte ohne sein Ver- 
schulden verhindert, die Anmeldefrist einzu- 
halten, so ist ihm auf Antrag Wiedereinset- 
zung in den vorigen Stand zu gewähren. 

§ 92 

Der Antrag soll enthalten: 

1. Angaben zur Person und zu den wirtschaft- 
lichen Verhältnissen des Berechtigten; 

2. eine Darstellung des den Anspruch auf Ent- 
schädigung begründeten Sachverhalts; 

3. Angabe von Beweismitteln; 

4. Angaben über Art und Umfang des geltend 
gemachten Anspruchs; 

5. eine Erklärung, ob und — gegebenenfalls — 
wo der Antragsteller schon früher einen 
Entschädigungsantrag gestellt hat; 

6. eine Erklärung über Leistungen, die der Be- 
rechtigte im Hinblick auf seine Verfolgung 
durch den Nationalsozialismus aus öffent- 
lichen Mitteln oder von einem nach bürger- 
lichem Recht Schadensersatzpflichtigen er- 
halten hat; 

7. eine Erklärung darüber, ob und mit wel- 
chem Erfolg wegen eines vor der Ent- 
ziehung ihm oder seinem Rechts vor ganger 
gehörenden Vermögensgegenstandes ein 
Rückerstattungsverfahren anhängig ge- 
macht worden ist. 

§ 93 

(1) Soweit in diesem Gesetz oder in den 

landesrechtlichen Vorschriften nach § 88 

Abs. 1 nicht anderes bestimmt ist, finden für 
die Beweiserhebung durch die Entschädigungs- 
behörden die §§ 355 ff. der Zivilprozeßord- 
nung sinngemäß Anwendung. Eine Beeidigung 
durch die Entschädigungsbehörde findet nicht 
statt. 

(2) Den Entschädigungsbehörden ist Rechts- 
und Amtshilfe zu leisten. 

(3) Die Entschädigungsbehörden können 
insbesondere 


a) die Staatsanwaltschaft oder unmittelbar die 
Polizeibehörde um die Erforschung eines 
Verfolgungstatbestandes ersuchen; 

b) das Amtsgericht in dessen Bezirk ein Be- 
rechtigter, em Zeuge oder Sachverständiger 
seinen Wohnsitz oder dauernden Aufent- 
halt hat, um Vernehmung des Berechtigten, 
Zeugen oder Sachverständigen ersuchen. 
Hierbei sind die Tatsachen und Vorgänge 
anzugeben, über welche die Vernehmung 
erfolgen soll. Die Vorschriften der Zivil- 
prozeßordnung übet den Beweis durch Par- 
teivernehmung, den Zeugenbeweis, über 
den Beweis durch Sachverständige und über 
das Verfahren bei der Abnahme von Eiden 
finden sinngemäß Anwendung. Die Beeidi- 
gung eines Berechtigten, eines Zeugen oder 
Sachverständigen liegt im Ermessen des 
Amtsgerichts. Dieses entscheidet von Amts 
wegen durch Beschluß auch über die Recht- 
mäßigkeit einer Verweigerung der Aus- 
sage, des Zeugnisses oder der Eidesleistung; 
gegen einen Beschluß, durch den die Ver- 
weigerung der Aussage, des Zeugnisses oder 
der Eidesleistung für rechtmäßig erklärt 
wird, steht die sofortige Beschwerde dem 
Berechtigten und der Entschädigungsbe- 
hörde zu; 

c) eine Auslandsvertretung der Bundesrepu- 
blik, in deren Bezirk ein Berechtigter, ein 
Zeuge oder Sachverständiger seinen Wohn- 
sitz oder dauernden Aufenthalt hat, um 
Vernehmung des Berechtigten, Zeugen oder 
Sachverständigen ersuchen. Hierbei sind die 
Tatsachen und Vorgänge anzugeben, die 
Gegenstand der Vernehmung sein sollen; 

d) die Strafregisterbehörden um unbeschränk- 
te Auskunft ersuchen. 


§ 94 

(1) Die Entschädigungsbehörden entschei- 
den durch Bescheid. Teilbescheide sind zu- 
lässig. 

Der Bescheid soll enthalten: 

a) die Bezeichnung der bescheidenden Behörde; 

b) die Personalangaben des Antragstellers; 

c) die Entscheidungsformel einschließlich et- 
waiger Leistungsvorbehalte und der Be- 
zeichnung der Rangfolge, falls der An- 
spruch nicht sofort zu befriedigen oder 
noch nicht zur Befriedigung aufgerufen 
ist; 
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d) die Festestellung des Sachverhalts in ge- 
drängter Form; 

e) die Entscheidungsgründe; 

f) die Rechtsmittelbelehrung; 

g) das Datum und die Unterschrift. 

(2) Der Bescheid ist dem Antragsteller zu- 
zustellen. Zustellungen erfolgen nach den 
Vorschriften des Verwaltungszustellungsge- 
setzes vom 3. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 379). Wohnt der Antragsteller nicht im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes, so finden 
auch die §§ 174, 175 der Zivilprozeßordnung 
sinngemäß Anwendung. 

§ 95 

(1) Ein zu Gunsten des Antragstellers er- 
gangener Bescheid kann widerrufen werden, 

1. wenn er von einer sachlich unzuständigen 
Stelle erlassen ist; 

2. wenn der Bescheid auf unrichtigen oder 
irreführenden Angaben des Antragstellers 
über die tatsächlichen Verhältnisse beruht; 

3. wenn die Entschädigungsbehörde durch un- 
lautere Mittel zu ihrer Entscheidung be- 
stimmt worden ist; 

4. wenn nach Erlaß des Bescheides einer der 
Ausschließungsgründe des § 1 Abs. 4 ein- 
getreten ist. 

(2) Der Widerruf erfolgt durch Bescheid. 
Bereits bewirkte Leistungen können auf 
Grund des Bescheides zurückgefordert wer- 
den, wenn die Voraussetzungen des Ab- 
satzes 1 Nr. 2 und 3 vorliegen. 

(3) Ein in dem Bescheid enthaltener Lei- 
stungsvorbehalt kann unabhängig von den in 
Absatz 1 angeführten Voraussetzungen gel- 
tend gemacht werden. 

§ 96 

(1) Ist ein Anspruch auf wiederkehrende 
Leistungen zuerkannt oder abgelehnt worden 
und haben sich die Verhältnisse, die für die 
Zuerkennung oder Ablehnung maßgebend 
waren, wesentlich geändert, so kann die Ent- 
schädigungsbehörde einen neuen Bescheid über 
den Anspruch erlassen; die Rechtskraft einer 
gerichtlichen Entscheidung steht dabei nicht 
entgegen. Satz 1 gilt nur, wenn die Änderung 
der Verhältnisse eine neue Entscheidung über 
Gewährung, Erhöhung. Minderung oder Ent- 
ziehung einer Rente notwendig macht. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Vergleiche, die 
vor den Entschädigungsbehörden abgeschlos- 
sen werden. 


§ 97 

(1) Die Entschädigungsbehörden sind be- 
rechtigt, in sinngemäßer Anwendung des 
§ 287 der Zivilprozeßordnung die Höhe eines 
Schadens zu schätzen. 

(2) Vergleiche über die Höhe eines An- 
spruchs sind zulässig unter der Vorausset- 
zung, daß der Anspruch dem Grunde nach 
durch unanfechtbaren Bescheid oder durch 
rechtskräftige gerichtliche Entscheidung fest- 
gestellt ist. § 95 findet entsprechende Anwen- 
dung. 

VIERTER TITEL 
Entschädigungsgerichte 

§ 98 

(1) Entschädigungsgerichte sind: 

das Landgericht (Entschädigungskam- 
mer), 

das Oberlandesgericht (Entschädigungs- 
senat), 

der Bundesgerichtshof. 

Die Landesregierungen können ein Land- 
gericht als für mehrere Landgerichtsbezirke 
zuständig bestimmen. Entsprechendes gilt, 
wenn in einem Lande mehrere Oberlandesge- 
richte errichtet sind. 

(2) Der Vorsitzende oder einer der Beisit- 
zer der Entschädigungskammer soll dem Kreis 
der Verfolgten angehören. 

(3) Auf das Verfahren vor den Entschädi- 
gungsgerichten und auf die Zwangsvollstrek- 
kung finden, unbeschadet der Vorschriften der 
§§ 82 bis 87, die Vorschriften des Gerichts- 
verfassungsgesetzes, der Zivilprozeßordnung 
und des Gerichtskostengesetzes sinngemäß 
Anwendung, soweit in den folgenden Vor- 
schriften nicht Abweichendes bestimmt ist. 

(4) Vergleiche sind zulässig. 

(5) Zustellungen erfolgen von Amts we- 
gen. 

§ 99 

Innerhalb einer Frist von drei Monaten 
nach Zustellung des Bescheides der Entschä- 
digungsbehörde kann der Anspruch durch 
Klage gegen das Land vor dem für den Sitz 
der Entschädigungsbehörde zuständigen Land- 
gericht geltend gemacht werden. Wenn der 
Kläger im Ausland wohnt, tritt an die Stelle 
der Frist von drei Monaten eine Frist von 
sechs Monaten. 
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Artikel II 


§ 100 

Klage vor dem Landgericht kann auch er- 
hoben werden, wenn die Entschädigungsbe- 
hörde binnen einer Frist von einem Jahr seit 
Eingang des Antrags ohne zureichenden 
Grund keine Entscheidigung über einen An- 
spruch, der nach § 85 Abs. 2 mit Vorrang 
zu behandeln ist, getroffen hat; im Falle des 
§ 91 Abs. 4 Satz 1 beginnt diese Frist mit 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

§ 101 

(1) Gegen das Urteil des Landgerichts fin- 
det, ohne Rücksicht auf den Streitwert, die 
Berufung an das Oberlandesgericht statt. 

(2) Für die Berufungsfrist gilt die Vor- 
schrift des § 99 entsprechend. 

(3) Das Oberlandesgericht kann von einer 
mündlichen Verhandlung auch ohne Einver- 
ständnis der Parteien dann absehen, wenn die 
mündliche Verhandlung nach Lage des Falles 
entbehrlich erscheint. 

§ 102 

(1) Gegen das Urteil des Oberlandesgerichts 
findet die Revision an den Bundesgerichtshof 
statt, wenn das Oberlandesgericht sie im Ur- 
teil zuläßt. 

(2) Die Revision ist zuzulassen, wenn das 
Oberlandesgericht von einem Urteil des Bun- 
desgerichtshofs abweicht. 

(3) Die Revision soll zugelassen werden, 
wenn eine Rechtsfrage von grundsätzlicher 
Bedeutung zu entscheiden ist. 

(4) Die Revision kann nicht darauf gestützt 
werden, daß die Entscheidung auf der Ver- 
letzung landesrechtlicher Vorschriften beruht. 

(5) Für die Revisionsfrist gilt die Vor- 
schrift des § 99 entsprechend. 

§ 103 

(1) Im Verfahren vor den Landgerichten 
besteht kein Anwaltszwang. 

(2) Im Verfahren vor dem Oberlandes- 
gericht besteht für das in Anspruch genom- 
mene Land kein Anwaltszwang. 

(3) Im Verfahren vor dem Bundesgerichts- 
hof besteht uneingeschränkt Anwaltszwang 
mit der Maßgabe, daß sich die Parteien auch 
durch einen bei einem Oberlandesgericht zuge- 
lassenen Rechtsanwalt vertreten lassen können. 


Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 104 

(1) Mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes werden alle im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes geltenden entschädigungsrecht- 
lichen Vorschriften, die diesem Gesetz wider- 
sprechen, aufgehoben. Soweit das bisherige 
Landesrecht weitergehende entschädigungs- 
rechtliche Ansprüche gewährt, behält es hier- 
bei zu Gunsten der nach bisherigem Landes- 
recht Anspruchsberechtigten sein Bewenden mit 
der Maßgabe, daß sich die verfahrensmäßige 
Behandlung und die Befriedigung dieser An- 
sprüche nach diesem Gesetz richten. 

(2) Soweit in Gesetzen, Verordnungen, all- 
gemeinen Verwaltungsanordnungen und Er- 
lassen auf die aufgehobenen Vorschriften ver- 
wiesen ist, treten an deren Stelle die entspre- 
chenden Vorschriften dieses Gesetzes. 

§ 105 

(1) Die auf Grund bisheriger Vorschriften 
zu gewährenden wiederkehrenden Leistungen 
werden solange weitergewährt, bis die Lei- 
stungen nach diesem Gesetz bewirkt werden. 
Dies gilt auch für gewährte wiederkehrende 
Vorschußleistungen. Die Weiterzahlung erfolgt 
durch die bisher zuständige Stelle. Soweit die 
wiederkehrenden Leistungen ohne Anerken- 
nung einer Rechtspflicht erfolgt sind, wird ein 
Rechtsanspruch auf diese Leistungen durch 
Satz 1 und 2 nicht begründet. 

(2) Für Ansprüche auf Durchführung eines 
Heilverfahrens gilt Absatz 1 sinngemäß. 

§ 106 

Ist bei Inkrafttreten dieses Gesetzes ein 
Antrag auf Entschädigung in einem Lande an- 
hängig, dessen Behörden nach § 89 nicht zu- 
ständig sind, so bleibt dieses Land sowohl für 
Ansprüche des Antragstellers nach bisherigem 
Recht (§ 104 Abs. 1 Satz 2) als auch für An- 
sprüche nach diesem Gesetz zuständig. 

§ 107 

(1) Stand dem Berechtigten nach bisherigem 
Recht eine Entschädigung in geringerer Höhe 
als nach den Vorschriften dieses Gesetzes zu 
und ist diese Entschädigung vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes durch unanfechtbaren Bescheid 
oder durch rechtskräftige gerichtliche Entschei- 
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düng zuerkannt worden, so kann der Berech- 
tigte eine ihm auf Grund dieses Gesetzes zu- 
stehende höhere Entschädigung wegen des- 
selben Schadens nur beanspruchen, wenn der 
Mehrbetrag 5 vom Hundert der für diesen 
Schaden zuerkannten Entschädigung über- 
steigt. 

(2) Wiederkehrende Leistungen, die auf 
Zeitabschnitte nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes entfallen, werden ohne Rücksicht auf 
eine Mindesterhöhung neu festgesetzt. Eine 
Neufestsetzung von wiederkehrenden Leistun- 
gen für die Zeit vor Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes findet nicht statt. 

(3) Die Neufestsetzung nach Absatz 1 und 
2 erfolgt nur auf Antrag. 

(4) Ist in einem bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes anhängigen Feststellungsverfahren 
eine Entscheidung noch nicht ergangen, so sind 
die Entschädigungsleistungen nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes festzusetzen. 

(5) In den Fällen der Absätze 1 bis 4 ent- 
scheidet, unbeschadet der Vorschrift des § 106, 
die nach § 89 zuständige Entschädigungsbe- 
hörde. Der in den Fällen der Absätze 1 und 
2 ergehende Bescheid unterliegt nur der Nach- 
prüfung durch den Vorsitzenden der Entschä- 
digungskammer beim Landgericht. Die Ent- 
scheidung ergeht durch Beschluß. Der Beschluß 
ist unanfechtbar. 

§ 108 

(1) Ist bei Inkrafttreten dieses Gesetzes ein 
Verfahren bei einem Gericht anhängig, so 
richtet sich die Fortführung des Verfahrens 
nach folgenden Bestimmungen: 

a) Soweit das Verfahren bei einem Gericht 
anhängig ist, das auch nach diesem Gesetz 
zuständig ist, entscheidet dieses Gericht auf 
Grund der Vorschriften dieses Gesetzes. 

b) Soweit das Verfahren bei einem Gericht 
anhängig ist, das nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes nicht zuständig ist, ist das 
Verfahren an das nach diesem Gesetz zu- 
ständige Gericht erster Instanz abzugeben. 

(2) Die Zulässigkeit eines Rechtsmittels 
gegen die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
ergangenen Entscheidungen richtet sich nach 
den bisher geltenden Vorschriften. Kann da- 
nach bei Inkrafttreten dieses Gesetzes ein 
Rechtsmittel noch eingelegt werden, so tritt an 


die Stelle des nach bisherigem Recht zulässigen 
Rechtsmittels dasjenige Rechtsmittel, das gegen 
eine entsprechende Entscheidung nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes gegeben ist. 

§ 109 

Bestätigt das Landgericht den Bescheid der 
Entschädigungsbehörde über einen Antrag 
nach § 91 Abs. 4 Satz 2, so ist diese Ent- 
scheidung endgültig. Anderenfalls richtet sich 
das Verfahren uneingeschränkt nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes. 

§ 110 

(1) Sind Entschädigungsansprüche von In- 
krafttreten dieses Gesetzes nicht durch Bescheid 
oder gerichtliche Entscheidung, sondern auf 
andere Weise, insbesondere durch Vergleich, 
Verzicht oder Abfindung, geregelt worden, so 
kann der Berechtigte bis zum Ablauf der An- 
meldefrist (§ 91 Abs. 2) die Regelung durch 
Erklärung gegenüber der zuständigen Entschä- 
digungsbehörde anfechten. Die Anfechtung 
kann nur darauf gestützt werden, daß dem 
Berechtigten nach den Vorschriften dieses Ge- 
setzes Ansprüche aus Schadenstatbeständen zu- 
stehen, auf Grund deren er nach bisherigem 
Recht Ansprüche nicht geltend machen konnte. 
Dieses Anfechtungsrecht steht ihm nicht zu, 
wenn er auf etwaige künftige Rechtsansprüche 
verzichtet hat oder für solche Ansprüche ab- 
gefunden worden ist. 

(2) Für das Verfahren gilt § 109. 

§ 111 

Eine weitergehende Regelung der Entschä- 
digung für Verfolgte, die eine örtliche Bezie- 
hung zu deutschen Gebieten außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes haben, bleibt 
bis zur Wiedervereinigung Deutschlands Vor- 
behalten. 

§ 112 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund der in diesem Gesetz enthaltenen Er- 
mächtigungen erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Uberleitungs- 
gesetzes. 

§ 113 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. 

Gegenwärtiger Stand der 
Wiedergutmachungsgesetzgebung 

Nach Art. 74 Nr. 9 GG hat der Bund unter 
den Voraussetzungen des Art. 72 Abs. 2 GG 
die konkurrierende Gesetzgebung auf dem 
Gebiete der Wiedergutmachung. Von diesem 
Gesetzgebungsrecht hat der Bund bisher nur 
auf dem dienstrechtlichen Teilgebiete der 
Wiedergutmachung Gebrauch gemacht (vgl. 
Gesetz zur Regelung der Wiedergut- 
machung nationalsozialistischen Unrechts für 
Angehörige des öffentlichen Dienstes vom 
11. Mai 1951 — Bundesgesetzbl. I S. 291 — 
und Gesetz zur Regelung der Wiedergut- 
machung nationalsozialistischen Unrechts für 
die im Ausland lebenden Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes — Bundesgesetzbl. I 
S. 137 — ). Der Erlaß eines Bundesgesetzes 
zur Wiedergutmachung auf einem weiteren 
Teilgebiete, dem der Kriegsopferversorgung, 
steht bevor. 

Gemäß Art. 125 Nr. 1 GG in Verbindung mit 
der Verordnung vom 12. Mai 1950 — Bun- 
desgesetzbl. S. 179 — ist das Wirtschafts- 
ratsgesetz über die Behandlung der Verfolgten 
des Nationalsozialismus in der Sozialversiche- 
rung vom 22. August 1949 Bundesrecht und 
das in den Ländern der amerikanischen Besat- 
zungszone einheitlich geltende Gesetz zur 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen Un- 
rechts vom 26. April 1949 (Entschädigungs- 
gesetz) partikulares Bundesrecht geworden. 

Im übrigen gilt auf dem Gebiete der Wieder- 
gutmachung im engeren Sinne (Entschädigung) 
Länderrecht, das in der französischen Zone — 
ebenso wie in der amerikanischen Zone — alle 
Schadenstatbestände umfaßt, in der britischen 
Zone demgegenüber nur Personenschäden 
(Schäden an Leben, Körper, Gesundheit und 
Freiheit), aber nicht Schäden an Eigentum, 
Vermögen und im wirtschaftlichen Fortkom- 
men regelt. 

Die Rückerstattung feststellbarer Vermögens- 
gegenstände an Opfer der nationalsozialisti- 
schen Gewaltherrschaft bleibt durch die ein- 
schlägigen Militärregierungsgesetze geregelt 
(vgl. den III. Teil des Vertrages zur 


Regelung aus Krieg und Besatzung entstan- 
dener Fragen — Überleitungsabkommen zum 
Deutschlandvertrag — ). 

II. 

Vorgeschichte des Entwurfs 
1 

Erörterung der Bundesregierung 

Angesichts der Lücken in der Entschädigungs- 
gesetzgebung der Länder der britischen Zone 
und in Fiinsicht auf die vielfach unterschied- 
liche Regelung gleicher Schadenstatbestände in 
den Gesetzen der einzelnen Länder hat sich 
die Bundesregierung schon bald nach ihrem 
Amtsantritt mit der Frage befaßt, ob und in- 
wieweit ein Bedürfnis nach bundesgesetzlicher 
Regelung im Sinne von Art. 72 Abs. 2 GG 
besteht. Auf Grund eines Kabinettsbeschlusses 
vom 21. Dezember 1949 haben die beteiligten 
Bundesressorts die Frage geprüft, ob und 
gegebenenfalls in welcher Weise das Entschä- 
digungsrecht vereinheitlicht werden könne, und 
bei ihrer Entschließung den damaligen Stand- 
punkt der Länder maßgeblich berücksichtigt. 
Nach eingehenden Erörterungen bestand bei 
den beteiligten Bundesressorts seinerzeit Ein- 
verständnis darüber, dem Bundeskabinett zu 
empfehlen, von einer die Ländergesetze ab- 
ändernden oder sie erübrigenden Bundes- 
gesetzgebung im Grundsatz abzusehen. Für 
diese Empfehlung waren vor allem zwei Tat- 
sachen maßgebend; 

1 . Die Mehrzahl der Länder hatte das Be- 
dürfnis nach einer Regelung durch den Bund 
(Art. 72 Abs. 2 GG) verneint; 

2. das „Koordinierungsbüro der Interministe- 
riellen Arbeitsgemeinschaft für Wiedergut- 
machungs- und Entschädigungsfragen in der 
Bundesrepublik Deutschland“, das von den 
Ländern selbst geschaffene Organ für die 
Vereinheitlichung der Länderrechte auf dem 
Gebiet der Wiedergutmachung, hatte eine 
Bundesgesetzgebung vorerst nicht für an- 
gebracht gehalten. 

Diesen Standpunkt hatte die an die Stelle des 
„Koordinierungsbüros“ getretene „Konferenz 
der Obersten Wiedergutmachungsbehörden der 
Bundesrepublik Deutschland“ in einem Be- 
schluß vom 23. November 1950 ausdrücklich 
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bestätigt, in dem es u. a. hieß: „Der von den 
sogenannten Entschädigungsgesetzen geregelte 
Komplex, also insbesondere Leibes-, Freiheits- 
und Existenzschäden soll Landessache bleiben. 
Umfassende Gesetze sind in allen Ländern der 
amerikanischen und der französischen Zone 
sowie jetzt in Berlin ergangen. Die Länder der 
britischen Zone sollen ihre bisherige fragmen- 
tarische Gesetzgebung nur ergänzen, nicht aber 
eine Bundesgesetzgebung betreiben“. 

Demgemäß beschloß das Bundeskabinett am 
30. Januar 1951 auf Grund einer das Ergeb- 
nis der Erörterungen eingehend würdigenden 
Käbinettsvorlage des Bundesministers der 
Finanzen vom 18. Januar 1951, 

„vorerst von einer über das Gesetz zur 
Regelung der Wiedergutmachung natio- 
nalsozialistischen Unrechts für Angehörige 
des öffentlichen Dienstes hinausgehenden 
die Wiedergutmachungsgesetze der Län- 
der abändernden oder sie erübrigenden 
Bundesgesetzgebung abzusehen.“ 

In diesem Beschluß der Bundesregierung lag 
der Ton bewußt auf dem Worte „vorerst“. 
Wie die Begründung der diesem Beschluß zu 
Grunde liegenden Kabinettsvorlage ergibt, 
sollte es vorerst den Ländern ihrem Wunsche 
gemäß überlassen bleiben, einen Ausgleich der 
Rückwirkungen, die sich aus gewissen Ver- 
schiedenheiten der Länderregelungen ergaben, 
auf Koordinierungsbasis vorzunehmen. Für 
den Fall, daß ein Ausgleich und eine Ausfül- 
lung der Lücken auf diesem Wege nicht ge- 
länge, sollte indessen eine bundesgesetzliche 
Regelung Vorbehalten bleiben. 

2 . 

Beschlüsse des Bundestages 

Demgegenüber hatte der Bundestag auf einen 
Mündlichen Bericht des Ausschusses zum 
Schutze der Verfassung (Nr. 1658 der BT- 
Drucksachen) in seiner Sitzung vom 15. De- 
zember 1950 die Bundesregierung ersucht, 

„den Entwurf eines Wiedergutmachungs- 
gesetzes für alle im Bundesgebiet woh- 
nenden politisch, rassisch oder religiös 
verfolgten Personen vorzulegen, das die 
Bestimmungen des im amerikanischen 
Besatzungsgebiet auf Länderratsbasis er- 
lassenen zoneneinheitlichen Gesetzes von 
1949 zeitgemäß für das gesamte Bundes- 
gebiet fortbildet“. 


In dieser Sitzung hatte der Berichterstatter, 
der Bundestagsabgeordnete Dr. Brill aus- 
geführt, es werde nicht an eine erschöpfende 
materiell-rechtliche Regelung der Wiedergut- 
machung durch den Bund, vielmehr nur an ein 
Rahmengesetz gedacht, das die Stichtage und 
den Kreis der Wiedergutmachungsberechtigten 
einheitlich regele. 

In der Folgezeit befaßte sich der Ausschuß für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht des Bundes- 
tages auf Grund eines ihm überwiesenen An- 
trags der SPD betreffend Vorlage des Ent- 
wurfs eines Wiedergutmachungsgesetzes — 
Nr. 1828 der Drucksachen — und einer Reihe 
von Anträgen, welche die Rückerstattung fest- 
stellbaren Vermögens zum Gegenstand hatten 
— Nr. 159, Nr. 886, Nr. 1010 und Nr. 2447 
der Drucksachen — in eingehenden, vom 
Frühjahr 1951 bis zum Sommer 1952 wäh- 
renden Beratungen mit dem Gesamtgebiet der 
Wiedergutmachung (Rückerstattung und Ent- 
schädigung). Auf Grund des Mündlichen Be- 
richts des Ausschusses vom 3. Juli 1952 
(Nr. 3583 der BT-Drucksachen) gab das Ple- 
num des Bundestages in der Sitzung vom 
11. September 1952 dem vom Ausschuß vor- 
geschlagenen Gesetzgebungsprogramm seine 
Zustimmung. Der Beschluß, dem mit dem 
vorliegenden Entwurf entsprochen wird, hatte, 
soweit das Entschädigungsrecht in Frage stand, 
folgenden Wortlaut: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, als- 
bald den Entwurf eines Gesetzes vorzu- 
legen, das die Entschädigung der Opfer 
des Nationalsozialismus durch ein Bun- 
desergänzungs- und -rahmengesetz regelt. 
Dabei ist davon auszugehen, daß Per- 
sonen, die wegen ihrer politischen Über- 
zeugung, ihrer Rasse, ihres Glaubens oder 
ihrer Weltanschauung verfolgt wurden, 
Unrecht geschehen ist und der aus Über- 
zeugung oder um des Glaubens oder Ge- 
wissens willen gegen die nationalsoziali- 
stische Gewaltherrschaft geleistete Wider- 
stand ein Verdienst um das Wohl des 
deutschen Volkes und Staates war. Unter 
Berücksichtigung dessen, daß Bund und 
Länder die Verpflichtung anerkannt 
haben, daß für diese Personen, soweit sie 
infolgedessen Schaden an Leben, Körper, 
Gesundheit, Freiheit, Eigentum, Ver- 
mögen oder in ihrem wirt schaf tlichen 
Fortkommen erlitten haben (mit Aus- 
nahme feststellbaren Vermögens, das der 
Rückerstattung unterliegt), eine angemes- 
sene Entschädigung sicherzustellen ist, soll 
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das Gesetz die in internationalen Verein- 
barungen und Besprechungen erzielten 
Ergebnisse berücksichtigen und weiterhin 
folgende Richtlinien beachten: 

a) Die gegenwärtig in verschiedenen Län- 
dern geltenden Rechtsvorschriften sind 
dahingehend zu ergänzen und abzu- 
ändern, daß die Verfolgten im gan- 
zen Bundesgebiet einen Rechtsanspruch 
auf Entschädigung erhalten, und zwar 
auf einer Grundlage, die sie nicht un- 
günstiger stellt als die in den Ländern 
der amerikanischen Zone geltende 
Regelung. Soweit in Ländergesetzen 
in einzelnen Punkten bereits günsti- 
gere Regelungen vorgesehen sind, wer- 
den diese aufrechterhalten. 

b) . Personen, die aus Gründen der Natio- 

nalität unter Mißachtung der Men- 
schenrechte verfolgt wurden und 
gegenwärtig politische Flüchtlinge 
sind, die Jen Schutz ihres früheren 
Heimatlandes nicht mehr genießen, 
sollen eine angemessene Entschädigung 
erhalten, soweit ihnen ein dauernder 
Gesundheitsschaden zugefügt worden 
ist.* 

c) Ebenso sollen Personen, die aus poli- 
tischen, rassischen oder religiösen 
Gründen unter Mißachtung der Men- 
schenrechte verfolgt worden sind und 
hierdurch einen dauernden Gesund- 
heitsschaden erlitten haben, entschä- 
digt werden, auch wenn sie die sonst 
nach den bisher erlassenen Entschä- 
digungsgesetzen erforderlichen Wohn- 
sitz- und Stichtagvoraussetzungen 
nicht erfüllen. 

d) Zuständigkeitslücken, die sich aus 
dem Wohnsitz- und Stichtagsystem 
der Entschädigungsgesetze der Länder 
ergeben, sollen bereinigt werden. Es 
darf niemand deshalb von der Ent- 
schädigung ausgeschlossen werden, 
weil er seinen Wohnsitz von einem 
Lande der Bundesrepublik in ein 
anderes verlegt hat. 

e) Der Umstand, daß ein früher er- 
hobener Entschädigungsanspruch nach 
den damals geltenden Rechtsvorschrif- 
ten abgewiesen wurde, steht der er- 
neuten Geltendmachung dieses Ent- 
schädigungsanspruchs auf Grund der 
in dem zu erlassenden Gesetz gegebe- 
nen Rechtsvorschriften nicht entgegen. 


f) Personen, die vom Nationalsozialis- 
mus verfolgt und geschädigt worden 
sind und als politische Flüchtlinge aus 
der sowjetisch besetzten Zone in der 
Bundesrepublik befugt ihren ständi- 
gen Aufenthalt genommen haben, sol- 
len entschädigt werden, auch wenn sie 
im übrigen nicht die Wohnsitz- und 
S'tichtagvoraussetzungen der bisherigen 
Entschädigungsgesetze erfüllen (sog. 
Doppelverfolgte). 

g) Die Haftentschädigung soll ausge- 
dehnt werden auf Personen, die vor 
dem 1. Januar 1947 ausgewandert 
sind, aber ihren letzten inländischen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufent- 
halt im Gebiet der Bundesrepublik 
hatten. 

h) Alle Entschädigungsleistungen, die 
Personen im Alter über 60 Jahren zu- 
stehen, müssen sofort fällig werden. 

i) Ausbildungsschäden müssen in die 
Entschädigung einbezogen werden. 

j) Die Haftentschädigung wird ausge- 
dehnt auf Personen, die in Deutsch- 
land unter haftähnlichen oder men- 
schenunwürdigen Bedingungen in der 
Illegalität gelebt haben. 

k) In den Verfahrensvorschriften wird 
den besonderen, auf die Verfolgung 
zurückzuführenden Verhältnissen der 
Berechtigten durch Beweiserleichte- 
rungen Redinung getragen. 

1) Es ist eine allgemeine Härteklausel 
vorzusehen für die Fälle national- 
sozialistischer Verfolgung, in denen 
aus formalen Gründen keine Ent- 
schädigung gewährt wird. 

m) Der Rechtsmittelzug zum Bundesge- 
richtshof ist unter gleichen Voraus- 
setzungen wie im Zivilprozeß vorzu- 
sehen. 

Die Bundesregierung wird ersucht, die 
Finanzierung der sich nach diesem Gesetz 
ergebenden gesamten Entschädigungslei- 
stungen sicherzustellen, und insbesondere 
die Aufteilung der Entschädigungslasten 
zwischen Bund und Ländern sowie den 
Zeitpunkt der Fälligkeit für die Bewir- 
kung der nach dem Gesetz zustehenden 
Entschädigungsleistungen zu regeln". 

Indem der Bundestag in seinem Beschluß zum 
Ausdruck brachte, daß das vorzulegende Bun- 
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desgcsetz die in internationalen Vereinbarun- 
gen und Besprechungen erzielten Ergebnisse 
berücksichtigen solle, trug er der Tatsache 
Rechnung, daß die Bundesregierung sich zu 
diesem Zeitpunkt bereits im IV. Teil des Ver- 
trages zur Regelung aus Krieg und Besatzung 
entstandener Fragen — des Überleitungsab- 
kommens zum Deutschlandvertrag — und im 
Protokoll Nr. 1 zum Israel-Abkommen — 
aufgesetzt von Vertretern der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland und der Con- 
ference on Jewish Material Claims Against 
Germany — zu einem klar umgrenzten Aus- 
bau des Entschädigungsrechts auf der Grund- 
lage des Entschädigungsgesetzes der amerika- 
nischen Zone verpflichtet hatte. 

3 

Die Verpflichtungen aus dem IV. 
Teil des Vertrages zur Regelung 
aus Krieg und Besatzung entstan- 
dener Fragen 

Im Herbst 1951 — während die Erörterungen 
über eine bundesgesetzliche Vereinheitlichung 
und Ergänzung des Entschädigungsrechts im 
Rechtsausschuß des Bundestages noch schweb- 
ten — begannen Vertragsverhandlungen mit 
den Besatzungsmächten über den gleichen Ge- 
genstand, die im Frühjahr 1952 zu dem Er- 
gebnis führten, das im IV. Teil des Vertrages 
zur Regelung aus Krieg und Besatzung ent- 
standener Fragen, des Überleitungsabkommens 
zum Deutschlandvertrag, niedergelegt ist. 

ln Übereinstimmung mit dem zu dieser Zeit 
vom Rechtsausschuß des Bundestages bereits 
erarbeiteten Standpunkt, daß das in den Län- 
dern der amerikanischen Zone einheitlich gel- 
tende Entschädigungsrecht die gegebene Grund- 
lage für ein künftiges Bundesergänzungsgesetz 
sei, wurde hier bestimmt, daß die Bundes- 
republik die Verpflichtung übernimmt, be- 
schleunigt Rechtsvorschriften zu erlassen, 
„welche die gegenwärtig in den verschiedenen 
Ländern geltenden Rechtsvorschriften ergän- 
zen und abändern und welche im gesamten 
Bundesgebiet eine nicht weniger günstige 
Grundlage für die Entschädigung bilden als 
die gegenwärtig in den Ländern der amerika- 
nischen Zone geltenden Rechtsvorschriften 4 ' 
(vgl. Absatz 2 b aaO.). 

Was in dieser Bestimmung mit „Grundlage 
für die Entschädigung" gemeint ist, ergibt die 
genauere Formulierung der Vorschrift des 
Absatzes 2 a dieses Teils des Vertragswerks, 
nach der „in Zukunft die einschlägigen Rechts- 


vorschriften im Bundesgebiet für die An- 
spruchsberechtigten nicht ungünstiger zu ge- 
stalten sind als die gegenwärtigen Rechtsvor- 
schriften.“ Das bedeutet, daß nach künfti- 
gem Bundesrecht kein Anspruchsberechtigter 
schlechter gestellt werden darf, als er nach 
dem Entschädigungsgesetz der amerikanischen 
Zone gestellt ist oder bei Erstreckung dieses 
Gesetzes auf den übrigen Geltungsbereich des 
Grundgesetzes gestellt wäre, wobei Einzelvor- 
schriften der Länderrechte der französischen 
und der britischen Zone, die gegenüber der 
Regelung in der amerikanischen Zone eine 
noch günstigere Regelung für die Anspruchs- 
berechtigten darstellen (sog. Länderspitzen), 
unberührt bleiben müssen. 

Die in diesem Teil des Vertragswerks ferner 
vorgesehene Abgeltung besonders schwerer 
Körperschäden von sogenannten Nationalver- 
folgten, die den Schutz ihres früheren Heimat- 
landes nicht mehr genießen (vgl. Ab- 
satz 1 Satz 2 dieses Teils des Vertragswerks), 
stellt nach dem Willen der Vertragspartner 
eine Härteregelung dar, die keinerlei präjudi- 
zielle Bedeutung für sonstige Schadenstatbe- 
stände reparationsrechtlicher Art haben soll. 
Der vorliegende Entwurf hat der eingegan- 
genen Verpflichtung mit der in § 76 vorge- 
sehenen Regelung genügt. 

4 

Die in Protokoll Nr. 1 zum Israel- 
Abkommen niedergelegten Ver- 
einbarungen mit der Conference 
on Jewish Material Claims 
Against Germany 
(sogenantes Haager Programm) 

In derselben Grundrichtung wie die Beschlüsse 
des Bundestages und die Verpflichtungen aus 
dem IV. Teil des Uberleitungsabkommens 
zum Deutschlandvertrag bewegten sich auch 
die von März bis August 1952 — mit kurzer 
Unterbrechung — geführten Verhandlungen 
zwischen Vertretern der beteiligten Bundes- 
ressorts und der Conference on Jewish Mate- 
rial Claims Against Germany in Den Haag. 
Dies geht schon aus den Einleitungssätzen der 
dort vereinbarten „Grundsätze zur Verbesse- 
rung der geltenden Gesetzgebung“ hervor, die 
folgendermaßen lauten: 

„Es ist der Wille der Bundesregierung, 
die gegenwärtige Entschädigungsgesetz- 
gebung durch ein Bundesergänzungs- und 
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-rahmengesetz dahin zu erweitern und 
abzuändern, daß die Rechtslage für die 
Verfolgten im gesamten Bundesgebiet 
nicht weniger günstig gestaltet wird, als 
sie gegenwärtig in der amerikanischen 
Zone nach dem dort geltenden Entschä- 
digungsgesetz ist. Soweit in den gelten- 
den Ländergesetzen günstigere Regelun- 
gen getroffen sind, werden diese auf- 
rechterhalten“. 

Da die Unterzeichner des Protokolls mit die- 
sen Leitsätzen nur zum Ausdruck bringen 
wollten, was schon im IV. Teil des Über- 
leitungsabkommens zum Deutschlandvertrag 
als Verpflichtung niedergelegt war, darf die 
Formulierung dieser Leitsätze als Bestätigung 
der unter A II 3 gegebenen Auslegung der ver- 
traglichen Verpflichtungen angesehen werden. 

Hinsichtlich der Einzelheiten des mit der 
Claims Conference vereinbarten Gesetzge- 
bungsprogramms (der weitgehenden Einbe- 
ziehung von Vertriebenen und politischen 
Flüchtlingen und der umfassenden Berücksich- 
tigung sozialer Gesichtspunkte bei der Bemes- 
sung der Leistungen und der Befriedigung der 
Ansprüche) darf auf die unter I des Protokolls 
aufgeführten Programmpunkte verwiesen 
werden. 

Der vorliegende Gesetzentwurf trägt dem 
vereinbarten Gesetzgebungsprogramm Rech- 
nung. 

III. 

Ausgangspunkt und Zielsetzung des Entwurfs 

Mit den oben wiedergegebenen Beschlüssen des 
Bundestages, den Verpflichtungen aus dem IV. 
Teil des Vertrags zur Regelung aus Krieg und 
Besatzung entstandener Fragen und den in 
Protokoll Nr. 1 zum Israel- Abkommen nie- 
dergelegten Vereinbarungen mit der Jewish 
Claims Conference war der Ausgangspunkt 
für den vorliegenden Entwurf gegeben und der 
Weg, der sowohl grundsätzlich wie in Einzel- 
heiten einzuhalten war, vorgezeichnet. Soviel 
beachtliche Gründe auch für eine rechtsschöp- 
ferische Regelung auf neuen Grundlagen spre- 
chen mochten, so kam doch nach den bestehen- 
den Bindungen nur ein Bundesergänzungs- 
gesetz auf der Grundlage des auf den Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes zu erstrecken- 
den Entschädigungsgesetzes der amerikani- 
schen Zone in Frage. 

Demgemäß übernimmt der vorliegende Ent- 
wurf die Grundstruktur und die sich aus ihr 
ergebenden Einzelbestimmungen des genann- 
ten Gesetzes und beschränkt sich bei der Er- 


gänzung im wesentlichen auf die Vorschriften, 
deren Aufnahme vom Bundestag gewünscht 
und durch die übernommenen Verpflichtungen 
geboten war. Dabei wird nicht verkannt, daß 
das Beharren auf der Grundstruktur des Ent- 
schädigungsgesetzes der amerikanischen Zone 
auch das Festhalten an gewissen Mängeln der 
bisherigen gesetzlichen Regelung in der ameri- 
kanischen Zone — zum Beispiel der Einstufung 
freiberuflich Tätiger in Besoldungsgruppen 
vergleichbarer Beamten — zur Folge hat. 
Reifliche Erwägungen haben indessen zu dem 
Ergebnis geführt, daß nur so Gewähr dafür 
gegeben ist, daß die Rechtslage für den ein- 
zelnen Verfolgten im gesamten Geltungsbe- 
reich des Grundgesetzes nicht weniger günstig 
gestaltet wird als sie gegenwärtig in der ameri- 
kanischen Zone nach dem geltenden Entschä- 
digungsgesetz ist. 

Wenn der Initiativgesetzentwurf des Bundes- 
rates (Bundesratsdrucksache Nr. 413/52) dem- 
gegenüberin seinem Aufbau von der Annahme 
ausgeht, es genüge zur Erfüllung der übernom- 
menen Verpflichtungen, das Gesamtniveau der 
im Entschädigungsgesetz der amerikanischen 
Zone vorgesehenen Leistungen an die Ver- 
folgten nicht zu unterschreiten, so gründet er 
sich, unbeschadet des gewiß anerkennenswer- 
ten Strebens nach rechtsschöpferischer Neu- 
gestaltung, auf eine rechtsirrige Annahme. 

Der vorliegende Entwurf spricht in seiner Be- 
zeichnung wie in seinen Bestimmungen bewußt 
nicht von „Wiedergutmachung“. Was die 
nationalsozialistische Gewaltherrschaft Milli- 
onen von Verfolgten an Leid und Unrecht 
zugefügt hat, kann nicht wieder gutgemacht 
werden. Möglich ist nur eine Entschädigung in 
den Grenzen unserer Finanzkraft für materiell 
meßbare Schäden, notwendig eine schnelle 
Entschädigung in. sozial vordringlichen Fällen. 

Wie der Bundeskanzler in seiner Rede vom 
4. März 1953 vor dem Bundestag bereits zum 
Ausdruck gebracht hat, ist es das Ziel des von 
der Bundesregierung vorgelegten Entwurfs, 
eines der für jeden Deutschen traurigsten 
Kapitel unserer Geschichte durch einen große 
Opfer erheischenden Rechtsakt zum Abschluß 
zu bringen. 

IV. 

Gesetzestechnischer Aufbau 

Es hätte dem gesetzestechnisch Üblichen ent- 
sprochen, die Änderung und Ergänzung des 
Entschädigungsgesetzes der amerikanischen 
Zone in Form eines bloßen Änderungsgesetzes 
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vorzunehmen und die Bundesregierung zur 
Bekanntmachung des Gesetzes in neuer Fas- 
sung zu ermächtigen. Ein solches Änderungs- 
gesetz wäre indessen bei der Vielzahl der 
Änderungen und Ergänzungen schwer lesbar 
und nur für einen kleinen Kreis von Sachver- 
ständigen verständlich gewesen. Es wird da- 
her unter bewußter Abweichung von der her- 
kömmlichen Gesetzestechnik der Entwurf eines 
Vollgesetzes vorgelegt, das die Entschädi- 
gungsregelung erschöpfend wiedergibt, wie sie 
sich auf Grund des geänderten und ergänzten 
Entschädigungsgesetzes der amerikanischen 
Zone nunmehr für den gesamten Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes darstellt. 


V. 

Schätzung des sich aus dem Gesetz ergebenden 
finanziellen Gesamtaufwands der öffentlichen 
Hand 

Nach den vorliegenden Schätzungen werden 
die auf Grund der Erstreckung des Entschä- 
digungsgesetzes der amerikanischen Zone im 
gesamten Geltungsbereich des Grundgesetzes 
und Berlin (West) noch zu bewirkenden Ent- 


schädigungsleistungen etwa 3 Milliarden DM 
betragen. In diese Summe sind die von den 
Ländern der Bundesrepublik und Berlin (West) 
bereits gezahlten Entschädigungen im Gesamt- 
beträge von etwa 500 Millionen DM nicht 
eingerechnet. 

Da die Einbeziehung weiterer, im Entschädi- 
gungsrecht der amerikanischen Zone bisher 
nicht berücksichtigten Verfolgtengruppen und 
die Steigerung der Entschädigungsleistungen 
auf Grund der übernommenen Verpflichtungen 
schätzungsweise eine weitere Milliarde DM 
erfordern wird, ist auf dem Gebiete der Ent- 
schädigung für Opfer der nationalsozialisti- 
schen Verfolgung mit einem künftigen Ge- 
samtaufwand von etwa 4 Milliarden DM zu 
rechnen, der, soweit es sich nicht um wieder- 
kehrende Leistungen für spätere Zeitabschnitte 
handelt, bis zum Ablauf des Rechnungsjahres 
1962 zu erbringen sein wird (vgl. § 78 des 
Entwurfs). 

B. 

Die Nachreichung eines Besonderen Teils der 
Begründung, der die Einzelvorschriften des 
Entwurfs näher erläutern soll, bleibt Vor- 
behalten. 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 19. Juni 1953 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 1. Juni 1953 — BK4 — 53100 — 
957/53 II — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
110. Sitzung am 19. Juni 1953 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Bundesergänzungsgesetzes 
zur Entschädigung für Opfer der national- 
sozialistischen Verfolgung (BEG) 

wie folgt Stellung zu nehmen: 

„Der Bundesrat hat am 20. Februar 1953 zum gleichen Gegenstand 
eine eigene Gesetzesvorlage beschlossen, die die Bundesregierung bis- 
her dem Bundestag noch nicht zugeleitet hat. 

Der Bundesrat sieht im Interesse der rechtzeitigen Verabschiedung 
eines Bundesentschädigungsgesetzes davon ab, zu der Vorlage der 
Bundesregierung Stellung zu nehmen, da der Initiativgesetzentwurf 
seine Stellungnahme enthält.“ 


In Vertretung 

Altmeier 
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BUNDESRAT 


Anlage 3 


Abschnitt 

Abschnitt 

Abschnitt 

Abschnitt 


Abschnitt 


Abschnitt 


Abschnitt 

Abschnitt 

Abschnitt 


Entwurf 

eines Bundesentschädigungsgesetzes 

Übersicht 

I: Allgemeine Bestimmungen, §§ 1 — 13 
II: Schäden an Leben, Körper und Gesundheit, §§ 14 — 17 
III: Freiheitsschäden, §§ 18 — 22 

IV: Schäden in der Nutzung der Arbeitskraft, §§ 23 — 49 

1. Titel: Private Dienstverhältnisse, §§ 23 — 27 

2. Titel: Öffentlicher Dienst, §§ 28 — 34 

3. Titel: Selbständige Berufe, §§ 35 — 43 

4. Titel: Ausbildungsschäden, §§ 44 — 47 

5. Titel: Gemeinsame Bestimmungen, §§ 48 — 49 

V: Versorgungsschäden, §§ 50 — 67 

1. Titel: Sozialversicherung und öffentliches Versorgungsrecht, 

§§ 50-53 

2. Titel: Private Versicherungsverhältnisse, §§ 54 — 63 

3. Titel: Sonstige Versorgungsverhältnisse, §§ 64 — 66 

4. Titel: Gemeinsame Bestimmungen, § 67 

VI: Vermögensschäden, §§ 68 — 83 

1. Titel: Eigentumsverletzung, §§ 68 — 71 

2. Titel: Sonderabgaben §§ 72 — 74 

3. Titel: Strafverfahrenskosten, § 75 

4. Titel: Sonstige Vermögensschäden, §§ 76 — 81 

5. Titel: Gemeinsame Bestimmungen, §§ 82 — 83 

VII: Wiedergutmachungspflicht, 

Träger des Aufwands, Fälligkeit und Erfüllung der Ansprüche, 
§§ 84-92 

VIII: Behörden und Verfahren, §§ 93 — 103 
IX: Übergangs-, Sonder- und Schlußbestimmungen, §§ 104 — 120 
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Entwurf 

eines Bundesentschädigungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


ABSCHNITT I 
Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 

(1) Ein Recht auf Wiedergutmachung hat 
nach Maßgabe dieses Gesetzes, wer unter 
der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft 
(30. Januar 1933 bis 8. Mai 1945) aus 
Gründen 

der Rasse, 

einer gegen den Nationalsozialismus ge- 
richteten politischen Überzeugung, 
des Glaubens oder 

einer vom Nationalsozialismus abgelehn- 
ten Weltanschauung 
verfolgt und hiernach geschädigt wurde. 

(2) Wer selbst nicht verfolgt wurde, hat 
Ansprüche aus diesem Gesetz nur insoweit, 
als dies ausdrücklich bestimmt ist. 

§ 2 

(1) Kein Recht auf Wiedergutmachung 
hat, wer 

a) Mitglied der NSDAP oder einer ihrer 
Gliederungen war, 

b) die nationalsozialistische Gewaltherr- 
schaft gefördert hat, 

c) rechtskräftig wegen einer aus niederer 
Gesinnung begangenen Tat zu Freiheits- 
strafe verurteilt ist und bei Abwägung 
seines strafbaren Handelns und der 
Schwere der erlittenen Verfolgung einer 
Wiedergutmachung aus öffentlichen Mit- 
teln unwürdig erscheint oder 

d) kraft Urteils des Bundesverfassungsge- 
richts ein Grundrecht verwirkt hat, weil 
er es zum Kampf gegen die freiheitliche 
demokratische Grundordnung mißbraucht 
hat, 

oder wegen eines Vergehens gegen diese 
Grundordnung rechtskräftig zu Freiheits- 
strafe verurteilt worden ist, 


(2) Absatz 1 a findet keine Anwendung, 
wenn der Geschädigte die Gewaltherrschaft 
nicht gefördert hat und wenn entweder 
seine Mitgliedschaft durch vorausgegangene 
Verfolgungsmaßnahmen bedingt war oder 
wenn er trotz der Mitgliedschaft Widerstand 
gegen die Gewaltherrschaft geleistet hat und 
deswegen verfolgt worden ist. 

(3) Wer aus der Verfolgung eines anderen 
Ansprüche herleitet (§ 1 Abs. 2), hat kein 
Recht auf Wiedergutmachung, wenn in 
seiner Person oder wenn in der Person des 
Verfolgten ein Ausschließungsgrund nach 
Absatz 1 und 2 vorliegt. 

(4) Für Verbände (§ 8) gilt Absatz 1 d 
sinngemäß. 

(5) Die Bundesregierung kann, soweit dies 
zum Schutz der verfassungsmäßigen Ord- 
nung erforderlich ist, mit Zustimmung des 
Bundesrates durch Rechtsverordnung bestim- 
men, daß auch Angehörige 

a) einer Vereinigung, gegen welche nach 
Artikel 18 des Grundgesetzes die Ver- 
wirkung eines Grundrechts ausgesprochen 
oder von der nach § 129 a StGB fest- 
gestellt ist, daß sie wegen Verstoßes gegen 
die verfassungsmäßige Ordnung ver- 
boten ist, 

b) einer Partei, die nach Artikel 21 des 
Grundgesetzes als verfassungswidrig er- 
klärt ist, 

kein Recht auf Wiedergutmachung haben. 
Ebenso kann bestimmt werden, daß das 
Recht auf Wiedergutmachung nicht geltend 
gemacht werden kann, solange ein Verfahren 
nach Satz 1 anhängig ist; dies gilt auch für die 
Fälle des Absatzes 1 c und d und des Ab- 
satzes 4. 

§ 3 

(1) Bei der Anwendung dieses Gesetzes gel- 
ten die nachfolgenden Abgrenzungen. 

(2) Aus Gründen der Rasse verfolgt wurde 
auch, wer mit einem Angehörigen der ver- 
folgten Rasse im Verhältnis von Ehegatte zu 
Ehegatte oder im Verhältnis von Eltern zu 
Kindern (§ 5 Abs. 2 und Abs. 4) stand und 
deshalb von der Verfolgung mitbetroffen 
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wurde. Dies gilt sinngemäß für die anderen 
Verfolgungsgründe. 

(3) Aus Gründen der Rasse verfolgt wurde 
auch, wer ihr grundlos zugerechnet wurde. 

(4) Aus Gründen der politischen Über- 
zeugung verfolgt wurde auch, wer verbergen 
konnte, daß er eine ihm zur Last gelegte 
Handlung in Bekämpfung der Gewaltherr- 
schaft oder in Abwehr der Verfolgung be- 
gangen hatte. 

(5) Als politisch gilt auch eine Über- 
zeugung, die ihren Träger dazu bestimmte, 
sich unter Gefährdung seiner Person im 
Krieg gegen sinnlose Opfer oder gegen die 
Ächtung des Feindes einzusetzen. 

(6) Als Bundesgebiet im Sinne dieses Ge- 
setzes gilt das Gebiet der Bundesrepublik 
einschließlich des Gebietes von Berlin- West. 

§ 4 

Schäden, die auf die Entziehung eines Ver- 
mögensgegenstandes zurückgehen, fallen 
unter dieses Gesetz nur insoweit, als es sie 
ausdrücklich einbezieht. Im übrigen finden 
auf sie die Rückerstattungsgesetze Anwen- 
dung. 

§ 5 

(1) Als Hinterbliebene haben Ansprüche 
nach Maßgabe dieses Gesetzes: 

der Ehegatte, 

der frühere Ehegatte, sofern er sich nicht 

wiederverheiratet hat, 

die Kinder, 

die elternlosen Enkel, 

Pflegekinder, 

die Verwandten aufsteigender Linie. 

(2) Als Ehegatte gilt auch, wer im Sinne 
des Gesetzes über die Anerkennung freier 
Ehen Verfolgter vom 23. Juni 1950 (Bundes- 
gesetzbl. S. 226) in freier Ehe mit dem Ver- 
folgten lebte. Ob dies der Fall war, wird im 
Verfahren nach dem gegenwärtigen Gesetz 
entschieden, wenn auf Grund des in Satz 1 
bezeichneten Gesetzes kein rechtzeitiger An- 
trag auf Anerkennung gestellt wurde. 

(3) Der frühere Ehegatte hat nicht die 
Rechte eines Hinterbliebenen, wenn er durch 
seine Abkehr von dem Verfolgten bewußt 
oder leichtfertig dessen Tod mitverschuldet 
hat. 

(4) Zu den Kindern zählen auch das für 
ehelich erklärte, das an Kindes Statt ange- 
nommene und das uneheliche Kind der Ehe- 
frau im Fall der Namenserteilung. 


§ 6 

Soweit nicht das Gesetz für einzelne An- 
sprüche einschränkende Bestimmungen trifft, 
ist der Anspruch unbeschränkt vererblich. 
Dies gilt nicht, wenn der Berechtigte vor dem 
Inkrafttreten des Gesetzes gestorben ist, so- 
weit hierbei die gesetzliche Erbfolge einge- 
treten ist und der Anspruch beim Inkraft- 
treten des Gesetzes einer Person Zustände, 

a) die weder der Ehegatte des Berechtigten 
ist, noch zu seinen gesetzlichen Erben der 
ersten oder zweiten Ordnung gehört 
oder 

b) auf die der Anspruch nach dem offen- 
kundigen Willen des Berechtigten nicht 
übergehen sollte. 

§ 7 

(1) Die Ansprüche aus diesem Gesetz kön- 
nen, soweit ihre Übertragung nicht ausge- 
schlossen ist, nur mit Genehmigung der zu- 
ständigen Behörde durch Rechtsgeschäfte 
übertragen oder verpfändet werden. Das 
Gleiche gilt für die Pfändung und die Über- 
leitung durch behördliche Anordnung. 

(2) Ist ein Anspruch durch unanfechtbaren 
Bescheid oder durch rechtskräftige Entschei- 
dung festgestellt, so bedürfen nur noch die 
Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 2 der Ge- 
nehmigung. 

§ 8 

War der Verfolgte eine juristische Person, 
eine Anstalt, eine Vermögensmasse, eine nicht 
rechtsfähige Personenvereinigung oder ein 
sonstiger Verband und ist er aus Verfol- 
gungsgründen aufgelöst worden, so können 
die Ansprüche aus diesem Gesetz von einem 
Nachfolger geltend gemacht werden. Nach- 
folger ist derjenige Verband, der nach seiner 
Verfassung, Zusammensetzung, Zweckbestim- 
mung, organisatorischen Stellung und tatsäch- 
lichen Betätigung dem aufgelösten Verband 
entspricht. 

§ 9 

(1) Die Bestimmungen des bürgerlichen 
Rechts über den Schadensausgleich bei mit- 
wirkendem Verschulden und über die An- 
rechnung eines im Zusammenhang mit dem 
Schaden erlangten Vorteils gelten ent- 
sprechend. 
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(2) Ein Schaden wird nicht ersetzt, wenn er 
mit Gewißheit auch ohne die Verfolgung 
entstanden wäre, oder wenn er nicht die ent- 
sprechende Folge des schädigenden Ereignisses 
ist. 

(3) Ein Anspruch aus diesem Gesetz wird 
nicht dadurch ausgeschlossen, daß ein Dritter 
in Erfüllung einer Rechts- oder Anstands- 
pflicht Unterhalt geleistet und dadurch den 
Schaden gedeckt hat. 

§ 10 

Dem Mitverschulden (§ 9) steht es gleich, 
wenn der Verfolgte bei der Bekämpfung der 
Gewaltherrschaft oder der Abwehr der Ver- 
folgung Mittel angewandt hat, die durch den 
Zweck nicht gerechtfertigt waren. 

§ 11 

Geldansorüche, die auf Reichsmark lauten, 
werden im Verhältnis 10 zu 2 in Deutsche 
Mark umgerechnet, soweit nichts Abweichen- 
des bestimmt ist. 

§ 12 

(1) Leistungen, die bereits zum Zweck der 
Wiedergutmachung bewirkt wurden, werden 
auf die Ansprüche aus diesem Gesetz ange- 
rechnet. Stehen dem Berechtigten mehrere 
Ansprüche zu, die zu verschiedener Zeit 
fällig werden oder zur Auszahlung kommen, 
so ist von der Anrechnung auf Leistungen, 
die zum laufenden Unterhalt erforderlich 
sind, insoweit abzusehen, als die Anrechnung 
auf spätere Leistungen möglich ist. 

(2) Sachleistungen, die vor dem Währungs- 
stichtag gewährt wurden, sind regelmäßig 
mit Reichsmark gleich Deutschen Mark an- 
zusetzen. 

(3) Für Wiedergutmachungsleistungen, die 
in Reichsmark bewirkt worden sind, gilt der 
in § 11 bestimmte Umrechnungssatz. 

§ 13 

(1) Wiedergutmachung erhalten: 

a) Verfolgte, die am 23. Mai 1949 (Stichtag) 
befugt ihren Wohnsitz im Bundesgebiet 
hatten; 

b) Verfolgte, die vor dem Stichtag aus dem 
Bundesgebiet ausgewandert sind, sofern 
sie dort schon vor dem 8. Mai 1945 ihren 
Wohnsitz hatten oder dort als Vertrie- 
bene deutscher Staats- und Volkszuge- 


hörigkeit nach dem 8. Mai 1945 ihren 
ersten Wohnsitz nach der Vertreibung 
begründet hatten, jedoch mit der Ein- 
schränkung, daß Verfolgte, die am Stich- 
tag ihren Wohnsitz im sowjetischen 
Machtgebiet hatten, vorbehaltlich Buch- 
stabe c keine Wiedergutmachung er- 
halten; 

c) Verfolgte, die am Stichtag ihren Wohn- 
sitz im sowjetischen Besatzungsgebiet hat- 
ten, aus Gründen, die den nationalsozia- 
listischen Verfolgungsgründen entspre- 
chen, mit Gefahr für Leib und Leben oder 
für die persönliche Freiheit bedroht 
waren und im Wege der Notaufnahme 
deshalb ihren Wohnsitz in das Bundes- 
gebiet verlegt haben, sofern die Wohn- 
sitzverlegung vor dem 1. Januar 1953 er- 
folgt ist; 

d) Verfolgte deutscher Staats- oder Volks- 
zugehörigkeit, die am Stichtag ihren 
Wohnsitz noch in den Vertreibungsge- 
bieten hatten, nach diesem Zeitpunkt 
ausgewiesen oder ausgesiedelt wurden 
und ihren ersten Wohnsitz nach der Ver- 
treibung im Bundesgebiet genommen 
haben, sofern die Wohnsitzverlegung vor 
dem 1. Januar 1953 erfolgt ist. 

(2) Zwei Drittel der vollen Wiedergut- 
machung erhalten, sofern sie nicht nach Ab- 
satz 1 voll berechtigt sind: 

Verfolgte deutscher Staats- oder Volkszu- 
gehörigkeit, die aus den Vertreibung^ - 
gebieten ausgewandert sind, mit der in 
Absatz 1 Buchstabe b bezeichneten Ein- 
schränkung. 

(3) Die FFinterbliebenenleistungen (Ab- 
schnitt II) erhalten 

die FFinterbliebenen eines Verfolgten, in 
dessen Person die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 erfüllt sind oder die diese Vor- 
aussetzungen in ihrer Person erfüllen; 
sind nur die Voraussetzungen des Ab- 
satzes 2 erfüllt, so erhalten sie zwei Drit- 
tel der vollen Leistungen. 

(4) Verbände (§ 8) erhalten Wiedergut- 
machung, wenn der verfolgte Verband oder 
sein Nachfolger am Stichtag, aber vor dem 
1. Januar 1953, seinen Sitz im Bundesgebiet 
hatte oder wenn erst nach dem Stichtag ein 
Nachfolger mit dem Sitz im Bundesgebiet 
gegründet worden ist; der Anspruch be- 
schränkt sich auf den Schaden, der auf das 
Bundesgebiet entfällt. 
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(5) Wiedergutmachung für Schäden im 
öffentlichen Dienst wird nach Maßgabe der 
§§ 28 ff., Wiedergutmachung für Schäden in 
der Sozialversicherung und im öffentlichen 
Versorgungsrecht nach Maßgabe der §§ 50 ff. 
gewährt. 

(6) Erben und andere nicht verfolgte Be- 
rechtigte erhalten, unbeschadet der beson- 
deren Bestimmungen für Hinterbliebene in 
Absatz 3, Wiedergutmachung, wenn in der 
Person des Verfolgten, aus dessen Verfol- 
gung sie ihre Ansprüche herleiten, die Vor- 
aussetzungen dafür erfüllt sind oder wenn 
der Verfolgte vor dem Stichtag gestorben ist 
und seinen letzten Wohnsitz im Bundesgebiet 
hatte. Hatte er seinen letzten Wohnsitz in 
den Vertreibungsgdbieten, so erhalten sie 
zwei Drittel der vollen Wiedergutmachung. 


ABSCHNITT II 

Schäden an Leben, Körper und Gesundheit 
§ 14 

Die Wiedergutmachung für Hinterbliebene 
von Verfolgten, deren Tod durch die Ver- 
folgung verursacht wurde, und an Verfolgte, 
die an Körper und Gesundheit geschädigt 
wurden, bestimmt sich, soweit dieses Ge- 
setz keine Regelung trifft, nach dem in den 
Ländern geltenden Recht. 

§ 15 

(1) Anspruch auf Hinterbliebenenversor- 
gung haben die Witwe und die Kinder (§ 5 
Abs. 4), ferner sonstige Hinterbliebene im 
Sinne des § 5, soweit ihnen der Verfolgte 
Unterhalt gewähren würde. 

(2) Es genügt, daß der ursächliche Zusam- 
menhang zwischen Tod und Verfolgung 
wahrscheinlich ist. Der Zusammenhang wird 
vermutet, wenn der Verfolgte während einer 
Freiheitsentziehung oder im Anschluß daran 
gestorben ist. 

(3) Die monatlichen Mindestrenten betragen 

für die Witwe 160, — DM 

für die Vollwaise 85, — DM 

für die erste und die zweite 

Halbwaise, wenn keine 
Witwenrente gewährt wird 60, — DM 

wenn eine Witwenrente ge- 
währt wird 45, — DM 


für die dritte und jede fol- 
gende Halbwaise 40, — DM 

Die Waisenrente wird in jedem Fall bis zur 
Vollendung des 18. Lebensjahres gewährt. 
Steht die Waise noch länger in Berufsausbil- 
dung, so wird die Rente bis zum 25. Lebens- 
jahr, und ist die Waise infolge eines Ge- 
brechens außerstande, sich selbst zu unter- 
halten, so wird die Rente ohne zeitliche Be- 
grenzung gewährt. 

(4) Auf die Mindestrenten nach Absatz 3 
werden nur gesetzliche Versorgungsleistun- 
gen angerechnet, die wegen des Todes des 
Verfolgten gewährt werden und nicht auf 
dessen eigenen Beiträgen oder solchen des 
Berechtigten beruhen. Dem Berechtigten ver- 
bleibt in jedem Fall die Hälfte der Mindest- 
rente. 

(5) Welche Versorgung die übrigen Hin- 
terbliebenen mindestens erhalten, bestimmt 
die Bundesregierung in Anlehnung an die 
Maßstäbe des Bundesversorgungsgesetzes mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechts- 
verordnung. 

(6) Werden in einem Land ohne Rücksicht 
auf die früheren wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Verfolgten einheitliche Renten gewährt, 
so erhöhen sich diese nach dem Einkommen 
des Verfolgten in den drei letzten Jahren 
seiner vollen Erwerbstätigkeit oder, wenn er 
zu dieser Zeit noch nicht 40 Jahre alt war, 
nach seinem mutmaßlichen Einkommen im 
Alter von 40 Jahren, und zwar bei einem 
Einkommen von 

mehr als 6 000, — DM um 20 vom Hundert 

7 200, — DM um 25 vom Hundert 

8 400, — DM um 30 vom Hundert 

9 600, — DM um 40 vom Hundert 

Die Erhöhung erstreckt sich nicht auf Zu- 
schläge, die nach dem tatsächlichen Bedarf, 
insbesondere einem Ausbildungsbedarf, oder 
unter Berücksichtigung des Lebenszuschnittes 
unterschiedlich bemessen werden. 

(7) Die rentenberechtigten Hinterbliebenen 
haben Anspruch auf Heilbehandlung nach 
Maßgabe der Bestimmungen des Bundesver- 
sorgungsgesetzes über die Heilbehandlung 
der Hinterbliebenen. 

(8) Die Kosten für die Beerdigung und für 
ein angemessenes Grabmal sind bis zum 
Höchstbetrag von 600, — DM dem zu er- 
setzen, der sie getragen hat. 
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§ 16 

(1) Für den Anspruch auf Wiedergut- 
machung wegen eines Schadens an Körper 
und Gesundheit genügt es, daß der ursäch- 
liche Zusammenhang zwischen Verfolgung 
und Beschädigung wahrscheinlich ist. 

(2) Der Beschädigte hat für sich und seine 
Angehörigen Anspruch auf Heilbehandlung 
nach dem Bundesversorgungsgesetz. 

(3) Ist die Erwerbsfähigkeit des Beschädig- 
ten um mindestens 20 v. H. gemindert, so 
hat er Anspruch auf eine Rente, die nach 
dem Hundertsatz der Erwerbsbeschränkung 
gemessen wird. Der Beschädigte kann verlan- 
gen, daß der Grad der Erwerbsbeschränkung 
nach den tatsächlichen Auswirkungen des er- 
littenen Schadens auf seine Erwerbsmöglich- 
keiten bemessen wird. 


(4) Die Mindestrente für einen Beschädig- 
ten, der durch die Verfolgung seine Erwerbs- 
fähigkeit vollständig eingebüßt hat, beträgt 
monatlich 280, — DM. 


(5) § 15 Abs. 4 und 6 gelten sinngemäß. 


(6) Ist oder war die Erwerbsfähigkeit des 
Beschädigten bei Vollendung des 60. Lebens- 
jahres um mindestens 50 v. H. gemindert, so 
wird die ihm zu diesem Zeitpunkt zustehende 
Rente bis zu seinem Tode fortgewährt, so- 
fern ihm nicht zu einem späteren Zeitpunkt 
noch ein höherer Anspruch erwächst. 


(7) Ein Versehrter erhält, auch wenn seine 
Erwerbsfähigkeit nicht oder nicht ent- 
sprechend gemindert ist, eine Mindestrente. 
Sie beträgt . 


in der Versehrtenstufe I 
in der Versehrtenstufe II 
in der Versehrtenstufe III 
in der Versehrtenstufe IV 


40,— DM 
70,— DM 
100,— DM 
140,— DM 


Solange nicht die Bundesregierung durch eine 
Rechtsverordnung, die der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, andere Vorschriften ge- 
troffen hat, bestimmen sich die Stufen nach 
den Vorschriften, die am 1. März 1945 für 
Wehrdienstbeschädigungen in Geltung ge- 
wesen sind. 


§ 17 

(1) Die Vorschriften der §§ 14 bis 16 sind 
Mindestvorschriften zugunsten der Verfolg- 
ten. Günstigere Vorschriften, die in den 
Ländern gelten, bleiben in Kraft. 


(2) Das in den Ländern fortgeltende Recht 
bleibt oder wird Bundesrecht; es kann je- 
doch, soweit dieses Gesetz nicht entgegen- 
steht, von den Ländern geändert werden. So- 
weit es eine Ermächtigung zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen enthält, kann diese zum 
Zweck der Rechtsangleichung und mit der 
Wirkung des Artikels 31 des Grundgesetzes 
auch von der Bundesregierung mit Zustim- 
mung des Bundesrates ausgeübt werden. All- 
gemeine Verwaltungsvorschriften nach Ar- 
tikel 84 Abs. 2 des Grundgesetzes können 
auch mit Geltung nur für ein einzelnes Land 
erlassen werden, soweit dies zur Rechtsan- 
gleichung erforderlich ist. 


ABSCHNITT III 

Freiheitsschäden 

§ 18 

Die Wiedergutmachung an Verfolgte, die 
ihrer Freiheit beraubt wurden, bestimmt sich, 
soweit dieses Gesetz keine Regelung trifft, 
nach dem in den Ländern geltenden Recht. 

§ 19 

. Die Entschädigung beträgt für jeden vollen 
Monat der Freiheitsentziehung 150, — DM. 
Ansprüche wegen körperlicher wirtschaft- 
licher Schäden, die der Verfolgte im Zusam- 
menhang mit der Freiheitsentziehung erlit- 
ten hat, bleiben unberührt. 

§ 20 

Auf die Entschädigung nach § 19 hat auch 
Anspruch, wer als Untergetauchter unter Be- 
dingungen lebte, die denen der Haft an 
Härte gleichkamen. 


§ 21 

(1) Ist der Verfolgte vor dem 8. Mai 1945 
gestorben, so ist der Anspruch nicht auf den 
Erben übergegangen. 

(2) Ist der Verfolgte am 8. Mai oder später 
gestorben, so ist der rechtskräftig festgestellte 
Anspruch des Verfolgten auf den Erben 
übergegangen. Ist der Anspruch beim 
Inkrafttreten dieses Gesetzes noch nicht 
rechtskräftig festgestellt, so kann dem 
Ehegatten des Verfolgten oder den son- 
stigen Hinterbliebenen (§ 5), die zu den ge- 
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setziichen Erben der 1. und 2. Ordnung ge- 
hören, eine Entschädigung bis zu zwei Drit- 
teln des in § 19 bestimmten Betrages gewährt 
werden, sofern und soweit dies nach den 
Umständen des Einzelfalles der Billigkeit 
entspricht. Als Billigkeitsgründe gelten insbe- 
sondere die Schwere der Verfolgung, die 
Wahrscheinlichkeit eines ursächlichen Zusam- 
menhangs zwischen Verfolgung und Tod 
und die Bedürftigkeit des Antragstellers. Der 
Anspruch entfällt, wenn der Ausschließungs- 
grund nach § 6 Satz 2 Buchst, b gegeben ist. 

§ 22 

§ 17 gilt sinngemäß. 


ABSCHNITT IV 

Schäden in der Nutzung der Arbeitskraft 


1. Titel 

Private Dienstverhältnisse 

§ 23 

(1) Wer im Zuge der Verfolgung als An- 
gestellter oder Arbeiter in einem privaten 
Dienstverhältnis seine Berufsstellung durch 
Entlassung oder Versetzung in eine geringer 
entlohnte Beschäftigung eingebüßt hat, er- 
hält Ersatz des Schadens, der ihm an seinen 
Bezügen erwachsen ist, bis zur Höhe von 
zwei Dritteln der entgangenen Einkünfte. 

(2) Soweit der Arbeitnehmer oder seine 
Angehörigen Versorgungsansprüche gegen 
den Arbeitgeber eingebüßt haben, finden 
ausschließlich die §§ 65 und 66 Anwendung. 

§ 24 

§ 23 findet sinngemäß Anwendung, wenn 

a) im Zuge der Verfolgung ein befristeter 
Dienstvertrag nicht erneuert wurde, des- 
sen Erneuerung nach der Verkehrssitte 
und den Verhältnissen des Einzelfalls zu 
erwarten war, 

b) der Arbeitnehmer seine Berufsstellung 
ohne Entlassung eingebüßt hat, weil er 
durch eine Freiheitsberaubung, durch ein 
Berufsverbot oder infolge erzwungener 


Auswanderung an der weiteren Arbeits- 
leistung verhindert war, 

c) der Arbeitgeber im Zuge der Verfolgung 
weggefallen ist und der Arbeitnehmer 
wegen seiner Tätigkeit für den Arbeit- 
geber keine gleichwertige Beschäftigung 
mehr fand, 

d) die Aufgaben des arbeitgebenden Ver- 
bandes im Zuge nationalsozialistischer 
Organisationsmaßnahmen auf einen an- 
deren Verband überführt wurden, der 
Arbeitnehmer aber von der allgemeinen 
Übernahme in den Dienst dieses Ver- 
bandes aus einem der Verfolgungsgründe 
ausgeschlossen blieb, 

e) der arbeitslose Arbeitnehmer der Freiheit 
beraubt oder zur Auswanderung gezwun- 
gen wurde oder aus einem der Verfol- 
gungsgründe von der allgemein erfolgten 
Vermittlung in Arbeit ausgeschlossen 
blieb. 

§ 25 

(1) Der zu ersetzende Schaden mindert sich 
um das um ein Drittel der entgangenen Ein- 
künfte (§ 23 Abs. 1) gekürzte Einkommen, 
das der Verfolgte durch anderweite Ver- 
wendung seiner Arbeitskraft in dem Zeit- 
raum erzielt hat oder hätte erzielen können, 
für den er den Anspruch geltend macht 
und Schadenersatz erhält. Abrechnung nach 
mehreren getrennten Zeiträumen kann der 
Verfolgte nicht verlangen. Daß ein ausge- 
wanderter Verfolgter nach Herstellung ge- 
ordneter Verhältnisse im Inland wieder hätte 
Arbeit finden können, kann ihm nicht ent- 
gegengehalten werden, wenn ihm die Rück- 
kehr nicht zuzumuten war. 

(2) Die Höchstentschädigung beträgt im 
Jahresdurchschnitt (9 600, — ) Reichsmark/ 
Deutsche Mark. Überschreitet das Arbeits- 
einkommen, das der Verfolgte in der 
Schadenszeit ohne die Verfolgung erzielt 
haben würde, den Höchstbetrag und hat er 
in dieser Zeit anderweites Einkommen aus 
seiner Arbeit erzielt, so mindert sich der 
Höchstbetrag nur um denjenigen Bruchteil, 
der dem Verhältnis zwischen dem tatsäch- 
lich erzielten und dem ohne die Verfolgung 
erzielbaren Einkommen entspricht. 

(3) Durch Rechtsverordnung kann mit Zu- 
stimmung des Bundesrates bestimmt werden, 
daß Jahrespauschbeträge gemäß einer Tabelle 
vergütet werden; ebenso können die Voraus- 
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Setzungen bestimmt werden, unter denen 
vermutet wird, daß das erzielbare Arbeits- 
einkommen im Jahresdurchschnitt die Tabel- 
lenbeträge ausgemacht habe. 

§ 26 

Der Anspruch endet mit dem Eintritt der 
Erwerbsunfähigkeit oder mit der Vollendung 
des 65. Lebensjahres. 

§ 27 

Ansprüche, die dem Verfolgten gegen den 
Arbeitgeber nach bürgerlichem Recht zu- 
stehen, bleiben unberührt. Soweit nicht nach 
sonstigen Vorschriften ein höherer Umrech- 
nungssatz gilt, werden Reichsmarkansprüche 
im Verhältnis 10 zu 2 in Deutsche Mark um- 
gerechnet. Die Ansprüche gehen auf den 
Wiedergutmachungsschuldner über, soweit * 
dieser den Schaden ersetzt hat; der Über- 
gang kann nicht zum Nachteil des Verfolgten 
geltend gemacht werden. 


2. Titel 

Öffentlicher Dienst 

§ 28 

(1) Wer im Zuge der Verfolgung als Ange- 
höriger des öffentlichen Dienstes in seinem 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis geschädigt 
worden ist, erhält nach Maßgabe der nachfol- 
genden Bestimmungen auch Ersatz für den 
Schaden, der ihm in der Zeit vor dem 1. April 
1950 an seinen Dienst- oder Versorgungsbezü- 
gen erwachsen ist. Dies gilt entsprechend für 
seine versorgungsberechtigten Hinterbliebe- 
nen. 

(2) Berechtigt ist, wer zu dem Personen- 
kreis gehört, der nach 

a) dem Gesetz zur Regelung der Wiedergut- 
machung nationalsozialistischen Unrechts 
für Angehörige des öffentlichen Dienstes 
vom 11. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. S.291), 

b) dem Gesetz zur Regelung der Wiedergut- 
machung nationalsozialistischen Unrechts 
für die im Ausland lebenden Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes vom 18. März 
1952 (Bundesgesetzbl. S. 137) 

Wiedergutmachung erhält. An die Stelle der 
Ausschließungsgründe des § 2 des gegenwärti- 
gen Gesetzes treten die Ausschließungsbestim- 
mungen des Gesetzes vom 11. Mai 1951. 


§ 29 

Der Anspruch auf Schadenersatz setzt vor- 
aus, daß dem Verfolgten eine Schädigung im 
Sinne des § 5 des Gesetzes vom 11. Mai 1951 
zugefügt wurde. Es genügt jedoch nicht, wenn 
nur die planmäßige Anstellung oder die Be- 
förderung unterblieben ist. 

§ 30 

(1) Ist der Anspruch gemäß § 29 begründet, 
so umfaßt er auch den Schaden, der dem Ver- 
folgten durch das Unterbleiben der Anstellung 
oder der Beförderung entstanden ist. Hierbei 
wird vermutet, daß Anstellung und Beförde- 
rung zu den Zeitpunkten erfolgt wären, die 
auf Grund der in § 28 Abs. 2 bezeichneten 
Gesetze festgestellt worden sind. 

(2) Der Anspruch beschränkt sich auf den 
Ersatz von zwei Dritteln des dem Verfolg- 
ten erwachsenen Schadens einschließlich der 
mit der Dienststellung verbundenen baren 
Nebenbezüge. Er umfaßt nicht eine Dienst- 
aufwandsentschädigung. 

(3) Für Angestellte und Arbeiter gelten 
Absatz 1 und 2 sinngemäß. 

S 31 

(1) Konnte der verfolgte Beamte nach den 
am 30. Januar 1933 geltenden Vorschriften 
jederzeit in den einstweiligen Ruhe- oder 
Wartestand versetzt werden, so wird der 
Anspruch durch die Bezüge begrenzt, die in 
diesem Fall zu gewähren waren. 

(2) Für Beamte, die auf Zeit gewählt oder 
ernannt waren, gilt § 12 des Gesetzes vom 
11. Mai 1951. § 24 findet mit der Maßgabe 
Anwendung, daß eine Entschädigung gewährt 
werden kann. 

§ 32 

(1) Der zu ersetzende Schaden mindert 
sich um das um ein Drittel des Schadens- 
betrages (§ 30 Abs. 2) gekürzte Einkommen, 
das der Verfolgte durch anderweite Ver- 
wendung seiner Arbeitskraft in dem Zeit- 
raum erzielt hat, für den er den Anspruch 
geltend macht und Schadenersatz erhält. 
Abrechnung nach mehreren getrennten 
Zeiträumen kann der Verfolgte nicht ver- 
langen. 

(2) Ein Beamter, der sein Amt eingebüßt 
hat, kann auch verlangen, insgesamt so ge- 
stellt zu werden, als sei er aus seinem Amt 
in den Ruhestand getreten und habe die 
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Ruhebezüge ungeschmälert erhalten; in 
diesem Fall bewendet es hinsichtlich der An- 
rechnung anderweiten Einkommens bei den 
Vorschriften, die für Ruhestandsbeamte all- 
gemein galten. Im Fall des § 31 Abs. 1 
tritt an Stelle des Ruhestandes der einst- 
weilige Ruhe- oder Wartestand. 

(3) Arbeitseinkommen, das der Verfolgte 
außerhalb des öffentlichen Dienstes nach 
Vollendung des 65. Lebensjahres oder nach 
Eintritt der Dienstunfähigkeit erzielt hat, 
wird in keinem Fall angerechnet. 

§ 33 

Für die versorgungsberechtigten Hinter- 
bliebenen gelten die vorstehenden Bestim- 
mungen entsprechend. Arbeitseinkommen, 
das ein Hinterbliebener außerhalb des öffent- 
lichen Dienstes erzielt, wird nicht angerech- 
net. 

§ 34 

(1) Wer seine Ausbildung für den Lehr- 
beruf oder einen anderen Beruf, der außer- 
halb des öffentlichen Dienstes keine oder nur 
geringe Erwerbsmöglichkeiten bietet, abge- 
schlossen hatte und im Zuge der Verfolgung 
von der Einstellung in den öffentlichen 
Dienst ausgeschlossen wurde, erhält Wieder- 
gutmachung wie ein entlassener Angehöriger 
des öffentlichen Dienstes. 

(2) öffentlichen Bediensteten, die sich 
durch ein besonderes Studium oder durch 
eine sonstige besondere Ausbildung für den 
öffentlichen Dienst vorbereitet hatten, aus 
Gründen des § 1 Abs. 1 aber zu diesem 
Dienst selbst, einem vorgeschriebenen Vor- 
bereitungsdienst oder einer dafür erforder- 
lichen Prüfung nicht zugelassen worden sind, 
sind, wenn sie nachträglich in den öffent- 
lichen Dienst aufgenommen worden sind, 
oder noch aufgenommen werden, die Besol- 
dungsdienst- und ruhegehaltfähigen Dienst- 
jahre anzurechnen, die sie durch die Verfol- 
gung verloren haben und inzwischen nicht 
wieder aufholen konnten. 


3. Titel 

Selbständige Berufe 
S 35 

(1) Wer im Zuge der Verfolgung aus einer 
selbständigen Erwerbstätigkeit verdrängt 


oder in ihrer Ausübung wesentlich beschränkt 
worden ist, erhält Wiedergutmachung nach 
den nachfolgenden Bestimmungen. 

(2) Einer wesentlichen Beschränkung steht 
es gleich, wenn die Zulassung zu einer Tä- 
tigkeit willkürlich versagt wurde. 

§ 36 

(1) Der Verfolgte hat Anspruch darauf, 
daß ihm die vollständige Wiederaufnahme 
seiner früheren oder die Aufnahme einer 
gleichwertigen, seiner seitherigen beruflichen 
Entwicklung entsprechenden Tätigkeit durch 
Erteilung der erforderlichen Genehmigungen, 
Zulassungen und Bezugsberechtigungen er- 
möglicht wird. Sonst einzuhaltende Warte- 
zeiten fallen weg. 

(2) Er hat Anspruch darauf, daß er von 
einer inzwischen eingeführten fachlichen 
Prüfung befreit wird, soweit dies mit dem 
öffentlichen Interesse vereinbar ist. 

§ 37 

(1) Soweit der Verfolgte für die Aufnahme 
der Tätigkeit (§ 36 Abs. 1) auf fremde Mit- 
tel angewiesen ist, hat er Anspruch darauf, 
daß ihm die öffentliche Hand die Erlangung 
eines Darlehens zu angemessenen Bedingun- 
gen ermöglicht. Reicht dazu die Übernahme 
einer Ausfallbürgschaft und die Gewährung 
von Zuschüssen zur Zinsverbilligung nicht 
aus, so kann der Verfolgte verlangen, daß 
die Öffentliche Hand selbst das Darlehen ge- 
währt; soweit der Verfolgte noch nicht fällige 
Ansprüche nach diesem Gesetz hat, sind diese 
zu bevorschussen. Zinsverbilligung und Bürg- 
schaft kann der Verfolgte auch verlangen, 
wenn er sich ein Darlehen bereits beschafft 
hat. 

(2) Angemessene Bedingungen im Sinne des 
Absatzes 1 sind: 

Verzinsung mit 3 v. H. 

Tilgung nach zwei tilgungsfreien Jahren, 
im Verlauf weiterer zehn Jahre, 
Sicherstellung durch Übereignung von 
Gegenständen des Anlagevermögens, die 
aus dem Darlehen ebsdiafft werden, 
Uberwachungsrecht des Darlehensgebers, 
vorzeitige Kündbarkeit bei Gefährdung. 

(3) Für ein Vorhaben, das keinen wirt- 
schaftlichen Erfolg verspricht, kann der An- 
spruch nicht geltend gemacht werden. 

(4) Der Anspruch besteht höchstens inso- 
weit, als die Mittel zur Gewinnung einer 


47 



Berufsstellung mittleren Umfangs erforder- 
lich sind. Das Darlehen darf im Einzelfall 
30 000 DM, bei Vorliegen besonderer Ver- 
hältnisse 50 000 DM, nicht übersteigen. 

§ 38 

(1) Muß der Verfolgte die Tätigkeit unter 
besonders erschwerenden Bedingungen wie- 
der aufnehmen und können aus diesem 
Grund die ertragslosen Anfangsaufwendun- 
gen durch ein Darlehen nach § 37 nicht hin- 
länglich ausgeglichen werden, so hat er An- 
spruch auf einen Zuschuß. Der Zuschuß be- 
trägt höchstens 10 000 DM. Er wird unter 
der Auflage gewährt, daß der Verfolgte 
binnen angemessener Frist den Nachweis der 
geordneten Verwendung führt. 

(2) Als erschwerende Bedingung im Sinne 
des Absatzes 1 Satz 1 kommt es insbeson- 
dere in Betracht, wenn der Verfolgte seine 
Tätigkeit mehr als zehn Jahre hatte unter- 
brechen müssen, wenn er sic an einem an- 
deren Ort wieder aufnehmen muß, wenn er 
sein Geschäftsvermögen eingebüßt hat und 
es auch im Wege der Rückerstattung nicht 
zurück langen kann, wenn die Verfolgung 
den Kreis seiner Geschäftsfreunde besonders 
stark verringert hat, oder wenn ihm das 
inzwischen erreichte Alter die Wiederauf- 
nahme seiner Arbeit erschwert. 

(3) § 37 Abs. 3 und 4 finden entsprechende 
Anwendung. 

§ 39 

(1) Der Verfolgte hat Anspruch auf Er- 
satz von zwei Dritteln des Schadens, den er 
in den Einkünften aus seiner Erwerbstätig- 
keit erlitten hat. 

(2) In den Schaden eines verfolgten Un- 
ternehmers sind diejenigen Beträge nicht 
einzurechnen, die auf die Nutzung des Be- 
triebsvermögens entfallen. Es wird vermutet, 
daß der Anteil der Vermögensnutzung an 
den Einkünften des Unternehmers im Jah- 
resdurchschnitt 5 v. H. seiner Kapitalbeteili- 
gung betrug. Die Bundesregierung kann mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rcchts- 
verordnung bestimmen, daß andere Nut- 
zungssätze vermutet oder unterstellt werden. 

(3) Die Bestimmungen des § 25 über die 
Anrechnung anderweiten Arbeitseinkom- 
mens, über den Höchstbetrag und über Ta- 
bellenbeträge gelten sinngemäß. 


§ 40 

Hat der Verfolgte die Tätigkeit nicht als- 
bald nach der Herstellung geordneter Ver- 
hältnisse aufgenommen, so endigt die Ent- 
schädigung nach § 39 in dem Zeitpunkt, in 
dem der Verfolgte zu der Aufnahme in der 
Lage gewesen wäre. Es wird vermutet, daß 
dies am 1. Januar 1946 der Fall war, sofern 
der Verfolgte nicht ausgewandert war. 

§ 41 

(1) Kann der Verfolgte die Tätigkeit we- 
gen des inzwischen erreichten Alters oder 
weil ihm die Rückkehr nach Deutschland 
nicht zugemutet werden kann, nicht mehr 
aufnehmen, so wird die Entschädigung zu 
dem Zeitpunkt weitergewährt, bis zu dem 
er ohne die Verfolgung üblicherweise seine 
Tätigkeit würde fortgesetzt haben. Zu Gun- 
sten eines Verfolgten, der einen freien Be- 
ruf ausgeübt hat, wird vermutet, daß er bis 
zur Vollendung des 70. Lebensjahres seine 
Tätigkeit würde fortgesetzt haben, es sei 
denn, daß sein Lebensunterhalt trotz der 
Währungsumstellung anderweit gesichert 
war. 

(2) Der Verfolgte kann im Fall des Ab- 
satzes 1 Satz 1 verlangen, daß ihm statt der 
Entschädigung unter Einbeziehung aller son- 
stigen noch nicht erfüllten Ansprüche, die 
ihm aus diesem Gesetz gegen die öffentliche 
Hand zustehen, eine angemessene lebensläng- 
liche Rente einschließlich einer Witwenrente 
gewährt wird. Hierbei ist zu Gunsten des 
Verfolgten zu berücksichtigen, daß die öffent- 
liche Hand die Leistungen nach §§ 37 und 38 
einspart. 

§ 42 

Gehört der Verfolgte zu einer Personen- 
gruppe, die aus Gründen der Rasse verfolgt 
wurde, so wird vermutet, daß ein Rückgang 
seines Arbeitseinkommens seit dem 30. Ja- 
nuar 1933 durch die Verfolgungsmaßnahmen 
verursacht war. 

§ 43 

(1) Soweit der Schaden dadurch ausge- 
glichen ist, daß der Verfolgte rückerstattungs- 
rechtliche Ansprüche wegen eines seiner Er- 
werbstätigkeit dienenden Vermögensgegen- 
standes erhoben und ihre Befriedigung er- 
langt hat, entfallen die Ansprüche aus die- 
sem Titel. Solange mit einer solchen Befrie- 
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digung ernstlich zu rechnen ist, kann der 
Verfolgte die Befriedigung von Ansprüchen 
aus diesem Titel nur verlangen, wenn er hier- 
gegen die entsprechenden rückerstattungs- 
rechtlichen Ansprüche abtritt. 

(2) Es wird vermutet, daß ein verfolgter 
Unternehmer durch eine rückerstattungs- 
rechtliche Nutzungsvergütung einen Aus- 
gleich nur für die Nutzung des Betriebs- 
vermögens, nicht aber für den Ertrag seiner 
Arbeitskraft erlangt hat. Dies gilt nicht, so- 
weit er von dem Rückerstattungspflichtigen 
Schadenersatz wegen der Entziehung des 
Unternehmens nach den Vorschriften über 
den Schadenersatz wegen unerlaubter Hand- 
lung erlangt hat. 


4. Titel 

Ausbildungsschäden 
§ 44 

i 

Wer im Zuge der Verfolgung von der 
Schule verwiesen, vom Hochschulstudium, 
einer Prüfung oder einem Vorbereitungs- 
dienst ausgeschlossen oder in ähnlicher Weise 
in seinem Ausbildungsgang geschädigt wor- 
den ist, erhält Wiedergutmachung nach den 
folgenden Bestimmungen. 

§ 45 

(1) Der Verfolgte hat Anspruch darauf, 
daß ihm die Nachholung der unterbliebenen 
oder einer gleichwertigen, seiner tatsächlichen 
beruflichen Entwicklung entsprechenden Aus- 
bildung ermöglicht wird. Beschränkungen der 
Zulassung zu geeigneten Ausbildungsanstal- 
ten, dem erforderlichen Vorbereitungsdienst 
und den vorgeschriebenen Prüfungen gelten 
ihm gegenüber nicht. 

(2) Er hat auch Anspruch darauf, daß er 
von einer inzwischen eingeführten fachlichen 
Prüfung befreit wird, soweit dies mit dem 
öffentlichen Interesse vereinbar ist. 

(3) Vergünstigungen bei der Ableistung 
eines Vorbereitungsdienstes und bei der Ab- 
legung einer Prüfung, die am 31. Dezember 
1949 zu Gunsten von Kriegsteilnehmern gal- 
ten, gelten für Verfolgte weiter. Auf weiter- 
gehende Vergünstigungen hat der Verfolgte 
insoweit Anspruch, als dies mit Rücksicht 
auf Prüfungen, die er im Ausland abgelegt 


hat, oder auf die inzwischen erlangte beruf- 
liche Stellung der Billigkeit entspricht. 

(4) Allgemein gewährte Vergünstigungen, 
die einem Verfolgten vorenthalten bleiben, 
sind nachzugewähren, soweit dies möglidi 
ist. 

§ 46 

(1) Holt der Verfolgte die Ausbildung 
(§ 45 Abs. 1) nach, so ist ihm eine angemes- 
sene Ausbildungsbeihilfe zu gewähren. Hat 
der Verfolgte bereits vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes anderweit eine angemessene 
Lebensgrundlage gefunden, so ist bei der Be- 
messung der Ausbildungsbeihilfe hierauf 
Rücksicht zu nehmen. 

(2) Hat der Verfolgte die Ausbildung im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
bereits ganz oder teilweise nachgeholt, so 
sind ihm unter Anrechnung bereits gewährter 
Ausbildungsbeihilfen die Beträge nachzuzah- 
len, die er als Ausbildungsbeihilfe erhalten 
hätte, wenn Absatz 1 bereits im Zeitpunkt 
der Ausbildung gegolten hätte. Die hiernach 
in Reichsmark zahlbar gewesenen Beträge 
sind im Verhältnis 10 zu 2 in Deutsche Mark 
umzurechnen. 

(3) Setzt die Aufnahme des Berufs, den der 
Verfolgte schon zur Zeit der Unterbrechung 
seiner Ausbildung erstrebt hatte, die Beschaf- 
fung einer Ausrüstung voraus und ist der 
Verfolgte hierfür auf fremde Mittel angewie- 
sen, so findet § 37 sinngemäß Anwendung. 

(4) Mußte oder muß der Verfolgte den 
Beruf unter besonders erschwerten Bedin- 
gungen aufnehmen, so kann er einen Zuschuß 
erhalten. § 38 findet Anwendung mit der 
Maßgabe, daß der Zuschuß höchstens 5000 
DM beträgt. Als erschwerende Bedingung 
im Sinne des Satzes 1 gilt es insbesondere, 
wenn der Verfolgte ohne die Verfolgung die 
notwendige Berufsausrüstung gegen Reichs- 
mark statt gegen Deutsche Mark hätte er- 
werben oder den elterlichen Betrieb hätte 
übernehmen können. 

§ 47 

Konnte ein Berechtigter wegen seiner ver- 
folgungsbedingten Verarmung ein Kind nicht 
ordnungsgemäß ausbilden lassen und muß 
die nachgeholte Ausbildung in Deutschen 
Mark statt in Reichsmark bestritten werden, 
so wird hierfür ein billiger Ausgleich in 
der Weise gewährt, daß Geldansprüche aus 
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diesem Gesetz, die auf Reichsmark lauten, 
zu einem höheren als den in § 11 bestimm- 
ten Satz in Deutsche Mark umgerechnet 
werden. 

5. Titel 

Gemeinsame Bestimmungen 
§ 48 

(1) Die Höchstentschädigung, die ein Ver- 
folgter auf seine Ansprüche aus den Bestim- 
mungen des Abschnittes IV verlangen kann, 
beträgt 25 000 DM. 

(2) Hat der Verfolgte für denselben Zeit- 
raum Entschädigungsansprüche nach diesem 
Abschnitt und wegen Körperbeschädigung, 
so bleibt bei der Bemessung der zuerst ge- 
nannten Ansprüche außer Betracht, daß der 
Verfolgte wegen der Körperbeschädigung 
nicht voll leistungsfähig war. Ansprüche 
wegen der Körperbeschädigung bestehen in 
diesem Fall nur insoweit, als der Schaden 
nicht durch die Bestimmung des Satzes 1 aus- 
geglichen ist. 

§ 49 

(1) Ist der Berechtigte vor dem Inkraft- 
treten des Gesetzes gestorben, so ist der 
Anspruch nicht auf den Erben übergegangen. 

(2) Hinterbliebenen (§ 5) eines unter Ab- 
satz 1 fallenden, am 8. Mai 1945 oder später 
verstorbenen Berechtigten kann jedoch in- 
soweit, als sie infolge der Schädigung des 
Berechtigten Nachteile in Bezug auf Unter- 
halt, eheliche Mitarbeit, Ausbildung, Aus- 
stattung oder Versorgung erlitten haben 
oder solche Nachteile ohne die Erfüllung 
des Anspruchs des Berechtigten erleiden wür- 
den, eine billige Entschädigung in Geld ge- 
währt werden. Die Entschädigung entfällt, 
wenn ein Ausschließungsgrund nach § 6 Satz 2 
Buchst, b gegeben ist. 


ABSCHNITT V 
Versorgungsschäden 
1. Titel 

Sozialversicherung und öffentliches 
Versorgungsrecht 

§ 50 

Das Gesetz des Wirtschaftsrates über die 
Behandlung der Verfolgten des Nationalso- 


zialismus in der Sozialversicherung vom 
22. August 1949 (WiGBl. S. 263) findet An- 
wendung auf alle in den §§ 23 und 24 des 
gegenwärtigen Gesetzes bezeichneten Tatbe- 
stände, auch soweit sie von den § 1 Abs. 1 
Satz 1, § 4 Abs. 5 des Gesetzes des Wirt- 
schaftsrates nicht umfaßt sind. 

§ 51 

Soweit Verfolgte und ihre Angehörigen 
nach den bestehenden Gesetzen, insbesondere 
nach dem in § 50 bezeichneten Gesetz des 
Wirtschaftsrates und nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz vom 20. Dezember 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 791) von den all- 
gemeinen Leistungen oder von den 
im Gesetz des Wirtschaftsrates angeord- 
neten Wiedergutmachungsleistungen ausge- 
schlossen sind oder Leistungen nur unter be- 
sonderen Voraussetzungen oder mit beson- 
derer Genehmigung erhalten, treten diese 
Einschränkungen außer Kraft, wenn die Vor- 
aussetzungen des § 13 Abs. 1 bis 3 und Abs. 6 
gegeben # sind. 

§ 52 

Nachzahlungen, die auf Grund des § 6 
des Gesetzes des Wirtschaftsrates (§ 50) für 
die Zeit bis zum Währungsstichtag zu leisten 
sind, werden im Verhältnis 10 zu 2 in Deut- 
sche Mark umgerechnet. 

§ 53 

Die Ausschließungsvorschriften des § 2 fin- 
den keine Anwendung. 

2. Titel 

Private Versicherungsverhältnisse 

§ 54 

(1) Wer im Zuge der Verfolgung außer- 
halb der Sozialversicherung in einem Ver- 
sicherungsverhältnis geschädigt wurde, das 
eine Lebens-, Renten-, Ruhegeld-, Hinter- 
bliebenen-, Sterbegeld- oder Aussteuerver- 
sicherung zum Gegenstand hatte, hat nach 
Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen 
Anspruch auf Schadenersatz. 

(2) Ist ein anderer als der Versicherungs- 
nehmer, insbesondere ein Bezugsberechtig- 
ter, ein Versicherter oder ein Abtretungs- 
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empfänger, aus dem Versicherungsverhältnis 
berechtigt, so hat er den Anspruch auch dann, 
wenn er selbst nicht Verfolgter ist. 

§ 55 

§ 54 findet Anwendung insbesondere auf 
Schäden aus 

a) Rechtshandlungen des Verfolgten, zu de- 
nen er durch seine verfolgungsbedingte 
Verarmung oder durch die Gefährdung 
seiner Ansprüche bestimmt wurde, 

b) Rechtshandlungen des Versicherers und 
selbständig eintretenden Rechtsfolgen, die 
im Ausbleiben der Leistungen des Verfolg- 
ten ihren Grund hatten, 

c) der Entziehung von Rechten aus dem Ver- 
sicherungsverhältnis zugunsten der Öffent- 
lichen Hand, 

d) der Geltendmachung der Selbstmordklau- 
sel, wenn sich der Versicherte im Zuge der 
Verfolgung das Leben genommen hat. 

S 56 

(1) Der Schadenersatz wird in der Weise 
gewährt, daß der Berechtigte die ihm nach dem 
Versicherungsverhältnis zustehenden, gemäß 
den Währungsgesetzen umgestellten Leistun- 
gen entsprechend ihrer Fälligkeit erhält. 

(2) Nicht entrichtete Prämien sowie Rück- 
kaufsummen und andere Beträge, die der 
Versicherer an den Berechtigten oder den Ver- 
sicherungsnehmer ausbezahlt hat, werden an- 
gerechnet. Dabei werden Reichsmarkbeträge 
10 zu 1 in Deutsche Mark umgerechnet; Zin- 
sen werden nicht angesetzt. 

(3) Im Fall einer Rentenversicherung wer- 
den die Renten aus einem Deckungskapital be- 
rechnet, das um die in Absatz 2 Satz 1 be- 
zeichneten Beträge vermindert ist. 

§ 57 

(1) Wurden dem Berechtigten Rechte aus 
dem Versicherungsverhältnis zugunsten der 
öffentlichen Hand entzogen und hat diese sie 
verwertet, so kann der Berechtigte statt Scha- 
denersatz nach § 56 die Herauszahlung des 
von der Öffentlichen Hand erzielten Erlöses, 
10 zu 2 in Deutsche Mark umgerechnet, ver- 
langen. 

(2) Eine Entziehung zugunsten der öffent- 
lichen Hand, die ohne Folgen geblieben ist, 
gilt als nicht geschehen. 


$ 5g 

Im Fall einer Entziehung von Rechten aus 
dem Versicherungsverhältnis, die nicht zugun- 
sten der öffentlichen Hand erfolgt ist, finden 
ausschließlich die Rückerstattungsgesetze An- 
wendung. 

§ 59 

Hat der Versicherer fällige Ansprüche im 
Zuge der Verfolgung unbefriedigt gelassen, 
so bestimmen sich die Ansprüche des Berech- 
tigten ausschließlich nach den allgemeinen 
Rechtsvorschriften. Der Berechtigte kann je- 
doch Schadenersatz nach § 56 verlangen, so- 
weit die Verfolgung dazu geführt hat, daß er 
die Befriedigung eines auf eine Kapitalleistung 
gerichteten Anspruchs durch den Versicherer 
nach der Herstellung geordneter Verhältnisse 
nicht mehr erlangen konnte. 

S 60 

Im Falle des Widerrufs einer Begünstigung 
oder des Verzichts eines Begünstigten finden 
die Vorschriften des bürgerlichen Rechts über 
die Anfechtbarkeit von letztwilligen Verfü- 
gungen und Erbverträgen und von Erbschafts- 
ausschlagungen sinngemäß Anwendung. Lebt 
der Versicherungsnehmer noch, so stehen dem 
. Begünstigten aus einem Widerruf der Begün- 
stigung auch dann keine Ansprüche zu, wenn 
der Versicherungsnehmer zu dem Widerruf 
durch einen der Verfolgungsgründe bestimmt 
worden war. 

§ 61 

Soweit der Berechtigte im Zuge der Ver- 
folgung den Schutz eines privaten Kranken- 
versicherungsverhältnisses eingebüßt hat, und 
soweit und solange er keinen gleichwertigen 
Schutz unter zumutbaren Bedingungen zu er- 
langen vermag, kann er vom Inkrafttreten 
des Gesetzes an für sich und diejenigen seiner 
Angehörigen, die mit ihm in häuslicher Ge- 
meinschaft leben und von ihm überwiegend 
unterhalten werden, Heilbehandlung nach 
§ 16 Abs. 2 beanspruchen. Erhebt er diesen 
Anspruch, so hat er sich für jedes Kalender- 
jahr seit Inkrafttreten des Gesetzes eine Prä- 
mie von 50, — DM auf die ihm zustehende 
Leistung anrechnen zu lassen. 

§ 62 

Soweit das Versicherungs Verhältnis fortbe- 
steht, bleiben Ansprüche und Pflichten der Bc- 
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teiligten unberührt. Der zu ersetzende Scha- 
den mindert sich entsprechend. 

§ 63 

Der Versicherer ist gegenüber der zuständi- 
gen Behörde zur Auskunft einschließlich der 
notwendigen Berechnungen verpflichtet, so- 
weit dies zur Feststellung der Ansprüche des 
Berechtigten erforderlich ist. 


3. Titel 

Sonstige Versorgungsverhältnisse 
§ 64 

(1) Ist im Zuge der Verfolgung eine Ver- 
sorgungseinrichtung aufgelöst worden, so er- 
halten die Berechtigten für die eingebüßten 
Versorgungsleistungen in der Weise einen Aus- 
gleich, daß den Mitgliedern der Einrichtung 
oder Personen gleicher Rechtsstellung von der 
Vollendung des 65. Lebensjahres oder vom 
Eintritt der Erwerbsunfähigkeit an die Mindest- 
rente eines voll erwerbsunfähigen Beschädigten 
(§ 16 Abs. 4), den Hinterbliebenen die Min- 
destrente für entsprechende Hinterbliebene 
eines Getöteten (§15 Abs. 3), gewährt wird. 
Durch Rechtsverordnung wird mit Zustim- 
mung des Bundesrates bestimmt werden, 
welche V ersorgungseinrichtungen hierunter 
fallen. 

(2) Die Renten werden vom Eintritt des 
Versorgungsfalles an gewährt. 

S 65 

(1) Wer kraft Gesetzes, kraft Vereinbarung 
oder kraft einer Anstandspflicht, deren Erfül- 
lung erwartet werden konnte,. Anwartschaft 
darauf hatte, daß er von einem Verfolgten im 
Alter oder im Fall der Erwerbsunfähigkeit 
versorgt werden würde, kann im Falle der 
Bedürftigkeit einen billigen Ausgleich seines 
Schadens erhalten, wenn der Verfolgte im 
Zuge der Verfolgung den Tod gefunden hat 
oder soweit er auf andere Weise außer Stand 
gesetzt wurde, seiner Versorgungspflicht nach- 
zukommen. § 64 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(2) Absatz 1 findet insbesondere Anwen- 
dung, wenn ein Unternehmen, auf dem die 
Versorgungslast ruhte, durch die Verfolgung 
vernichtet wurde. 


$ 66 

(1) Sind einem Verfolgten oder seinen Hin- 
terbliebenen privatrechtliche Versorgungsan- 
sprüche entzogen worden, so finden mit den 
in Absatz 2 bis 4 bezeichneten Maßgaben aus- 
schließlich die Rückerstattungsgesetze Anwen- 
dung. Dies gilt insbesondere auch für den Fall, 
daß der Versorgungspflichtige mit dem Ver- 
folgten einen Abfindungsvertrag geschlossen 
hat. 

(2) Hat der Pflichtige infolge einer Ent- 
ziehung, die zugunsten der öffentlichen Hand 
erfolgt war, an diese geleistet, so mindert sich 
seine Verpflichtung um diese Leistung, umge- 
rechnet 10 zu 2; der Berechtigte erhält inso- 
weit Schadenersatz durch die öffentliche Hand. 

(3) Soweit die Anwendung der Rückerstat- 
tungsgesetze nicht zu einem höheren Umrech- 
nungssatz führt, werden Reichsmarkbeträge, 
auch im Verhältnis 10 zu 2 in Deutsche Mark 
umgerechnet. Dies gilt auch, wenn der Pflich- 
tige, ohne daß eine Entziehung vorliegt, fällige 
Ansprüche lediglich unbefriedigt gelassen hat. 

(4) § 50 Satz 2 findet entsprechende An- 
wendung. 


4. Titel 


Gemeinsame Bestimmungen 


§ 67 

(1) Ist der Verfolgte vor dem Inkrafttre- 
ten des Gesetzes gestorben, so ist der Anspruch 
nicht auf den Erben übergegangen. 

(2) Den Hinterbliebenen eines am 8. Mai 
1945 oder später verstorbenen Verfolgten 
kann jedoch im Falle der Bedürftigkeit aus 
Billigkeitsgründen eine angemessene Entschä- 
digung, jedoch nicht über die Höhe des An- 
spruchs des Verfolgten hinaus gewährt wer- 
den, wenn und soweit sie infolge der Schädi- 
gung des Verfolgten einen Nachteil in bezug 
auf Unterhalt, Ausbildung, Ausstattung oder 
Versorgung erlitten haben oder solche Nach- 
teile ohne die Erfüllung des Anspruchs erlei- 
den würden. Die Entschädigung entfällt, wenn 
ein Ausschließungsgrund nach § 6 Abs. 2 
Buchst, b gegeben ist. 
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ABSCHNITT VI 
V ermögenssdiäden 
1. Titel 

Eigentumsverletzung 

§ 68 

Wer im Zuge der Verfolgung dadurch ge- 
schädigt wurde, daß eine ihm gehörende Sa- 
che auf Veranlassung oder mit Billigung einer 
Staats- oder Parteistelle zerstört, verunstaltet 
oder der Plünderung preisgegeben wurde, er- 
hält Schadensersatz nach den folgenden Be- 
stimmungen. 

§69 

Als Preisgabe im Sinne des § 68 gilt es 
auch, 

a) wenn Sachen des Verfolgten von Perso- 
nen, die obrigkeitliche Befugnis ausüb- 
ten oder sich anmaßen konnten, an eine 
Menschenmenge verteilt wurden, 

b) wenn sich Bewachungspersonen Sachen des 
Verfolgten zueigneten, 

c) wenn der Verfolgte unter solchen Um- 
ständen seiner Freiheit beraubt wurde, 
daß seineSachen ohne Gewahrsam blieben. 

§ 70 

(1) Der Anspruch wird nicht dadurch aus- 
geschlossen, daß die zerstörte oder verunstal- 
tete Sache dem Verfolgten zunächst entzogen 
worden war, sofern dies den Umständen 
nach nur zum Zweck der Zerstörung oder 
Verunstaltung geschah. 

(2) Liegt weder der Fall des Absatzes 1 
noch derjenige der Preisgabe vor, so finden 
auf Schäden, denen eine Entziehung voraus- 
ging, ausschließlich die Rückerstattungsgeset- 
ze Anwendung. 

(3) Soweit im Fall der Preisgabe der Scha- 
den dadurch ausgeglichen ist, daß der Ver- 
folgte rückerstattungsrechtliche Ansprüche 
erhoben und ihre Befriedigung erlangt hat, 
entfallen die Ansprüche nach diesem Ab- 
schnitt. Solange mit einer solchen Befriedi- 
gung ernstlich zu rechnen ist, kann der Ver- 
folgte die Befriedigung von Ansprüchen nach 
diesem Titel nur verlangen, wenn er hierge- 
gen die entsprechenden rückerstattungsrecht- 


lichen Ansprüche abtritt. Ansprüche aus einer 
Entziehung zugunsten der öffentlichen Hand 
gehen auf den Wiedergutmachungsschuldner 
über, soweit er den Verfolgten entschädigt 
hat; der Übergang kann nicht zum Nachteil 
des Verfolgten geltend gemacht werden. 

§71 

(1) Die Ansprüche aus diesem Titel werden 
in derselben Weise befriedigt wie die Scha- 
densersatzansprüche gegen das Deutsche Reich 
wegen Unmöglichkeit der Herausgabe eines 
entzogenen Vermögensgegenstandes. 

(2) Für lebensnotwendigen Hausrat wird 
jedoch der Wiederbeschaffungspreis vergütet, 
soweit dieser nicht mehr als 10 000 DM für 
den einzelnen Hausstand beträgt. 

(3) Eine Hausratshilfe, die auf Grund des 
Soforthilfe- oder des Lastenausgleichsgesetzes 
gewährt worden ist, wird angerechnet. 


2. Titel 
Sonderabgaben 
§72 

(1) Wer im Zuge der Verfolgung eine Steu- 
er, Gebühr oder sonstige Sonderabgabe ent- 
richtet hat, die ihm durch willkürliche Rechts- 
vorschrift oder durch Willkürakt auferlegt 
war, hat Anspruch auf Erstattung des gelei- 
steten Betrags mit Einschluß von Verzugs- 
zuschlägen und Vollstreckungskosten. 

(2) Ist ihm ein weitergehender Schaden da- 
durch entstanden, daß wegen der Abgabe- 
schuld gegen ihn vollstreckt oder daß ihm die 
Erfüllung der Abgabeschuld durch Hingabe 
bestimmter Vermögensgegenstände auf erlegt 
wurde oder daß er zum Zweck oder infolge 
ihrer Erfüllung solche Gegenstände veräu- 
ßern mußte, so finden insoweit die Rücker- 
stattungsgesetze Anwendung. 

§ 73 

(1) Als Abgabe nach § 72 gelten auch die 
allgemein im Fall der Auswanderung zu ent- 
richtenden Abgaben, wenn der Pflichtige 
nach dem 30. Januar 1933 im Zuge der Ver- 
folgung zur Auswanderung gezwungen wor- 
den ist. 
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(2) Als solche Abgabe gilt ferner auch der 
Verlust, der dem Verfolgten aus der Auf- 
zwingung eines als Heimeinkaufsvertrag be- 
zeichnten Scheingeschäftes entstanden ist. 

(3) Ist dem Verfolgten die Sicherstellung 
einer künftigen Abgabeschuld durch Hinter- 
legung von Vermögensgegenständen aufer- 
legt worden und hat er diese, ohne daß die 
Abgabeschuld zur Entstehung kam, infolge 
der Hinterlegung eingebüßt, so finden die 
Rückerstattungsgesetze Anwendung. 

§ 74 

Ist die Sonderabgabe aus dem Erlös für 
einen der Rückerstattung unterliegenden 
Vermögensgegenstand entrichtet worden, so 
steht dem Verfolgten, wenn er die Befriedi- 
gung seines Rückerstattungsanspruchs erlangt 
hat, der Anspruch aus diesem Titel nur ge- 
mäß dem Umrechnungssatz zu, zu dem er 
dem Pflichtigen den Erlös zurückgewährt hat. 
War der Erlös nicht in die freie Verfügung 
des Verfolgten gelangt und hatte er deshalb 
dem Pflichtigen lediglich seine Wiedergutma- 
chungsansprüche abzutreten, so gilt für abge- 
tretene Ansprüche aus diesem Titel der Um- 
rechnungssatz, zu dem der Verfolgte im Fall 
der freien Verfügung über den Erlös diesen 
hätte zurückgewähren müssen. Solange das 
Rückerstattungsverfahren anhängig ist, kann 
der Verfolgte die Befriedigung seiner An- 
sprüche aus diesem Titel nur zum Umrech- 
nungssatz 10 zu 1 verlangen. 

3. Titel 

Strafverfahrenskosten 

§75 

(1) Wer im Zuge der Verfolgung einer 
strafbaren Handlung oder eines Dienst- und 
Standesvergehens beschuldigt wurde und aus 
diesem Grund Verteidigungskosten aufge- 
wendet oder Geldstrafen, Bußen, Verfahrens- 
oder Haftkosten bezahlt hat, hat Anspruch 
auf Erstattung der geleisteten Beträge. 

(2) Wegen eines weitergehenden Schadens 
findet § 72 Abs. 2 sinngemäß Anwendung. 

4. Titel 

Sonstige Vermögensschäden 
§ 76 

Wer im Zuge der Verfolgung an seinem 
Vermögen geschädigt wurde und nicht nach 


anderen Bestimmungen zu entschädigen ist, 
erhält Schadensersatz nach den folgenden Be- 
stimmungen. 

§77 

(1) Als Vermögensschäden im Sinne des 
§ 76 gelten Schäden an Sachen oder sonstigen 
Vermögensgegenständen sowie Aufwendun- 
gen, die dem Verfolgten durch die Verfol- 
gung erwachsen sind oder die er zur Abwehr 
drohender Verfolgungsmaßnahmen für er- 
forderlich halten mußte. 

(2) Insbesondere gelten als Vermögensschä- 
den: 

a) die Vernichtung oder Entwertung eines 
Unternehmens durch Boykott oder ähn- 
liche Verfolgungsmaßnahmen, 

b) Aufwendungen für die Flucht oder Aus- 
wanderung einschließlich der Verluste 
an Sachen und anderen Vermögensgegen- 
ständen, die der Verfolgte im Stich lassen 
mußte, 

c) Transferverluste, 

d) die Kosten der Veräußerung von Ver- 
mögensgegenständen, 

e) die einem Treuhänder oder Verwahrer 
geschuldete Vergütung und der Schaden 
aus der Veräußerung von Vermögensge- 
genständen, die wegen der vom Erwerber 
geleisteten Hilfe nicht der Rückerstattung 
unterliegen, 

f) der Ausschluß von Rechtswohltaten oder 
öffentlichen Leistungen, insbesondere vom 
Vollstreckungsschutz, von der Schulden- 
bereinigung, dem Familienunterhalt, der 
Kriegssachschädenvergütung und den Bei- 
hilfen für Kinderreiche. 

§ 78 

(1) Auf Schäden, die auf die Entziehung 
eines Vermögensgegenstandes zurückgehen, 
können Ansprüche nur im Rahmen des § 77 
Abs. 2 gegründet werden. 

(2) Auf Schäden der in den Abschnit- 
ten II, IV und V geregelten Art können An- 
sprüche aus diesem Titel nicht gegründet 
werden. 

(3) Auf Schäden in einem privaten Ver- 
sicherungsverhältnis, das nicht unter § 54 
fällt, finden die §§ 57 bis 59 Anwendung; im 
übrigen findet keine Wiedergutmachung 
statt. 
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§ 79 

(1) Von der Entschädigung ausgeschlossen 
ist der Ausfall an Beiträgen und ähnlichen 
Einnahmen, der einer Vereinigung durch 
Verbot oder durch die Lahmlegung ihrer 
Tätigkeit entstanden ist. Diente die Vereini- 
gung einem gemeinnützigen Zweck, so steht 
ihr eine Entschädigung für nicht mehr ge- 
bildete Rücklagen insoweit zu, als dies mit 
Rücksicht auf den Zweck der Vereinigung 
der Billigkeit entspricht. 

(2) Geselligen Vereinigungen steht ein An- 
spruch auf Entschädigung auch insoweit nicht 
zu, als im Zuge der Verfolgung ein von 
ihnen betriebenes Unternehmen vernichtet 
oder entwertet wurde. 

§ 80 

(1) Gehörte ein verfolgter Unternehmer 
zu einer Personengruppe, die aus Gründen 
der Rasse verfolgt wurde, so wird vermutet , 
daß eine nach dem 30. Januar 1933 einge- 
tretene Vernichtung oder Entwertung seines 
Unternehmens durch Boykott oder ähnliche 
Verfolgungsmaßnahmen verursacht war. 

(2) Der Anspruch eines verfolgten Unter- 
nehmers erstreckt sich auf den Ausfall an 
Nutzungen des Betriebsvermögens, der durch 
Boykott oder ähnliche Verfolgungsmaßnah- 
men verursacht wurde. Der Anspruch endet 
insoweit mit dem Verkauf des Unterneh- 
mens, spätestens mit dem 31. Dezember 1938. 

§ 81 

(1) Verluste an Hausrat werden gemäß 
§ 71 vergütet. 

(2) Im übrigen werden Ansprüche aus die- 
sem Titel auch dann im Verhältnis zwei 
Deutsche Mark für zehn Reichsmark umge- 
rechnet, wenn es sich um Ersatz für einge- 
büßte Sachwerte oder aus einem anderen 
Grunde um einen Wertanspruch handelt. 


5. Titel 

Gemeinsame Bestimmungen 
§ 82 

(1) Die Höchstentschädigung, die ein Ver- 
folgter auf seine Ansprüche nach Ab- 
schnitt VI verlangen kann, beträgt für die 


Ansprüche aus dem 1., 3. und 4. Titel insge- 
samt 75 000 DM und aus dem 2. Titel gleich- 
falls 75 000 DM. Die Höchstentschädigung 
für die Ansprüche aus Abschnitt VI darf ins- 
gesamt 100 000 DM nicht überschreiten. 

(2) Ist das Vermögen einer Person nach 
dem 15. September 1935 im Wege des Erb- 
gangs oder eines ähnlichen Rechtsvorganges 
geteilt oder ungeteilt auf mehrere Rechts- 
nachfolger übergegangen, so können die 
Rechtsnachfolger, auch wenn sie selbst ver- 
folgt wurden, wegen der Ansprüche, die sich 
auf dieses Vermögen beziehen, insgesamt nur 
den Höchstbetrag verlangen. Absatz 1 gilt 
daneben für den Gesamtanspruch des ein- 
zelnen Rechtsnachfolgers. 

(3) Verfolgte Religionsgesellschaften und 
Vereinigungen, die ihnen durch Artikel 137 
Abs. 6 der Verfassung vom 11. August 1919 
gleichgestellt waren, können Entschädigung 
aus dem 1. Titel ohne Rücksicht auf die 
Höchstgrenze verlangen, soweit dies zur Er- 
füllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Dies 
gilt auch für Religionsgesellschaften, die 
Nachfolger einer aufgelösten ReligionsgeselL 
schaft sind. 

§ 83 

Vermögensschäden eines Verfolgten wer- 
den nicht ersetzt, wenn die Entschädigung 
nicht mehr als 100 Deutsche Mark betragen 
würde. 


ABSCHNITT VII 

Wiedergutmachungspflicht, Träger des Auf- 
wands, Fälligkeit und Erfüllung der 
Ansprüche 

§ 84 

(1) Wiedergutmachungspflichtig ist der 
Bund. Er trägt die Aufwendungen der Wie- 
dergutmachung. 

(2) Die Ansprüche des Verfolgten gegen 
einen nach anderen Vorschriften Schadenser- 
satzpflichtigen bleiben unberührt. Sie gehen, 
soweit der Bund nach diesem Gesetz Wie- 
dergutmachung leistet, auf den Bund über. 
Der Übergang kann nicht zum Nachteil des 
Verfolgten oder des sonstigen Wiedergut- 
machungsberechtigten geltend gemacht werden. 
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§ 85 

Die Länder tragen den Aufwand 

a) für Schäden an Leben, Körper und Ge- 
sundheit, soweit hierfür nach dem in den 
Ländern geltenden Recht Leistungen über 
die Mindestleistungen (§15 Abs. 3 bis 5, 
7 und 8; § 16 Abs. 2, 4, 6 und 7) hinaus 
gewährt werden; 

b) für Freiheitsschäden; 

c) in den in Abschnitt IX bezeichneten be- 
sonderen Fällen. 

§ 86 

Die Länder beteiligen sich an dem Auf- 
wand des Bundes für die Wiedergutmachung 
mit 15 v. H. der in den einzelnen Ländern 
dem Bund erwachsenden jährlichen Aufwen- 
dungen. 

§ 87 

Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes sind 
fällig 

a) die Ansprüche wegen Schäden an Leben, 
Körper und Gesundheit (Abschnitt II), so- 
weit es sich nicht um wiederkehrende 
Leistungen (Renten) handelt, die auf 
künftige Zeitabschnitte entfallen, 

b) der Anspruch wegen Freiheitsschadens 
(Abschnitt III). 

§ 88 

(1) Der Anspruch eines Berechtigten ist 
oder wird fällig, wenn oder sobald dieser das 
60. Lebensjahr vollendet hat. 

(2) Wer als Erbe berechtigt ist, muß das 
Alterserfordernis in seiner Person erfüllen. 
Bei Miterben genügt es, daß einer von ihnen 
das Erfordernis erfüllt. 

(3) Ist der Anspruch abgetreten, verpfändet, 
gepfändet oder durch behördliche Anord- 
nung übergeleitet worden, so bleibt das Alter 
des ursprünglich Berechtigten maßgebend. 

§ 89 

(1) Im übrigen wird durch Rechtsverord 
nungen der Bundesregierung, die der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedürfen, jeweils 
bestimmt, welche Ansprüche fällig werden. 
Hierbei sollen in erster Linie zur Befried! 
gung aufgerufen werden Ansprüche auf: 


a) Leistungen, die die Wiederaufnahme der 

Erwerbstätigkeit ermöglichen (§§ 35 

bis 38), 

b) Beseitigung von Ausbildungsschäden 

(SS 44, 46), 

c) Wiedergutmachung von Versorgungs- 
schäden (§§ 50 bis 67), soweit der Ver- 
sorgungsfall eingetreten oder mit seinem 
alsbaldigen Eintritt zu rechnen ist. 

(2) Alle Ansprüche mit Ausnahme derjeni- 
gen aus dem 2. Titel des Abschnitts VI wer- 
den spätestens am 1. Januar 1958 fällig, 
wenn der Verfolgte 

a) seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf- 
enthalt am 1. Januar 1947 oder 

b) sofern er diesen Tag nicht erlebt hat, 
seinen letzten Wohnsitz oder gewöhn- 
lichen Aufenthalt oder 

c) seinen letzten Wohnsitz vor der Auswan- 
derung im Bundesgebiet gehabt hat. 

(3) Alle übrigen Ansprüche werden 
spätestens am 1. Januar 1960 fällig. 

§ 90 

Ein Berechtigter hat Anspruch darauf, daß 
ihm auf seine noch nicht fälligen Ansprüche 
angemessene Vorschüsse gewährt werden, 
soweit dies zur Behebung eines Notstandes 
unumgänglich ist. Ein Notstand ist insbeson- 
dere anzunehmen, wenn der Berechtigte aus 
Mitteln der öffentlichen oder privaten Für- 
sorge oder nach Vollendung des 25. Lebens- 
jahres durch einen anderen unterhalten wird; 
dies gilt nicht für den Fall der Unterhalts- 
leistung durch den Ehemann. 

§ 91 

Geldansprüche sind vom 1. Januar 1953 
an mit 5 v. H. zu verzinsen. 

§ 92 

(1) Die Bundesregierung kann durch 
Rechtsverordnungen mit Zustimmung des 
Bundesrates bestimmen, daß Ansprüche, die 
nicht nach §§ 87 bis 89 fällig und nicht auf 
wiederkehrende Leistungen gerichtet sind, 
durch verzinsliche Schuldverschreibungen be- 
friedigt werden. Diese müssen spätestens zu 
den in § 89 bestimmten Zeitpunkten zum 
Nennwert zuzüglich der sich aus § 91 er- 
gebenden Zinsen einlösbar sein. Die Zinsen 
unterliegen nicht der Einkommensteuer. 
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(2) Soweit nach § 90 ein Anspruch auf Vor- 
schuß besteht, ist die Befriedigung nach Ab- 
satz 1 nicht zulässig. Treten die Vorausset- 
zungen des § 90 ein, nachdem die Befriedi- 
gung nach Absatz 1 erfolgt ist, so kann hier- 
aus ein Anspruch auf vorzeitige Einlösung 
der Schuldverschreibungen nicht hergeleitet 
werden. 


ABSCHNITT VIII 
Behörden und Verfahren 
5 93 

(1) Der Aufbau der Behörden und das Ver- 
fahren regeln sich im Rahmen der nachfol- 
genden Bestimmungen nach Landesrecht. 

(2) Solange und soweit der Landesgesetz- 
geber von der Befugnis nach Absatz 1 keinen 
Gebrauch macht, kann die Landesregierung 
durch Rechtsverordnung die erforderliche 
Regelung treffen. 

§ 94 

(1) Das Land, dessen Behörden zuständig 
sind, bestimmt sich 

a) nach dem Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt des Verfolgten am 1. Januar 
1947 oder wenn er diesen Tag nicht er- 
lebt hat, im Zeitpunkt seines Todes, 

b) hilfsweise nach dem ersten nach dem 
1. Januar 1947 genommenen Wohnsitz, 

c) hilfsweise nach dem letzten Wohnsitz des 
Verfolgten, wenn er vor dem 1. Januar 
1947 ausgewandert und nicht zurückge- 
kchrt ist. 

(2) Für die Ansprüche eines Hinterblie- 
benen ist, wenn sich aus dem Wohnsitz des 
Verfolgten keine Zuständigkeit nach Ab- 
satz 1 ergibt, der eigene Wohnsitz des Hin- 
terbliebenen maßgebend. 

(3) Für Verbände bestimmt sich die Zustän- 
digkeit nach dem Sitz. 

(4) Für die Fälle, in denen sich nach Ab- 
satz 1 bis 3 keine Zuständigkeit ergibt, be- 
stimmt die Bundesregierung mit Zustimmung 
des Bundesrates durch Rechtsverordnung das 
Land, dessen Behörden zuständig sind. Wird 
den Behörden eines Landes eine Gruppe von 
Berechtigten zugewiesen, die zu diesem Land 


in keiner Beziehung steht, so entfällt inso- 
weit die in § 86 vorgesehene Beteiligung des 
Landes am Aufwand des Bundes; der Bund 
vergütet dem Land die entstehenden Verwal- 
tungskosten in jährlichen Pauschalbeträgen, 
deren Höhe im Streitfälle der Präsident des 
Bundesrechnungshofs festsetzt. Für die in 
Abschnitt II und III des Gesetzes geregelten 
Schäden erhalten die Berechtigten die Min- 
destleistungen (§ 85 Buchst, a). 

§ 95 

(1) Das Recht auf Wiedergutmachung nach 
diesem Gesetz muß fristgemäß bei der An- 
meldcbehörde geltend gemacht werden. Die 
Frist beträgt ein Jahr; sie beginnt mit der 
Bekanntmachung der Anmcldebchörden im 
Bundesgesetzblatt. 

(2) Die Anmeldebehörde wird für jedes 

Land durch die zuständige oberste Landesbe- 
hörde bestimmt. Der Bundesminister 

kann für bestimmte Fälle eine besondere An- 
meldebehörde einrichten, deren Anschrift im 
Ausland bckanntzumachen ist. 

(3) Auch die Anmeldung bei einer nicht 
zuständigen Behörde ist wirksam. 

(4) Nachsicht wegen Fristversäumnis wird 
gewahrt, wenn der Antragsteller ohne eigenes 
Verschulden verhindert war, die Frist einzu- 
halten. 

(5) Es genügt, wenn aus der Erklärung des 
Antragstellers erkennbar ist, daß er ein Recht 
auf Wiedergutmachung geltend machen will. 
Die Erklärung gilt auch bei eingeschränktem 
Wortlaut für alle Ansprüche aus diesem Ge- 
setz. Die Anmeldung kann ohne Vollmacht 
für einen anderen erklärt werden. Soweit aus 
der Person eines Verfolgten andere Personen 
Ansprüche herleitcn können, wirkt die An- 
meldung eines Beteiligten für alle Mitbe- 
teiligten. 

(6) Eines Antrages bedarf es nicht, wenn 
der Berechtigte seinen Wiedergutmachungs- 
anspruch bereits auf Grund der bis zum In- 
krafttreten dieses Gesetzes geltenden Rechts 
Vorschriften oder Verwaltungsanordnungen 
angemeldet hat. 

§ 96 

Die zuständige Behörde kann: 
a) die Staatsanwaltschaft oder unmittelbar 
die Polizeibehörden um die Erforschung 
eines Verfolgungstatbestandes, 
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b) die Gerichte um die eidliche Vernehmung 

einer Person, 

c) die Strafregisterbehörden um unbe- 
schränkte Auskunft 

ersuchen. 

S 97 

(1) Die zuständige Behörde erteilt dem An 
tragsteiler eitlen mit Gründen vorsehenen 
Bescheid. Ist der Anspruch noch nicht fällig, 
so ist auch der Zeitpunkt der spätesten Fäl- 
ligkeit (§ 89) festzustellen. 

(2) Bei der Entscheidung über den Antrag 
ist den besonderen Verhältnissen in billiger 
Weise Rechnung zu tragen. Dies gilt insbe- 
sondere für den Fall, daß Verfolgte oder 
Zeugen tot oder unauffindbar oder daß 
Schriftstücke verlorengegangen oder vernich- 
tet worden sind. 

§ 98 

Die zuständigen Behörden sind berechtigt 
und verpflichtet, in sinngemäßer Anwendung 
des § 287 ZPO die Höhe eines Schadens zu 
schätzen und bei Streitpunkten, deren Auf- 
klärung mit unverhältnismäßigen Schwierig- 
keiten verbunden ist, die davon betroffenen 
Schadensposten unter Abschätzung der Be- 
weisaussichten nach freier Überzeugung an- 
zusetzen. Vergleiche sind zulässig. 

§ 99 

(1) § 93 gilt auch für das gerichtliche Ver- 
fahren. 

(2) Ist nach der Überzeugung des Gerich- 
tes, das nach Landesrecht in letzter Instanz 
entscheidet, eine Rechtsfrage von grundsätz- 
licher Bedeutung zu entscheiden, so hat das 
Gericht die Sache an den Bundesgerichtshof 
zur Entscheidung der Rechtsfrage oder, wenn 
nur eine solche zu entscheiden ist, zur End- 
entscheidung abzugeben. Das gleiche gilt, 
wenn das Gericht von einer Entscheidung des 
Bundesgerichtshofes abweichen will. 

(3) Der Bundesgerichtshof entscheidet 
durch einen Senat, der mit einem Senatspräsi- 
denten und einem weiteren Richter des Bun- 
desgerichtshofes sowie drei Richtern des Bun- 
desverwaltungsgerichtes besetzt ist, die 
gleichzeitig zu Richtern am Bundesgerichts- 
hof bestellt werden. 


§ 100 

Ansprüche auf Heilbehandlung nach dem 
Bundesversorgungsgesetz werden dem Grunde 
nach im Verfahren nach diesem Abschnitt 
festgestellt. Die Bewirkung der Leistungen 
obliegt nach Maßgabe des Feststellungsbe- 
scheids den Versorgungsbehörden; die von 
ihnen insoweit getroffenen Entscheidungen 
werden von den nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz zuständigen Gerichten nachge- 
prüft. 

§ 101 

(1) Ein Bescheid, der vorbehaltlos zugun- 
sten des Antragstellers ergangen ist, kann 
nur zurückgenommen werden, 

1. wenn er von einer sachlich unzuständigen 
Stelle erlassen worden ist, 

2. wenn die Behörde über die tatsächlichen 
Verhältnisse, die für den Bescheid maß- 
gebendwaren, infolge unrichtiger oder irre- 
führender Angaben des Antragstellers ge- 
irrt hat, 

3. wenn die Behörde durch unlautere Mittel 
zu ihrer Entscheidung bestimmt worden 
ist, 

4. wenn nach dem Ergehen des Bescheides 
einer der Ausschließungsgründe des § 2 
Abs. 1 c und d und Abs. 5 eingetreten 
ist. 

(2) Die Zurücknahme erfolgt durch Be- 
scheid. Bereits bewirkte Leistungen können 
auf Grund des Bescheides nur zuriiekgefor- 
dert werden, wenn die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 Ziff. 3 vorliegen. 

(3) Gegenüber rechtskräftigen Urteilen be- 
wendet es bei den allgemeinen Rechtsbe- 
helfen. 

§ 102 

Ist ein Anspruch auf wiederkehrende 
Leistungen festgestellt oder abgelchnt, so fin- 
det § 323 ZPO sinngemäß und mit der Maß- 
gabe Anwendung, daß auch die Abänderung 
einer durch Urteil getroffenen Feststellung 
durch Bescheid erfolgen kann. 

§ 103 

Hat sich der Berechtigte, um Wiedergut- 
machungsleistungen zu erlangen, vor oder 
nach dem Inkrafttreten des Gesetzes un- 
lauterer Mittel bedient oder grobfahrlässig 
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unrichtige oder irreführende Angaben ge- 
macht, veranlaßt oder zugdassen, so kann 
die zuständige Behörde die Wiedergut- 
machung ganz oder teilweise versagen. Die 
Versagung kann in dem in § 99 vorgesehenen 
Rechtszug auf Ermessensfehler nachgeprüft 
werden. 


ABSCHNITT IX 

Übergangs-, Sonder- und Schluß- 
bestimmungen 

§ 104 

(1) Wiederkehrende Leistungen beginnen 
mit dem Monat, in dem das Gesetz in Kraft 
tritt. Sie sind jeweils für einen Kalender- 
monat im voraus zu bewirken. 

(2) Wurden einem Berechtigten schon bis- 
her wiederkehrende Leistungen aus einem 
Rechtsgrund gewährt, aus dem auch dieses 
Gesetz solche Leistungen vorsieht, so sind 
die Leistungen durch die bisher zuständige 
Stelle weiterzugewähren, bis die zuständige 
Behörde einen neuen Bescheid erteilt hat. 
Dies gilt auch, wenn die Leistungen ohne 
Anerkennung einer Rechtspflicht bewilligt 
worden waren. Ein Rechtsanspruch wird 
durch Satz 1 nicht begründet. Soweit sich er- 
gibt, daß dem Berechtigten auf Grund dieses 
Gesetzes kein Anspruch mehr auf die Lei- 
stung zustand, fallt der Aufwand mit der 
Maßgabe des § 86 dem Bund zur Last. 

S 105 

Heilbehandlung ist durch die bisher zu- 
ständige Stelle in der bisherigen Weise wei- 
terzugewähren, bis die zuständige Behörde 
einen neuen Bescheid erteilt und, sofern der 
Anspruch wiederum anerkannt wird, die für 
die Weiterbehandlung zuständige Versor- 
gungsbehörde (§ 103) benannt hat. § 104 
Abs. 2 Satz 3 und 4 gelten entsprechend. 

§ 106 

Die Leistungen an Hinterbliebene und Be- 
schädigte (Abschnitt II) sind für die Zeit vom 
Eintritt des Versorgungsfalles bis zum In- 
krafttreten des Gesetzes gemäß dem bisheri- 
gen Recht des Landes, das nunmehr nach 
§ 94 zuständig ist, durch dessen Behörden 
nachzugewähren. Es steht dem nicht entge- 
gen, wenn bisher ein Anspruch auf Nadh- 


leistung für die genannte Zeit nicht bestand 
oder zur Befriedigung noch nicht aafgerofen 
oder noch nicht fällig war. Den Aufwand 
tragen die Länder, in den Fällen dei § 94 
Abs. 4 Satz 2 der Bund. 

§ 107 

(1) Soweit das bisherige Recht weiterge- 
hende Ansprüche gewährt hat als dieses Ge- 
setz, bleiben sie als Ansprüche gegen den 
Bund bestehen. Dies gilt nicht, soweit der 
Anspruch 

a) noch nicht zur Befriedigung aufgerufen 
war, 

b) durch dieses Gesetz der Rückemattungfr- 
gesetzgebung zugewiesen ist. 

Im Geltungsbereich der Verordnung Nr. 120 
des französischen Oberkommandos vom 
10. November 1947 bleiben auch die m 
Satz 2 Buchst, b bezeichneten Ansprüche 
mit der Maßgabe bestehen, daß § 43 Abs. 1 
Anwendung findet; sie werden nach den Ver- 
fahrensvorschriften dieses Gesetzes behan- 
delt. 

(2) Im Fall des Absatzes 1 Satz 2 erlischt 
der auf das bisherige Recht gestützte weker- 
gehende Anspruch insbesondere auch dann, 

a) wenn er rechtskräftig festgeateUt war, 

b) wenn auf ihn Vorwegleisüungen hätten be- 
ansprucht werden können, insbesondere 
im Fall des $ 53 Abs. 2 der Entschädigungs- 
gesetze der Lander der amerikanisch be- 
setzten Zone, 

c) wenn er nach einer Sollvorschrift, insbe- 
sondere nach § 38 Abs, 2 des genannten 
Gesetzes, zu einem bestimmten Zeitpunkt 
spätestens hätte fällig werden sollen. 

(3) War ein Anspruch zur Befriedigung 
aufgerufen, so bleibt er auch dann bestehen, 
wenn seine Fälligkeit noch von einem künf- 
tigen Ereignis, insbesondere der Vollendung 
eines bestimmten Lebensalters oder dem 
Eintritt der Erwerbsunfähigkeit, abhängig 
und dieses Ereignis beim Inkrafttreten des 
Gesetzes noch nicht eingetreten war, 

(4) Für die Ansprüche nach Abschnitt II 
und III bewendet es bei der Regelung der 
§§ 17, 22. Bund und Länder sind nicht ver- 
pflichtet, bisher nicht aufgerufene Ansprüche 
zur Befriedigung auszurufen. 
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(5) Soweit ein Anspruch gemäß dem bis- 
herigen Recht nach dem Tode des Berech- 
tigten auf den Erben übergegangen war 
oder von sonstigen Personen geltend gemacht 
werden konnte, bleibt eine in diesem Gesetz 
getroffene anderweite Regelung außer An- 
wendung. 

(6) Den Aufwand tragen die Länder. 

§ 108 

(1) Hat das bisherige Recht wegen eines 
Schadens Geldansprüche in geringerer Höhe 
gewährt als dieses Gesetz und sind diese An- 
sprüche vor dem Inkrafttreten des Gesetzes 
durch Bescheid oder gerichtliche Entscheidung 
abschließend geregelt worden, so kann der 
Berechtigte einen Mehranspruch wegen des- 
selben Schadens nur geltend machen, wenn 
der Mehranspruch folgende Mindestgrenze 
übersteigt: 

a) bei Schäden nach Abschnitt IV und V: 
insgesamt 10 v. H. des maßgebenden Jah- 
reseinkommens (§15 Abs. 6), 

b) bei den übrigen Schäden: je Titel 100 
Deutsche Mark. 

F~ 

(2) Als derselbe Schaden gelten die Schä- 
den der Abschnitte IV und V zusammen- 
genommen, im übrigen die jeweils in dem- 
selben Titel geregelten Schäden. 

(3) Wiederkehrende Leistungen, die »auf 
Zeitabschnitte nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes entfallen, werden ohne Rücksicht 
auf eine Mindesterhöhung neu festgesetzt; 
bei der Anwendung der Absätze 1 und 2 
bleibt ihre' Erhöhung außer Betracht. 

(4) Ist ein Schaden (Absatz 2) unter der 
Geltung eines ungünstigeren Gesetzes durch 
Vergleich abschließend geregelt worden, so 
kann sich der Berechtigte bis zum Ablauf der 
Anmeldefrist von dem Vergleich lossagen. 
Die fristgemäße Lossagung hebt den Ver- 
gleich auf, wenn es der Billigkeit wider- 
spricht, den Berechtigten an dem Vergleich 
festzuhalten oder wenn die zuständige Be- 
hörde der Aufhebung durch Bescheid zu- 
stimmt. 

(5) Schäden, deretwegen Geldansprüche zur 
Zeit des Vergleichs nicht gegeben oder nicht 
erhoben waren, gelten auch dann nicht als 
durch den Vergleich geregelt, wenn dieser 
eine allgemeine Abfindungserklärung ent- 
hält. Hat sich der Berechtigte für den Fall 


einer künftigen günstigeren Gesetzgebung 
seine Rechte Vorbehalten, so bleibt der Ver- 
gleich zu seinen Gunsten wirksam, steht aber 
der Geltendmachung eines über den abge- 
goltenen Anspruch hinausgehenden Anspruchs 
nicht entgegen. 

(6) Ob die Voraussetzungen gegeben sind, 
unter denen nach den Absätzen 1 bis 5 ein 
Anspruch oder Mehranspruch erhoben wer- 
den kann, entscheidet die zuständige Behörde 
unter Anwendung des § 98. Die Entschei- 
dung unterliegt der Nachprüfung auf Er- 
messensfehler durch den Einzelrichter des 
Gerichtes erster Instanz; dessen Entscheidung 
ist endgültig. 

§ 109 

Soweit kraft dieses Gesetzes ein Wechsel 
der Zuständigkeit eintritt, beschränkt er sich 
auf die Ansprüche, für die der Bund Träger 
des Aufwands ist. Insoweit bewirkt das neu 
zuständige Land die Leistungen mit der in 
§ 86 bezeichneten Folge auch dann, wenn 
der Anspruch gegenüber dem bisher zustän- 
digen Land schon rechtskräftig festgestellt 
war. 

§ no 

(1) Zum Ausgleich ihrer Vorausleistungen 
auf Schäden nach Abschnitt IV bis VI er- 
stattet der Bund den Ländern 85 v. H. der 
Beträge, die sie im Rahmen dieses Gesetzes 
seit dem 1. Januar 1953 auf die genannten 
Schäden geleistet haben. 

(2) Die Ausgleichszahlungen sind in zehn 
gleichen Jahresraten, beginnend mit dem 
1. Juli 1953, fällig. 

(3) Alle übrigen bis zum Inkrafttreten 
des Gesetzes bewirkten Leistungen sowie die 
bis dahin fällig gewordenen wiederkehren- 
den Leistungen tragen die Länder. 

(4) EinVorbehalt, wonach eine Leistung 
vorschußweise für den Bund bewirkt werde, 
ist unwirksam; im Verhältnis von Land zu 
Land bleibt ein Vorbehalt dieses Inhalts 
wirksam. Die Abtretung eines Anspruchs ge- 
gen den Bund an das leistende Land ist 
wirksam, wenn das Land zur Leistung nicht 
verpflichtet war. 

§ Hl 

(1) Soweit die Rückerstattungsgesetze der 
Ergänzung bedürfen, bleibt die Regelung 
einem besonderen Gesetz Vorbehalten; dies 
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gilt insbesondere für die gegen das Reich 
und andere Rechtsträger der öffentlichen 
Hand gerichteten Geldansprüche, die aus 
Vermögenseinziehungen, Zwangsablieferun- 
gen und Wegnahmen hervorgegangen sind. 
Nach Maßgabe dieser Regelung wird der 
Bund den Ländern der französich besetzten 
Zone den Aufwand ersetzen, der ihnen nach 
§ 107 Abs. 1 Satz 3, Abs. 6 erwächst oder 
nach § 110 Abs. 4 verbleibt. 

(2) Es ist unschädlich, wenn ein Wieder- 
gutmachungsanspruch gegen einen Rechts- 
träger der öffentlichen Hand deshalb nicht 
gemäß den Rückerstattungsgesetzen angemel- 
det wurde, weil er vermeintlich nicht unter 
diese Gesetze fiel. 


§ 112 

(1) Die Leistungen aus diesem Gesetz und 
aus den bisher in den Ländern geltenden Ent- 
schädigungsgesetzen unterliegen nicht der Ein- 
kommensteuer. Soweit sich eine Entschädigung 
nach dem früheren Einkommen richtet, ist das 
Einkommen maßgebend, das nach Abzug der 
Steuer verblieb. 

(2) Die näheren Bestimmungen trifft ein 
Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Ein- 
kommensteuergesetzes. 

§ H3 

(1) Körperbeschädigte Verfolgte und die 
Hinterbliebenen getöteter Verfolgter, die beim 
Inkrafttreten des Gesetzes staatenlos oder po- 
litische Flüchtlinge waren und zu diesem Zeit- 
punkt von keinem Staat und keiner zwischen- 
staatlichen Organisation durch laufende Zu- 
wendungen betreut wurden, erhalten nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen zwei 
Drittel der in Abschnitt II vorgesehenen Lei- 
stungen auch dann, wenn 

a) die Verfolgung aus Gründen der Nationa- 
lität stattgefunden hat, 

b) die Voraussetzungen des § 13 nicht er- 
füllt sind. 

(2) Hat die Verfolgung aus Gründen der 
Nationalität stattgefunden, so besteht der An- 
spruch nur, wenn der Verfolgte auf Veranlas- 
sung oder mit Billigung einer Staats- oder Par- 
teistelle unter Verletzung unbestrittener 
Grundsätze des Völkerrechts getötet oder kör- 
perlich beschädigt wurde. Ein Beschädigter hat 
den Anspruch insbesondere dann, wenn er ge- 


martert oder wenn er Menschenversuchen un- 
terzogen wurde. 

(3) Hatte der Verfolgte am Stichtag seinen 
Wohnsitz im sowjetischen Besatzungs- oder 
Machtgebiet und trifft nicht die in § 13 
Abs. 1 c bezeichnete Ausnahme zu, so entfällt 
der Anspruch. 

(4) Der Anspruch erstreckt sich nicht auf 
Heilbehandlung 

a) bei Krankheiten, die mit der Verfolgung 

in keinem ursächlichen Zusammenhang 

stehen, 

b) für Angehörige. 

(5) Die Aufwendungen trägt der Bund. 

§ 114 

(1) Dieses Gesetz findet auf verschleppte 
Personen, d. h. auf solche Personen ausländi- 
scher Staatsangehörigkeit, die von den na- 
tionalsozialistischen Machthabern aus den 
Gründen des § 1 in Haft genommen und in 
das Reichsgebiet verschleppt wurden (Dis- 
placed persons) und auf ihnen gleichstehende 
Personen, die nach Beendigung der Kriegsmaß- 
nahmen aus politischen oder persönlichen 
Gründen ihr Heimatland verließen (Infiltrees) 
keine Anwendung. Die Regelung ihrer Wie- 
dergutmachungsansprüche bleibt einem beson- 
deren Gesetz Vorbehalten. 

(2) Bis zum Inkrafttreten des in Absatz 1 
genannten Gesetzes erstattet der Bund den 
Ländern, die auf Grund der in ihnen gelten- 
den Wiedergutmachungsgesetzgebung Entschä- 
digungsleistungen im Sinne des vorstehenden 
Gesetzes zu gewähren haben, 85 v. H. ihres 
Aufwandes nach näherer Bestimmung einer 
von der Bundesregierung mit Zustimmung des 
Bundesrates zu erlassenden Rechtsverordnung. 

§ 115 

Die oberste Wiedergutmachungsbehörde 
eines Landes kann in Härtefällen eine in die- 
sem Gesetz nicht vorgesehene Leistung gewäh- 
ren. Der Bundesminister bestimmt mit 

Zustimmung des Bundesrates, welcher Betrag 
der obersten Wiedergutmachungsbehörde eines 
jeden Landes hierfür in jedem Haushaltsjahr 
zur Verfügung gestellt wird. 

§ 116 

(1) Ist über einen auf das bisherige Recht 
gestützten Anspruch ein Rechtsstreit anhängig. 
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so kann das Gericht, satt auf Grund dieses 
Gesetzes zu entscheiden, 

a) das Verfahren aussetzen, bis die zustän- 
dige Behörde einen neuen Bescheid erlassen 
hat, 

b) den Rechtsstreit in die erste Instanz zu- 
rückverweisen, 

c) den Rechtsstreit für erledigt erklären und 
der zuständigen Behörde aufgeben, einen 
neuen Bescheid zu erlassen, gegen den er- 
neut das Gericht erster Instanz angerufen 
werden kann, 

(2) Gerichtskosten kommen, soweit sich der 
Rechtsstreit oder eine Instanz erledigt hat, 
nicht zum Ansatz. Über die Parteikosten ent- 
scheidet das Gericht nach billigem Ermessen. 

§ 117 

Durch eine Regelung nach § 93 können dem 
in § 99 vorgesehenen Rechtszug auch unter- 
worfen werden: 

a) die Ansprüche gegen Personen, die wegen 
der in diesem Gesetz geregelten Schäden 
nach anderen Vorschriften schadensersatz- 
pflichtig sind, mit Ausnahme der An- 
sprüche, für die die Rückerstattungsgerichte 
zuständig sind, 

b) die nach § 101 ergehenden Rücknahme- 
bescheide, 

c) die Entscheidungen oder Vorentscheidun- 
gen, die auf Grund anderer Gesetze über 
das Bestehen eines Vorzugsrechts oder einer 


sonstigen Vergünstigung für Verfolgte zu 
treffen sind. 

§ 118 

Durch Rechtsverordnung kann die Bundes- 
regierung mit Zustimmung des Bundesrates 
weitere Uberleitungsvorschriften treffen, so- 
weit sich bei der Anwendung der Vorschriften 
dieses Abschnitts Lücken ergeben. Die weite- 
ren Vorschriften müssen den Rechtsgrund- 
sätzen entsprechen, die den Vorschriften dieses 
Abschnitts zugrundeliegen. 

§ 119 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§13 Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 — Bundesgesetzbl. I S. 1 — auch im 
Lande Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund der in diesem Gesetz enthaltenen Er- 
mächtigung erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Uberleitungs- 
gesetzes. 

(2) Unter der Voraussetzung des Absatzes 1 
gilt § 2 Abs. 1 Nr. 4 des Berliner Gesetzes über 
die Entschädigung der Opfer des National- 
sozialismus in der Fassung des Änderungs- 
gesetzes vom 21. Februar 1952 (GVBl. S. 113) 
weiter. 

§ 120 

Das Gesetz tritt am in Kraft. 
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Anlage 4 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu dem vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines Bundesentschädigungsgesetzes 
— Bundesratsdrucksache Nr. 413/52 — 


Dem Gesetzentwurf kann nicht zugestimmt werden. 


Begründung 


Im Vierten Teil des Vertrages zur Regelung 
aus Krieg und Besatzung entstandener Fra- 
gen, des Überleitungsabkommens zum Deutsch- 
landvertrag, und in den im Protokoll Nr. 1 
zum Israel-Abkommen niedergelegten Verein- 
barungen mit der Conference on Jewish Ma- 
terial Claims Against Germany ist vorgesehen, 
die gegenwärtige Entschädigungsgesetzgebung 
durch ein Bundesergänzungsgesetz dahin zu er- 
weitern und abzuändern, daß die Rechtslage 
für die Verfolgten im gesamten Bundesgebiet 
nicht weniger günstig gestaltet wird, als sie 
gegenwärtig in der amerikanischen Zone nach 
dem dort geltenden Entschädigungsgesetz ist. 
Diesen Verpflichtungen entspricht der vielfach 
frei gestaltete Bundesratsentwurf in seinem 
Aufbau und in einer Reihe wesentlicher Be- 
stimmungen nicht. 


Demgegenüber übernimmt der anliegende von 
der Bundesregierung hiermit vorgelegte Ent- 
wurf die Grundstruktur und die sich aus ihr 
ergebenden Einzelbestimmungen des Entschä- 
digungsgesetzes der amerikanischen Zone und 
beschränkt sich bei der Ergänzung im wesent- 
lichen auf die Vorschriften, deren Aufnahme 
vom Bundestag in seinem Beschluß vom 
11. September 1952 gewünscht und durch die 
übernommenen Verpflichtungen geboten war. 
Auf die näheren Ausführungen hierzu in der 
Begründung zum Regierungsentwurf eines 
Bundesergänzungsgesetzes zur Entschädigung 
für Opfer der nationalsozialistischen Verfol- 
gung, insbesondere unter A III, wird Bezug 
genommen. 
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